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Bundesverſammlung des Oſtbundes und verdrängten ⸗Kongreß. 


Ausſprache über das Polenabkommen. — Allſeitige Betonung ſchwerſter Sorgen wegen feiner Folgen. — Die 
Bedeutung der Oftfragen und die Not des Oſtens. — Einmütige Forderungen in der Entſchädigungsfrage. — 
Glänzender Verlauf des Verdrängten-Kongreſſes. — Erregte Stimmung der Maſſen. 


Die ſatzungsgemäße Bundesverſammlung des Deut- 
ſchen Oſtbundes am 8. März und der ſich an dleſe anſchließende 
Berdrängten-Kongreß geftalteten ſich zu hochbedeut⸗ 
amen Veranſtaltungen, deren Wirkungen weit über den 
Kreis der Teilnehmer und über den Tag hinausreichen werden. Bei 
beiden Veranſtaltungen ging es infolge der Wichtigkeit der Fragen, 
die dabei erörtert wurden, zeitweilig recht lebhaft zu, aber wenn auch 
in der Beurteilung einzelner Punkte die Meinungen hier und da 
auseinandergingen, ſo blieb doch die Einigkeit und Ge⸗ 
ſchlofſenheit gewahrt und der Verlauf ein durchaus harmo— 
niſcher. Kein Wunder, da ja alle von dem gleichen Wollen und 
Streben, Denken und Empfinden beſeelt waren! 

In der Bundestagung kamen die verjchiedenen Aufgaben 
des Oeutſchen Oſtbundes mit gleicher Eindringlichkeit zur Geltung: 
Die Aussprache über das Polen abkommen hatte als bedeut- 
ſamen Hintergrund den Schutz un- 
jerer Brüder und Schweſtern 


Kundgebung des Verdrängtenkongreſſes an alle Fraktionen des Reichs- 
tages Einladungen hatte ergehen laſſen. Der parlamentariſche Hoch— 
betrieb im Neichstage und die derzeitige Abweſenheit der meiſten 
Landtagsmitglieder brachte es mit ſich, daß nicht alle Fraktionen 
vertreten waren. Wohl aber kam namentlich bezüglich des Polen- 
abkon nens das Für und Wider zur Geltung, jo daß die ſich wider- 
fireitenden Intereſſen ſcharf beleuchtet wurden und nach langer Aus- 
ſprache mit großer Mehrheit eine Entſchließung angenommen 
wurde, die noch einmal die Sorgen wegen des Polenabkommens in 
ſchärfſter Weiſe hervorhebt, um zu veranlafjen, daß den Deutjchen 
drüben die Vorteile, die ihnen das Abkommen bringen ſoll, wirklich 
geſichert werden, und die ferner die baldige Aufſtellung und 
Durchführung eines großzügigen Oftprogramns 
verlangt, um das Deutſchtun in den uns verbliebenen Ojtgebieten 
wirtschaftlich und kulturell nicht nur lebensfähig, ſondern auf der 

Höhe zu erhalten und dadurch Wir- 


im abgetretenen Gebiet und 
drehte ſich vor allem um die Sorge, daß 
nicht die Wege zu einer Abände- 
rung der Oftgrenzen, die unbe- 
dingt kommen muß, verbaut werden; die 
Vorträge des Herrn Bundespräſidenten 
Dr. Lüdtke über die kulturelle 
Miſfſion des Deutſchtums im 
Oſten und über die kulturpoli⸗ 
tiſche Arbeit des Deutſchen 
Oſtbundes ſowie die mit der Bundes- 
tagung verbundene oſtmärkiſche 
Ausſtellung wieſen hin auf die 
große vaterländiſche Bedeu- 
tung der Oſtfragen und auf die 
ungeheuren Nöte, in die der 
Osten diesſeits und jenſeits der Grenze 
durch das Diktat von Verſailles ge- 
raten iſt; die Erörterung der Ent- 
ſchädigungsfrage ſowohl in der 
Bundestagung wie auf dem Ver- 
drängtenkongreß zeigte endlich erneut, in 
wie nachdrücklicher Weiſe der Oſtbund 
lich auch der wirtſchaftlichen 
Intereſſen feiner Mitglieder annimmt 
und wie ſehr er die Entfehädigungs- | 
frage unter dem großen Geſichtswinkel 
des Wiederaufbaues unjerer 
Wirtſchaft und der Seſundung 8 
unſeres Bolkstums ftellt. 

Bei Erörterung dieſer wichtigen 
Fragen hat es ſich erneut gezeigt, daß 
der Deutſche Oſtbund eine 
wirklich überparteiliche Or- 
ganiſation if. Er hat es dadurch 
bewieſen, daß er zu Jeiner Bundes- 
tagung alle Fraktionen des Reichstages 
und des Landtages eingeladen hat, wie 
auch die Arbeitsgemeinſchaft zu der 
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kungen der Verträge mit Polen, die 
möglich ſind, entgegenzutreten. 
er Wiederaufbau des 
durch das Schanddiktat von 
Verfailles jerfrümmerten 
| Oftens bildete auch einen wejentlichen 
Punkt bei der großen Kund- 
gebung des Verdrängten⸗ 
kongreffes, indem Herr Bundes- 
präſident Dr. Lüdtke in einem all- 
jeitig mit größtem Intereſſe aufgenom- 
menen Vortrage die Bedeutung der 
Oſtfragen dieſer RNieſenverſammlung aus- 
einanderjette, den Teilnehmern klar- 
machend, daß die Preisgabe des 
Oſtens zugleich auch den Nie⸗ 
dergang des Vaterlandes be- 
deuten würde. Um das zu verhüten, trat 
er nachdrücklich für die wirtſchaftliche 
und kulturelle Förderung des Oſtens und 
des Wiederaufbaues der Exiſtenzen der 
oſtmärkiſchen Vertriebenen ein, während 
Bundespräſident Gin ſchel die Ent- 
ſchädigungsforderungen ver⸗ 
trat, die die Arbeitsgemeinſchaft für die 
Sojamtbeit der Geſchädigten wie auch 
für die Oftmärker im beſon⸗ 
deren (Nückerjtattung der Abwan⸗ 
dererfteuer, Schadloshaltung für 
Exiſtenzverluſte uſw.) aufgeſtellt hat. 
So ergänzten ſich beide Veranſtal— 
tungen in zweckentſprechender und wirk- 
ſamer Weile. Sie haben erſichtlich auch 
auf die zahlreich anweſenden Vertreter 
der Preſſe einen tiefen Eindruck ge- 
macht, was ſich aus der Fülle und der 
Art der Berichte ergibt, die in der 
ganzen deutſchen Preſſe über die beiden 
Veranſtaltungen erſchienen, worauf wir 
in der nächſten Nummer zurückkommen. 
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Wir erwarten, daß Regierung und Reichstag 
der gefchloffenen Stellungnahme der Teilnehmer 
beider Veranstaltungen durch gebührende Beach- 
tung der aufgeſtellten und mit allem Nachdruck ver⸗ 
tretenen Forderungen Rechnung tragen. 


Eine vertrauliche Beſprechung 


wiſchen den Mitgliedern des Vundespräſidiums und den Vorſitzenden 
dar Landesverbände am Freitag (7. März) nachmittags im großen 
Oſtbundſitzungsſaal leitete die Ojtbund-Tagung ein. Es wurden dabei 
Organiſationsfragen beſprochen und eine Ausſprache über die Vor- 
lagen für die Vertreterverſammlung damit verbunden. Die vertrauens 
voll geführten Verhandlungen, die ſich insbeſondere auch mit dem 
bekannten Miniſterialerlaß über den Oſtbund beſchäftigten, 
verliefen zu allgemeiner Befriedigung. Sie dauerten infolge der ein- 
gehenden Erörterungen von nachmittags 3 Uhr bis 875 Uhr. 


Ein zwanglofer Begrüßungsabend 


im „Ulap“ ſchloß ſich au und ermöglichte Ausſprachen zwiſchen den 
Teilnehmern über landsmannſchaft-⸗ 
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Sraktionen ergangen, und mit Freude könne feſtgeſtellt werden, daß 
von allen Seiten Schreiben eingegangen ſeien, die die allgemeine 
Sympathie und Anerkennung für die Tätigkeit und die Ziele des 
Bundes bekunden. Von Herrn Dr. Hermann Fiſcher, dem 
Direktor des Hanſabundes, einem angeſehenen Mitgliede der demo⸗ 
kratiſchen Neichstagsfraktion, gewählt im Wahlbezirk Frank- 
furt a. d. O.-Hrenzmark, war folgendes Telegramm eingegangen: 
„Bedaure ebenſo wie andere an Oſtfragen beſonders intereſſierte 
Kollegen, an Ihrer Kundgebung durch zwingende parlamentariſche 
Pflichten nicht teilnehmen zu können. 
Dr. Hermann Filcher.“ 
Bundespräfident SGinſchel verwies auf eine Reihe weiterer 
Begrüßungstelegramme und Entſchuldigungsſchreiben. Die Neichs⸗ 
geſchäftsſtelle der Deutſchen Volkspartei hatte mitteilen laffen, daß 
ein Vertreter, wenn irgend möglich, an den Tagungen teilnehmen 
werde. Wenn dies im letzten Augenblick infolge der kritiſchen Ber⸗ 
hältniffe im Reichstag nicht möglich fein ſollte, jo btte fie das Aus- 
bleiben entschuldigen zu wollen. Außerdem hatten einzelne Mit- 
glieder der Neichstags- und Landtagsfraktion der Deutſchen Volks- 
partei mitgeteilt, daß ſie durch anderweitige dringende Inanfpruch⸗ 
nahme am Erſcheinen verhindert 


liche Fragen, über die in der Oſt⸗ 
bundarbeit gemachten Erfahrungen 
und den Austauſch von Erinnerungen 
an die alte Heimat. 

Am Sonnabend begannen die Be⸗ 
ratungen bereits vormittags 9 Uhr. 
mit einer 5 


H auplvorſtands⸗ 
ſitzung 


im kleinen Saal der Brandenbur- 
giſchen Girozentrale. Saft alle Teil- 
nehmer waren pünktlich zur Stelle. 
Es fand eine Verſtändigung über die 
für die Vorſtandswahlen der 
Vertreterverſammlung zu machenden 
Vorſchläge ſtatt, ſowie eine einge⸗ 
hende Beſprechung der Anträge auf 
Herabſetzung des Bundesbei⸗ 
trages, die auch in der vertrau— 
lichen Beſprechung am Freitag ſchon 
eingehend erörtert worden war. Mit 
großer Mehrheit beſchloß auch dies⸗ 
mal der Vorſtand wieder, der Ver⸗ 
treterverſammlung die Beibehaltung 
des bisherigen Bundesbeitrages zu 
empfehlen. Nachdem andere ge» 
ſchäftliche Angelegenheiten erörtert 
worden waren und einmütige Erledi⸗ 
gung gefunden hatten, wurde der 
Erlaß des Minifters Grie⸗ 
jinſki beſprochen und dann in 


Jeien, jo die Herren Reichstagsabge- 
ordneten Freiherr von Nheinbaben 
und Landtagsabgeordneter Ökonomie» 
rat Dr. h. e. Schiftan, der erneut 


feine warme Anteilnahme an den 
Beſtrebungen des Deutſchen Oft- 
bundes hervorhob. Von der Ge- 


Ichäftsſtelle der Zentrumspartei war 
ebenfalls ein Entſchuldigungsſchreiben 
eingegangen, und von der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei hatten einzelne 
Mitglieder, wie Herr Miniſterprä⸗ 
ident a. D. Stelling, ihr Erſcheinen 
angekündigt, wenn dringende Inan- 
ſpruchnahme durch die Parteibe- 
Iprebumg wegen der Krilis im 

eichstage dies nicht im letzten 
Augenblick unmöglich mache. Im 
ganzen ergaben dieſe Suſchriften ein 
lebhaftes Intereſſe der Parteien für 
die Bestrebungen des Deutſchen Oft- 
bundes. Nachdem Herr Sinſchel 
noch die Vertreter der befreundeten 
Oftverbände und andere Ehrengäſte, 
wie Herrn Sundikus Bud juhn. 
begrüßt hatte, hörte die Verſammlung 
stehend die Worte des ehrenden Ge- 
denkens für die im vergangenen 
Jahre verſtorbenen Mitglieder des 
Hauptvorſtandes, den Herrn Ober- 
bürgermeiſter Dr. Trautmann, 
Herrn Rektor Lange und Herrn. 
Hauptlehrer Brauer und all die 
anderen Mitglieder des Bundes an, 


eine Aussprache über das Polen- 
abkommen eingetreten, die in 
der Vertreterverſammlung fortgeſetzt 
wurde. 


Die Jahreshauptverſammlung. 


Im großen Sitzungsſaal der Brandenburgiſchen Girozentrale be- 
gann um 10 Uhr die ordentliche Hauptverſammlung des Deutjchen 
Oſtbundes. Ein geeigneter Rahmen für die Veranſtaltung war da⸗ 
durch geſchaffen, daß einige Proben aus der im Entjtehen begriffenen 
oftdeutſchen Wanderausftellung des Deutschen Oſtbundes im Saale 
untergebracht worden waren. Sie gaben durch ihre ſorgſame Aus- 
wahl und wirkſame Anbringung eine Vorſtellung von der Abjicht 
und dem Wert des Ausſtellungsplanes und Jollten für die Anweſenden 
zugleich ein Anreiz fein, ſich an dem Gelingen der Ausſtellung zu be- 
keiligen, indem ſie aus eigenem oder dem Beſitz ihrer Freunde und 
Bekannten weitere Gegenjtände zur Verfügung ftellen, die ſich auf 
die Geſchichte der Oſtmark, die Polengefahr, die Aufftands- und Ab- 
tretungszeit, die Srenzzerreißungsſchäden und die Wiederaufbauarbeit 
beziehen und die in Wort und Bild den deutſchen Charakter des 
geraubten Gebietes unwiderleglich beweiſen. 


(Text ſiehe 


Sur Jahreshauptverſammlung waren die Vertreter Jämtlicher 
Landesverbände und zahlreicher Ortsgruppen aus ollen Teilen des 
Reiches erſchienen. Herr Bundespräſident Gi Gren konnte in 
ſeiner einleitenden Ansprache den hochverehrten Ehrenpräſidenten des 
Deutſchen Oftbundes, Herru Seh. Nat v. Tilly, begrüßen, dem er 
für die durch 11 Jahre hindurch in treueſter Hingabe an die große 
Sache geleiſtete, mühevolle Arbeit den wärmſten Dank im Namen der 
Verſammlung aussprach. Nedner begrüßte ſodann die anweſenden 
Parlamentarier, die Herren Graf v. Weſtarp, Laverrenz, 
Ohler und Piſch ke, deren Gegenwart deshalb beſonders wert- 
voll ſei, weil hier Fragen zur Erörterung ſtänden, die für den deutſchen 
Oſten von grundlegender Bedeutung ſind. Entlprechend der über- 
parteilichen Einftellung des Oſtbundes ſeien Einladungen an alle 


Der bisherige Neichsbankpräſidenk Dr. Schacht. 
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die der Cod aus den Neihen der 
Kämpfenden Oſtmärker herausge- 
riſſen hat. N 
. . Im weiteren Verlaufe feiner Nede 
führte Herr Bundespräfident Hinſchel etwa folgendes aus: 

Wir ſtehen in einer Seit politiſchen Hochwellenganges. Mit dem 

, Neuen Plan und dem Polenabkommen 
verbinden ſich Fragen, die für das zukünftige Schickſal des deutſchen 
Oftens von entſcheidender Bedeutung find. Es iſt bezeichnend, daß 
das Polenabkommen auch bei Jolhen Parteien, die ſonſt gegenüber 
unjerem öſtlichen Nachbarn eine einheitliche Haltung einnehmen, tief- 
gehende Meinungsverfchiedenheiten hervorgerufen hat und daß vor 
allem Abgeordnete der Volkspartei und des Zentrums, aber auch 
demokratifihe Abgeordnete aus dem Oſten ſchwerſte Bedenken gegen 
die Annahme des Abkommens geäußert haben. Der Deutfche Oſtbund 
hat im „Oſtland“ und in einer Eingabe an den Reichstag Jeine Auf- 
faffung dahin zum Ausdruck gebracht, daß das Abkommen in der 
Sorm, in der es am 31. Oktober letzten Jahres abgejchloffen worden 
iſt, nicht angenommen werden könne. Unter dem Druck der 
Oppojition hat die Reichsregierung in einem Notenwechſel mit Polen 
gewilſe Verbeſſerungen zugunſten des Deutſchtums jenfeits der Hrenze 
erreicht. Ob fie als ausreichende Sicherungen anzuſehen ſind, das ift 
eine der uns allen aufs tiefſte bewegenden Streitfragen. 

Herr Ginſchel ging dann kurz auf zwei wichtige Fragen ein, die mit 
dem dem Reichstag zurzeit vorliegenden Verträgen in Suſammenhang 
ſtehen: Sunächſt die Entfhädigung. Im NRegierungskompromik 
habe man ſich auf die Formel geeinigt, daß das Reich ebenſo ent- 
ſchädigen müjfe, wie Polen auf Grund der Urteile des Internationalen 
Schiedsgerichts hätte entſchädigen müſſen. Dadurch wolle man die 
ſchlimmen Folgen vermeiden, die eintreten könnten, wenn die Ge- 
ſchädigten Recht bekämen bezüglich der Behauptung, daß andernfalls 
die Entſchädigungsbeſtimmungen verfaſſungsändernd feien, aljo von einer 
Sweidrittelmehrheit bewilligt werden müßten, die man nicht zustande 
bringen werde. Der Oſtbund müſſe grundjäßlich fordern, daß Deutſch⸗ 
land nicht ſchlechter entſchädigt, als es Polen tun follte und hätte tun 


1419 


. tätig geblieben. 


FFF 131 


müllen, und daß nicht unter allerlei Vorwänden Abzüge gemacht 
werden, wie es die Reichsregierung zu beabſichtigen scheint. Da es 
in der Negierungsvorlage heißt, daß alle von den Geſchädigten gegen 
den polniſchen Staat geltend gemachten Ansprüche vom Reich über- 
nommen worden ſeien, müffe das Neich nunmehr auch 


die Abwandererfleuer erſetzen. 


„Da das Reich Jahre hindurch gegenüber Polen den Standpunkt ver⸗ 
treten babe, daß die durch die Abwandererſteuer Geschädigten ent- 
ſchädigungsberechtigt find, könne es ſich jetzt nicht ſelbſt diefer Ver⸗ 
pflichtung entziehen. Leider müffe aber feſtgeſtellt werden, daß dem 
Reiche, nachdem es nun Jelbjt entſchädigungspflichtig geworden iſt, 
mancherlei Bedenken kommen, ob ſein früher gegen Polen gerichtetes 
Verlangen richtig geweſen iſt. Dieſe jpezielle Frage, die für zahl- 
‚reiche Oſtmärker von entſcheidender Bedeutung ift, dürfe nicht unter 
den Tiſch fallen. Der Reichstag müſſe ſich hier einer großen Kategorie 
von Geſchädigten annehmen. 

Ju der noch ungeklärten Frage, ob Polen durch den Neuen Plan 
Jonktionsberechtigt wird, führte Herr Ginſchel aus, daß, wenn auch 
nur die Möglichkeit eines polniſchen Sanktionsrechtes vorliege, der 
Oſtbund bei aller gebotenen Nückſicht auf die deutſche Minderheit in 
Polen aufs ſchärffte dagegen Einfpruch erheben müßte. Poincaré 
hatte ſchon beim Nuhreinbruch den Polen die Erlaubnis zugedacht, 
auch ihrerſeits Sanktionen zu nehmen und bis an die Oder vorzu⸗ 
rücken. Damals habe England im letzten Augenblick verhindert, daß 
der Vormarſch der Polen bis Breslau, Frankfurt a. d. O. und 
Stettin erfolgte. Vielleicht wären dann auch die Tſchechen nicht un⸗ 
Die Wiederkehr einer ſolchen Möglichkeit müffe ab- 
jolut ausgejchloffen fein. Wie für das Liquidationsabkommen mit 
Polen, jo gelte auch für den zu erwartenden Handels vertrag, 
daß von deutſcher Seite alles getan werden müffe, um auch nur den 
Anſchein zu vermeiden, daß ſich mit den in diefen Verträgen den 
Polen gemachten Sugeſtändniſſen etwa ein verkappfes Oftlocarno 
verbinde. Eine Dauerfreundſchaft mit Polen auf Koften einer Grenz- 
reviſion ſei unannehmbar. Alle dieſe Verträge dürfen nicht mehr 
bedeuten als die Regelung wirtſchaftlicher und juriſtiſcher Einzel- 
fragen. Solcher Verträge hätten wir mit Polen ja bereits 29. Auch 
zein Handelsvertrag mit Polen müſſe ja ſchließlich einmal 
Kommen, da man nicht ewig eine chineſiſche Mauer zwiſchen Deutjch- 
land und Polen beſtehen lajjen könne und da namentlich die ſchleſiſche 
Induſtrie und das Gewerbe in den Oſtprovinzen den Abſchluß eines 
jolchen Vertrages wünſchen. Aber er dürfe nicht die deutſche Land- 
wirtſchaft überhaupt und die oſtdeutſche Landwirtſchaft und damit 
unfere Oſtſiedlung schädigen oder gar ruinieren, und er dürfe nicht mehr 
ein Freundschafts- wie ein Handelsvertrag ſein und unſeren An- 
jprüchen auf Abänderung der Oftgremen nichts vergeben. Die Neichs⸗ 
regierung dürfe nicht vergeſſen, daß Streſemann ſeinerzeit den Locarno 
vertrag abgeſchloſſen, d. h. die Weſtgrenze befriedet hat, um im Often 
freie Hand zu bekommen und die Abänderung der Oſtgrenze betreiben 
zu können. Damals habe ſich der Deutſche Ojtbund im bewußten 
Gegenſatz zu weiten Kreiſen der deutſchen Bevölkerung im Oſten hinter 
die Locarnopolitik geſtellt, weil er überzeugt war, daß hier das beſte 
Mittel zur Ankurbelung der Oſtgrenzenabänderung war. Dieſer 
Vorteil der Locarnopolitik dürfe jetzt nicht in einem Nauſcher⸗Rauſch 
preisgegeben werden. Dies fei das Hauptproblem. Alles andere 
komme erft in zweiter Linie. Und weil weite Kreiſe des Oſtens in 
dieſer Beziehung mißtrauiſch ſeien, verlangten ſie die Ablehnung des 
Polenvertrages. In der Tat ſei er gefährlich und könne nur ſchwerſte 
Sorge für unjere Oftpolitik auslöſen. Der Deutſche Oſtbund habe 
dieſen Sorgen immer wieder den ſchärfſten Ausdruck gegeben. Aber 
es Jei zu bedenken, daß das Polenabkommen ja alle Vorteile der 
deutſchen Minderheit in Polen zuwenden wolle. Die ſei jo bedroht, 
daß die Bolksgenoffen im Reich ihr helfen müßten, wie und wo fie 
nur könnten. Und mit Nückſicht darauf fei der Ojtbund nicht für die 
Ablehnung des Abkommens eingetreten, ſondern für ſeine Ver- 
beſſerung, damit die den Deutſchen in Polen zugedachten Vorteile 
geſichert ſeien. Das Polenabkommen könne verhängnisvoll 
wirken, falls es angenommen werde, aber es müj)e es nicht. Aus- 
Ichlaggebend ſei für die Wirkung Willen und Sielrichtung unſerer 
Oſtpolitik. Die müfje in dem früheren Inſtinkt Bismarcks orientiert 
ein und bleiben. Sie dürfe den Oſten um keinen Preis preisgeben, 
jondern müſſe mit allen Mitteln die friedliche Inrückgewinnung der nus 
entrijjenen Oftgebiete erſtreben, die internationale Bewegung zur Wieder⸗ 
gutmathung des Unrechts im Offen jördern und inzwischen den Offen 
vor Verödung und Polonijierung ſchützen. (Lebh. Beifall.) 


Ansprachen von Parlamenkariern über das Polen⸗ 

} abkommen. 

 Reichstagsabgeordneter Laverren: gab zunächſt einen Über⸗ 
blick über den gegenwärtigen Stand der Entſchädigungsfrage: Es 
handele lich um zwei Dinge. J. Wie wird das Reich die Polen- 
geschädigten zufriedenſtellen? 2. Wird es möglich fein, die Anſprüche 
der übrigen Geſchädigten wieder neu aufleben zu lallen? Sur erſten 
Frage führte der Redner u. a. folgendes aus: Die Summe, zu deren 
Sahlung auf Grund der deutſchen Klagen Polen vor dem Schieds- 
gericht vorausfichtlich verurteilt worden wäre, wird auf 500 Millionen 
Reichsmark angegeben. Von Negierungsſeite aber ift bereits geäußert 
worden, daß das Neich mit 250 Millionen auszukommen gedenkt. Sur 
zeit iſt es noch nicht möglich, die Rechtslage zu klären. Es muß erſt ab- 
gewartet werden, wie die Entſchädigung praktiſch durchgeführt wird. 
Sür die Bearbeitung der Entſchädigungsfälle aus dem Polenabkommen 
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wird nicht mehr das Reichsentichädigungsamt, das am 1. April auf- 
gelöft wird, zuſtändig ſein, ſondern eine neu zu ſchaffende, dem Neichs⸗ 
finanzminiſterium unterſtellte „Entſchädigungsſtelle“. Erſt 
wenn von dieſer Stelle Entſcheidungen über die Höhe und Art der Ent- 
ſchädigungen vorliegen, wird es möglich Jein, eine grundſätzliche Klärung 
durch die Anrufung des Neichswirkſchaftsgerichts herbeizuführen. Gute 
Arbeit kann ja von einer ſolchen Stelle durch Vergleiche geleiftet 
werden; aber die Erfahrung, die man bisher im Entſchädigungsweſen 
gemacht hat, rechtfertigt das allgemeine Mißtrauen gegen das Reich. 
115 i wird über die Frage noch eingehend zu ver- 
andeln ſein. 

Sum Punkt 2 führte der Redner aus: Der Artikel 297 i des Ver- 
ſailler Oiktats fett die Entſchädigungspflicht des Deutſchen Reiches 
feſt. Man hätte erwarten ſollen, daß die Reichsregierung nichts 
unverſucht fallen würde, um ſich die Erfüllung diefer Entſchädigungs⸗ 
pflicht durch die Nückerjtattung der Liquidationsüberſchüſſe nach Mög- 
lichkeit zu erleichtern. Aber das Ergebnis der Verhandlungen in Paris 
und im Haag iſt eine rieſengroße Enttäuſchung. 
Acht Liquidationsabkommen mit verſchiedenen Staaten ſind abgeſchloſſen 
worden. Am ſchmerzlichſten iſt der Verzicht der Reichsregierung auf 
die engliſchen Liquidationsüberſchüſſe. Das englische 
Mutterland hat allein 280 Millionen Mk. einbehalten und dieſe Summe, 
wie verschiedentlich behauptet wird, bereits zu Nültungszwecken aus- 
gegeben. Der Schatzkanzler Snowden habe ſich energiſch einer Aus- 
zahlung der Überſchüſſe widerſetzt, da es nicht möglich ſei, vom eng⸗ 
liſchen Steuerzahler Gelder zu fordern, die dem deutſchen Kriegsſchuldner 
zufließen ſollen. Snowden hatte kategoriſch den Verzicht Deutſchlands 
auf die Überſchüſſe verlangt und angedroht, England werde ſonſt die 
zweite Haager Konferenz überhaupt nicht beſchicken. Zu den 280 Mil- 
lionen kommen noch die Liquidationsüberſchüſe der Dominions, auf die 
Deutſchland gleichfalls Verzicht geleiftet hat, was im ganzen rund 
400 Millionen AI, aljo faſt eine halbe Milliarde ausmacht. (Hört! 
Hört!) Demgegenüber iſt es ein magerer Troft, wenn Stalien die 
Herausgabe von 5 Millionen Mark jugeſagt hat und wenn von Stank- 
reich rund 7 bis 8 Millionen zu erwarten ſind. Dieſe Summen ſollen 
durch Beihilfen den in jenen Ländern geſchädigten Deutſchen zu- 
gewendet werden. 

Der Abgeordnete Laverren; ging ſodann auf die für alle Ver- 
drängungs- und Gewaltgeſchädigten wichtige Frage ein, was mit den 
überjhüjen, die bei der Schluß entſchädigung erzielt worden Jind, 
geſchehen ſoll. Auf keinen Fall darf zugegeben werden, daß die 
überfchüffe in den allgemeinen Sinanztopf wandern. Eine Veichstags⸗ 
mehrheit hat jetzt beſchlo ßen, die Erſparniſſe nur den Geschädigten zu- 
kommen zu laſſen, und es wird wohl auch Jo kommen. Über die Höhe der 
Überſchüſfe iſt, da die Schlußentſchädigung noch nicht völlig durchgeführt 
iſt, nichts Näheres bekannt. Sie werden auf mindeſtens 20 und hochſtens 
50 Millionen Mark in Schuldbucheintragungen geſchätzt. Die Reichs- 
regierung hat „wohlwollende Behandlung“ zugeſagt. Das Jo not- 
wendige Vertrauen der Geſchädigten zur Entſchädigungspolitik des 
Reiches kann aber nur gewonnen werden, wenn die alte Forderung 
berücksichtigt wird, daß die großen Geſchädigtenberbände der Arbeits- 
gemeinſchaft als Sachberater und Treuhänder bei der Verteilung der 
a zugezogen werden. Es kommt aljo darauf an, ſchnell und richtig 
zu helfen. 

Im folgenden kritiſierte der Redner die Haltung der Reichs- 
regierung in der Behandlung der Schuldbuchfor⸗ 
derungen. Bei den entjcheidenden Beſprechungen im Neichs⸗ 
entſchädigungsamt habe jeder Teilnehmer, ſowohl die Abgeordneten wie 
die Vertreter der Verbände, angenommen, daß die Schuldbuchfor⸗ 
derungen mit 6 v. H. verzinſt werden ſollten. Von Regierungsſeite iſt 
damals keine gegenteilige Außerung gefallen. Trotzdem aber wurden 
auch die Schuldbuch forderungen mit der Kapitalertragsſteuer von 
10 v. H. belegt, ſo daß die Geſchädigten tatſächlich nur eine Ver⸗ 
zinſung von 5,4 v. H. erhalten und ein entſprechend niedrigerer Kurs 
notiert wird. Alle Versuche zur Abſchaffung der Steuer ſind erfolglos 
geblieben. Nach Anſicht des Miniſterialdirektors Dorn vom Reichs. 
finanzminiſterium iſt eine Befreiung von der Steuer nicht möglich, weil 
dadurch das ganze Steuerſyſtem ins Wanken geraten würde. Aber, Jo 
führte der Nedner aus, als im vergangenen Jahre die Hilferding⸗ 
Anleihe unter Dach gebracht werden ſollte, da ging es auf einmal. Dieſe 
Papiere wurden nicht nur von der Kapitalerkrags-, ſondern auch von 
anderen Steuern befreit. Was dort möglich war, ohne daß das Steuer- 
Juftem zuſammenbrach, muß auch bei den Schuldbuchforderungen der 
Geschädigten möglich fein. Der Kurs würde ſich durch die Abſchaffung 
der Steuer um 5 bis 10 v. H. heben, was den Verkauf des Papieres er- 
heblich erleichtern und vielen Geſchädigten eine wefentliche Hilfe fein 
würde. Noch ſchlimmer ift es um den zweiten Typ der Schuldbuch- 
forderungen, die Wiederaufbauzuſchläge, beſtellt, die Jogar 
erſt ab 1945 eine beſcheidene Verzinſung gewähren. Auch hier war bis- 
her von Seiten des Reichsſinanzminiſteriums kein Entgegenkommen zu 
erzielen. Die Arbeitsgemeinſchaft habe ja jetzt Verzinſung beantragt. 

Im Anſchluß an die Entſchädigungsfrage ging der Abgeordnete 
Laverrenz auch auf die anderen Teile des Polenabkommens ein. In der 
Sanktionsfrage, fo ſagte er, ſähen er und ſeine Freunde ſehr nüchtern 
und ſehr ſchwarz. Es iſt eine Auslegungsfrage, bei der immer der 
Stärkere das Necht auf ſeiner Seite hat. Da ſich die Neichsregierung 
auf den Standpunkt ſtellt, daß das Liquidationsabkommen nicht ver- 
verfaſſungsändernd ift, iſt ſeine Annahme, wenn auch nur mit geringer 
Mehrheit, nicht mehr zu verhindern. Sein wichtigſtes Ergebnis iſt, 
daß Polen von der ungeheuren Laſt befreit wird, die auf ihm durch 
den 2%-Milliarden-Anjpruch Deutfchlands gelaftet hat. Nun, da es 
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von der Schuld befreit iſt, wird es in höherem Maße kredit- und 
rüſtungsfähig Jein. Wir dürfen uns nicht darüber täujchen, daß die 
Solge dieſer Entlafiung eine Kräftigung des polniſchen 
Expanſionsdranges Jein wird. Jedem liegt die Erhaltung 
der 12000 deutſchen Anſiedlerfamilien in Poſen und Pommerellen 
am Herzen; aber wir haben keinen Grund, an die polniſche Vertrags- 
treue zu glauben. Deshalb befürchten wir, daß die Opfer, die wir 
in dem Abkommen bringen, nutzlos ſein werden. 

Sum Schluß kam der Abgeordnete noch auf die Emigrankenſtener 
zu ſprechen: Den Abgeordneten, die ſich für eine Erſetzung der Steuer 
einſetzen, werde immer entgegengehalten, daß keine genauen Zahlen 
über die geltendzumachenden Entſchädigungsanſprüche vorliegen und 
daß es daher nicht möglich ift, an eine Entſchädigung herantreten. 
Darauf erwiderte Bundespräsident Ginſchel, daß der Deutſche 
Oftbund feinerzeit eine Anmeldung der Abwandererſteuer durchgeführt 
bat, daß das Material beim Neichsentſchädigungsamt liegt und daß 
Jeinerzeit in amtlichen Beſprechungen Schätzungen der in Frage 
kommenden Werte ſtattgefunden haben. Ungefähr alſo wiſſe man 
darüber ſchon Beſcheid. Der Reichstag ſolle ſich hier nicht mit Aus- 
flüchten abſpeiſen laſſen. 

Die ſchon mehrfach angedeuteten Bedenken gegen das Polen- 
abkommen führte der Neichstagsabgeordnete Ohler in temperament⸗ 
voller Weile weiter aus: Die Nachrichten, daß auf die Neichs⸗ 
regierung von Paris und London her ein Druck ausgeübt worden iſt, 
um die Verträge mit Polen zu erzwingen, ſcheinen zuzutreffen. Wenn 
das aber Jo iſt, dann iſt es unverſtändlich, warum die Reichsregierung 
der deutſchen Öffentlichkeit den Vertrag als vorteilhaft empfiehlt und 
nicht offen und vor aller Welt bekennt, daß ſie nicht freiwillig handelt, 
jondern unter dem Diktat der Mächte ſteht. 

Graf Weſtarp ging in längerer Nede gleichfalls auf die politiſche 
Seite des Liquidationsabkommens ein. Wenn auch keine Ausſicht 
mehr beſteht, die Ratifizierung zu verhindern oder hinauszuſchieben, 
lo muß doch Klarheit über den Inhalt geſchaffen werden. Wenn ſich 
die Deutſchen in Polen, nachdem ſie das Abkommen anfänglich ſcharf 
abgelehnt hatten, nunmehr für ſeine Annahme ausgeſprochen haben, 
jo iſt das menſchlich verständlich; ein Verſinkender greift nach dem 
Strohhalm, um ſich zu retten; auch darf man nicht vergeſſen, daß in 
den letzten Monaten gegen die „Deutſche Nundſchau“ in Bromberg 
3. B., die lich zuerſt gegen das Abkommen ausgejprochen und ſpäter 
ihre Haltung abgemildert hat, eine ganze Reihe von Prozeſſen durch⸗ 
geführt worden ſind, die wohl nicht ohne Einfluß auf ihre Stellung- 
nahme geblieben ſein mögen. Die Haltung der Deutjchen in Polen 
kann für uns alfo nicht allein entſcheidend ſein. Wir haben zu fragen, 
ob das Reich durch die Verträge geſchwächt oder geſtärkt wird; denn 
nur ein ſtarkes Vaterland wird in der Lage Jein, ſeine Volles 
genoſſen im Ausland zu ſchützen. Weder im Abkommen ſelbſt noch 
im Notenwechjel it der Schutz der deutſchen Minderheit von Polen 
gewährleiſtet worden. Der Redner führt die Äußerungen Saleſkis 
über die Lücken im Vertrage an, die Polen noch genügend Freiheit 
in der Minderung des deutſchen Grundbeſitzes loſſen. Er hebt vor 
allem das Agrarreformgeſetz hervor, das Polen gerade in der Seit, 
in der über den Vertrag noch verhandelt wird, erneut zur Anwendung 
bringt, gleichſam als ob es zeigen wolle, daß der Kampf gegen die 
Minderheit trotz aller Abkommen fortgeführt wird. Es bleibt wohl 
der Weg zum Völkerbund — daß aber von Genf für die Minderheiten 
nichts zu erwarten ift, wiſſen wir nur zu gut. Ju den geſetzlichen 
Mitteln, mit denen Polen die Zugeftändniffe des Abkommens wieder 
illuſoriſch macht, gehört weiter u. a. die Srenzjonenverordnung. Trotz 
des Notenwechſels unterliegen die Optantenſöhne noch dem Stemden- 
recht uff. Polen geht aus den Verhandlungen geſtärkt hervor. Es 
trifft zu, daß das Abkommen formell kein Oſtlotarno enthält und 
daß Polen aus dem Wortlaut keinen deutſchen Verzicht auf eine 
Grenzreviſion herausleſen kann. Es kommt aber auf die materielle 
Auswirkung des Vertragswerkes an. Es wird immer gejagt: Polen 
ift da, ift eine politiſche Tatſache, die man nicht übergehen darf. 
Sollen wir daraus aber den Schluß ziehen, daß Deutſchland dieſe Tat- 
jache noch verſtärken ſoll? Dr. Curtius hat im RNeichstags- 
ausſcthuß eine „Politik zum Schutze der Oſtmark“ ver⸗ 
langt. Können die Forderungen des Oſtens nach materieller Hilfe und 
innerem Berjtändnis für jeine bedrohte Lage aber wirklich Gehör 
finden, wenn die drei an den internationalen Verhandlungen beteiligten 
Reichsminifter Weſtdeutſche ſind und wenn ſich unter den 
Mitgliedern der beratenden Ausſchüſſe nur einige 
wenige Oſtmärker befinden? (Sehr richtig) Man muß der 
Regierung zurufen: Hört endlich in den Oſtfragen einmal 
auch auf die Leute aus dem Often! Geht nicht an der Tat- 
jache vorüber, daß alle Oftmärker aller Parteien die Polenpolitik 
der Regierung mit ſchwerſter Sorge anſehen! Nach den Äußerungen 
des Außenminiſters beſteht zwiſchen dem Neuen Plan und dem Polen- 
abkommen kein rechtliches, aber ein politiſches Junktim. 
Die Hartnäckigkeit, mit der Dr. Curtius an diejer Theje von der 
Notwendigkeit einer gleichzeitigen Ratifikation beider Vertragswerke 
feſthält, ohne eine ausreichende Begründung geben zu können, drängt 
die Frage auf, ob die Reichsregierung nicht den Weft- 
mächten geheime Suſagen gemacht hat, die Jie der 
deutſchen Öffentlichkeit verjchmweigt. Wenn 
Srankreich und England auf Berlin einen Druck zu- 
gunften Polens ausüben, dann kann man daraus er- 
jehen, wie groß ihr Intereſſe an einer Stärkung 
Polens und damit an der Nieder haltung Deutſch- 


nicht mehr zuläſſig ſind. 


TEE TE 


lands ift. Dieſe Erkenntnis ſollte Veranlaſſung zu offener und 
scharfer Ablehnung jein. Und wenn man ſich dem Druck vielleicht 
doch fügen muß, dann ſoll man ehrlich genug fein, zu bekennen, daß 
man den Vertrag nicht annimmt, weil man ihn für gut und richtig 
hält, ſondern weil man durch eine erpreſſeriſche Politik zur Unter- 
ſchrift unter das Diktat gezwungen wird. 

Landtagsabgeorneter Piſch ke betonte, ihm ſchelne, daß man hier 
zuviel Politik mit dem Gefühl mache, ſtatt mit dem Verſtande. Die 
Klugheit gebiete, wie das Beispiel Englands beweist, eine Annäherung 
an die Feinde ju ſuchen, um ſie durch Bündniſſe und Verträge am 
eigenen Wohlergehen zu intereſſieren. Es iſt bedauerlich, daß bei 
der Abſtimmung über das Polenabkommen keine qualifizierte Mehr- 
heit erforderlich iſt (wie es Streſemann für ſolchen Sall gewünscht 
hatte); denn eine Sweidrittelmehrheit hätte jede Partei und alle Ab- 
geordneten zu eindeutiger Stellungnahme gezwungen und verhindert, 
daß Jich diefer oder jener der verantwortlichen Abstimmung entzieht. 
Wenn die Verträge nicht ratifiziert werden, kann die deutſche Wirt⸗ 
ſchaft nicht zur Ruhe kommen; und wenn das nicht der Fall ift, wird 
es auch nicht möglich jein, dem Oſten die ſtarke Hilfe zu bringen, 
deren er dringend und bald bedarf. Ablehnung des Aoungplans 
würde eine wirtschaftliche Kataſtrophe und damit den völligen Ruin 
des Oftens bedeuten. Oeſſen Induſtrie und Gewerbe bitten um den 
Abſchluß des Handelsvertroges mit Polen, während ihn die Land- 
wirtſchaft bekämpft. Wie überall Jonft, wo es ſich um wirtſchaftliche 
Fragen handelt, Jo gibt es auch hier keine völlig geſchloſſene, ein- 
heitliche Front. Wir müffen, um das Ganze zu retten, einen großen 
Einſatz wagen. Es geht nicht, daß ſich zwei Völker, die in vielfacher 
Hinſicht aufeinander angewieſen ſind, immer feindlich gegeneinander 
ſtehen. Wir werden auf die Polen einen weit ſtärkeren Druck 
ausüben können, wenn wir mit ihnen in lebhaften wirtſchaftlichen Be- 
ziehungen ſtehen. Wir ſind heute die Schwächeren; der hartnäckige 
Kampf gegen den Stärkeren bringt keinen Gewinn. Nach dieſen 
häufig durch Swiſchenrufe unterbrochenen Ausfiihrungen wandte ſich 
der Redner, der auch Jeinerfeits offen die großen Sorgen wegen 
der Folgen des Polenabkommens betonte, der volkspolitiſchen Kata- 
ſtrophe zu, die durch den Rückgang der Geburten und die Abwande- 
rung dem Oſten droht. Mit materieller Hilfe ſei es nicht getan; das 
Entscheidende im Kampf um die Oftmark ſei die Aufrichtung einer 
großen ſittlichen Idee, die uns zu völkiſcher Erneuerung führt. 


Ausſprache über das Polenabkommen. 


Bundespräſident Sinſchel dankte den Herren Parlamentariern 
für ihre Ausführungen und wies darauf hin, daß in ihnen das Für 
und Wider bezüglich des Polenabkommens ſcharf zum Ausdruck ge⸗ 
kommen Jei und daß alle Redner die ſchwere Sorge zum Ausdrucke 
gebracht haben, die die weiteſten Kreiſe wegen des Polenabkommens 
erfüllt. Dieſe ſchweren Sorgen teile der Oſtbund und es gäbe wohl 
keinen, der nicht unter ihnen litte, auch wenn er als Negierungsmann 
oder Parlamentarier ſich für verpflichtet halte, für das Polen⸗ 
abkommen einzutreten. Im Parlament und wohl auch ſonſt in der 
Öffentlichkeit ſei die Frage vielfach zu ſehr unter dem rein innen 
politiſchen Geſichtswinkel geſehen worden und ſo leider auch 
wieder zu einer parteipolitiſchen Streitfrage geworden. Der 
Deutſche Oſtbund, der größtes Gewicht auf die Wahrung feines über- 
parteilichen Charakters lege, mülfe ſich aus dem parteipolitiſchen 
Streit fernhalten, aber ſeinen Einfluß nichts deſtoweniger mit allem 
Nachdruck geltend machen. Mun müffe Herrn Abg. Piſchke darin 
beiſtimmen, daß Politik nicht mit dem Gefühl gemacht werden dürfe, 
jondern mit dem Verſtand gemacht werden müſſe. Bei den Ojt- 
märkern ſpreche hier aber das Herz begreiflicherweiſe in leidenſchaft⸗ 
licher Weise mit, denn hier gehe es um die Zukunft des Deutſchtums 
jenſeits wie diesſeits der Grenze. Dabei müſſe das Deutschtum jen⸗ 
jeits der Grenze in erfter Linie ſtehen, denn es fei am meiſten gefährdet 
und könne ſich allein ohne die Rückendeckung der Deutſchen im Reiche 
am wenigstens helfen. Hauptziel des Oſtbundes ſei und bleibe die 
Surückgemwinnung der uns entriſſenen Gebiete. Erſtreben wir dieſe 
aber, jo haben wir das allergrößte öntereſſe daran, daß mit jedem 
erlaubten Mittel der weiteren Entdeutſchung dieſer Gebiete Einhalt 
getan wird. Die nationalpolitiſchen Schwierigkeiten, die wir Jonſt bei 
einer Zurückgabe der Gebiete zu überwinden hätten, wären, wie in 
dem parlamentariſch-demokratiſch regierten Deutschland nun einmal die 
Verhältniſſe liegen, ungeheuerlich. Darum ſei es nicht nur vom 
Standpunkt der deutſchen Minderheit in Polen zu verstehen, wenn 
dieſe für das Abkommen ſei, ſondern auch wir müßten dieſe Frage 
von dieſer Seite her ebenfalls anſehen. Es handle ſich bei den 
Liquidationen um rund 50 000 Hektar deutſchen Großgrundbeſitzes, den 
die Polen beabſichtigten den Deutſchen zu nehmen und dem Polentum 
zuzuteilen, ſowie um rund 300 Stadtgrundftücke, ferner um 12.000 An- 
ſiedlerfamilien mit 80 000 Köpfen, die in der Gefahr ſtehen, daß ihre 
Beſitzungen durch Ausübung des Wiederbaufsrechts Jeitens Polens 
dem Deutſchtum verloren gehen. Es ſtehen hier aljo Dinge von 
größter Tragweite auf dem Spiele. Gewiß könne man Jagen, und 
auch der Deutjche Oſtbund habe das mit allem Nachdruck in Jeiner 
Eingabe an den Reichstag und in ſeinem „Oftland“ getan, daß die 
Opfer, die Deutſchland bringen folle, nicht nur an Geld, Jondern auch 
in Form von allerhand politifch höchſt wertvollen Verzichten, viel zu 
groß für das polniſche Entgegenkommen ſeien. Denn der Neue Plan 
ſchreibe ausdrücklich vor, daß alle Mächte die Kriegsfolgen zu 
liquidieren haben und daß vom J. September 1929 ab Liquidationen 
Die Polen haben ſich aber eine eigene 
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Theorie zurecht gemacht, indem fie behaupten, dieſe Vorſchriften be- 
jögen ſich nur auf die wirtſchaftlichen Liquidationen in den 
Weſtſtaaten; Polen dagegen habe in diefer Beziehung ein Sonder- 
recht, denn ihm ſeien politifche Liquidationen eingeräumt, um das 
angeblich in Poſen und Weſtpreußen künſtlich dahinverpflanzte 
Deutſchtum wieder zu entfernen und dem Lande ſeinen angeblich rein 
polniſchen Charakter wiederzugeben. Dieſe Theorie ſei zweifellos 
falſch, aber nach allen Erfahrungen würde Polen ſicher dieſer 
Cheorie entjprechend handeln und den deutſchen Großgrundbeſitz weiter 
liquidieren. Dann könne dieſer natürlich vor den Internationalen 
Gerichtshof im Haag und vor den Völkerbund gehen und klagen, 
aber wir wiſſen ja, was dabei herauskommt, wie lange es dauert und 
wie ſehr Polen durch neue Einwände eine ſolche Sache immer wieder 
hinzuziehen verſteht. Das Ergebnis würde ſein, daß der liquidierbare 
deutſche Großgrundbeſitz aufgeteilt fein würde, ehe auf dieſem Wege 
ein Swang auf Polen ausgeübt werden könnte, von feiner falſchen 
Thorie abzuſehen. Daß aber, wenn einmal die Deutjchen vertrieben 
lind, es unmöglich iſt, ſie wieder in den Beſitz ihres Eigentums zu 
letzen, das haben wir in den letzten 11 Jahren zur Genüge erfahren. 
Es ſei ferner richtig, daß Polen auf dem Wege der Agrarreform 
und durch Anwendung der Grenzzonenverordnung dem deutſchen Groß- 
grundbeſitz zu Leibe gehen könne. Aber auf dieſe Weiſe könne er 
doch immer nur Teile der deutſchen Beſitzungen enteignen, könne durch 
ſolche Verkleinerungen zwar die Betriebe unrentabel machen und 
früher oder ſpäter dadurch die deutſchen Beſitzer auch zum Verkauf 
zwiſchen, und da Deutſche als Käufer nicht jugelaſſen werden, jo das 
Land in polniſche Hände bringen, aber das dauere immerhin eine 
größere Neihe von Jahren, und in dieſer Zeit könne ſich manches 
andern, während die Liquidation der in Frage kommenden 50 doo 
Hektar ſehr ſchnell in die Wege geleitet werden könnte. Was das 
Wiederkaufsrecht anbelange, fo ſeien zweifellos die einschränkenden 
Klauſeln böchft bedenklich, aber zunächſt ſeien doch grundſätzlich 80 ooo 
Köpfe davor geſichert, durch Ausübung des Wiederkaufsrechts von 
der Scholle entfernt und nach Deutſchland vertrieben zu werden. Sollte 
Polen den Sinn des Vertrages dadurch umgehen, daß es von den 
gemachten Vorbehalten einen ſchikanöſen Gebrauch macht, insbeſondere 
von dem Vorbehalt, daß das Wiederkaufsrecht nach wie vor aus- 
geübt werden kann, wenn der deutſche Beſitzer wegen eines Ver- 
brechens oder Vergehens gegen den Staat vorbeſtraft ift, fo müſſe 
gegen eine ſolche Vertragsuntreue die ganze Welt in Bewegung ge- 
ſetzt werden. Das tue in ſolchen Fällen mit großer Entſchiedenheit 
die deutſche Minderheit drüben von ſelbſt. Das könnte in dieſem 
Falle aber auch die deutſche Reichsregierung tun, da es ſich dann ja 
nicht um eine rein innenpolitiſche Angelegenheit Polens, ſondern um 
die Verletzung eines Vertrages, den Polen mit Deutſchland ge- 
ſchloſſen hat, handelt und auf deſſen Innehaltung nicht nur dem Buch- 
ſtaben, ſondern auch dem Sinne nach Deutſchland beſtehen muß, wozu es 
den Völkerbund und das Schiedsgericht im Haag anrufen kann. Der 
Deutſche Oftbund, der die Polen zur Genüge kennt, teilt alle Be- 
denken, die gegen das Polenabkommen geltend gemacht werden können, 
aber nach gewiſſenhafter Prüfung des Für und Wider und eingehenden 
Erwägungen habe ſich die Bundesleitung auf den Standpunkt geſtellt, 
daß ſie die Befürwortung der Ablehnung des Polenabkommens nicht 
veranworten könne. Sie habe ſich daher darauf beſchränkt, die 
ſchweren Bedenken gegen die Tendenz und die großen Mängel des 
Vertrages geltend zu machen und gewiſſermaßen gutachtlich tätig zu 
ſein. Die Verantwortung liege bei den politiſchen Parteien. Im 
Nahmen dieſer könne auch jeder Oſtbündler tun, was er politiſch für 
richtig halte. Der Oftbund ſelber aber dürfe ſich auf keinen ein- 
jeitigen Parteiſtandpunkt ſtellen. Es könnte im höchſten Maße ver- 
hängnisvoll auch auf die Stimmung im Deutſchtum drüben wirken, 
wenn man jetzt zu wenig Verſtändnis für die Lage desſelben zeige. 
Darum fei die Stellungnahme zu der Frage für jeden einzelnen gerade- 
zu eine Gewiſſensſache und müſſe jeder parteipolitiſchen Leidenschaft 
entkleidet werden. Dieſen Standpunkt habe die Bundesleitung von 
Anfang an eingenommen. Sie habe ihn im „Oſtland“ immer wieder 
vertreten, habe ihn in zwei Nundſchreiben an die Ortsgruppen dar- 
gelegt und letzteren auch die Eingabe an den Reichstag, in der dieſer 
Standpunkt gleichfalls vertreten wird, im Wortlaut zugeleitet. Von 
keiner Seite ſei dagegen bis zur Bundestagung Widerfpruch erhoben 
worden. Wenn auch die Stimmung in einzelnen Ortsgruppen anders 
gewejen fein mag, Jo hat man offenbar doch auch in dieſen Ortsgruppen 
die sachliche, veranwortungsbewußte Einſtellung der Leitung des Oft- 
bundes respektiert. Es liege hier ähnlich wie ſeinerzeit beim Locarno- 
‚Vertrag und beim Volksbegehren, wo ſich zweifellos die zielklare 
Haltung des Deutſchen Oſtbundes, die zunächſt nicht nach dem 
Empfinden vieler Mitglieder war, als die fachlich und taktiſch allein 
richtige erwieſen hat. Er wiederhole die Sorderung des Oſtbundes, 
daß eine zielklare kraftvolle Oſtpolitik, deren unverrückbares Siel die 
baldige friedliche Abänderung der Oſtgrenze ſein muß, dafür zu ſorgen 
hat, daß die im Polenabkommen der deutſchen Minderheit in Polen 
zugedachten Vorteile dieſer auch wirklich zugute kommen und ge⸗ 
Jichert werden und daß politiſche Nachteile Beutſchland jo wenig wie 
möglich daraus erwachſen. Das wird möglich ſein durch eine kraft- 
volle aktive Oſtpolitik. Die ijt namentlich auch auf dem 
Gebiete der wirtſchaftlichen und kulturellen Hilfe der Oſtprovinzen un» 
bedingt notwendig. Der Handelsvertrag, den die Regierung erſtrebt, 
wird auch im beſten Falle eine mehr oder minder große Schädigung 
der deutſchen und vor allem der oftdeutjchen Landwirtſchaft zur Folge 
baben. Dem muß vorgebeugt werden durch eine ſuſtematiſche Oſthilfe 
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mit großen Mitteln, um die Verarmung und Verödung und damit 
die Entdeutſchung des Oſtens, die die Gefahr der Poloniſierung in 
ſich ſchließt, zu verhüten. Daß Reich und Staat in dieſer Hinſicht auf 
dem Poſten Jind, davon wird in erſter Linie die Zukunft des Oſtens 
und damit der Wiederaufſtieg des Vaterlandes abhängen. 

Herr Gumnaſialdirektor a. D’ Dr. Liman- Halle betonte, daß in 

ſeinem Landesverband die Stimmung ohne Unterſchied der Partei gegen 
das Polenabkommen fei. Er ſtellte ſeinerſeits die großen Bedenken gegen 
das Abkommen in den Vordergrund und wies an Hand von Aus- 
lajjungen polniſcher Politiker wie auch der Bromberger „Deutſchen 
Rundſchau“ nach, daß die deutſche Minderheit von den ihnen ju- 
gedachten Vorteilen wenig haben und daß Polen es verſtehen werde, 
feine Hugeſtändniſſe illuſoriſch zu machen. Andererſeits ſeien die 
Vorteile Polens, die ihm das Abkommen bringe, ſo groß, daß ſeine 
Annahme nicht zu empfehlen ſei. Deutſchland müffe die Entſchädigungen 
zahlen, die gegen Polen eingeklagt ſeien. Es verliere die 
2%½ Milliarden, die Polen für den überkommenen Staatsbeſitz uſw. auf 
Neparationskonto zu leiſten hatte, vor allem aber entgehe Polen der 
Verurteilung ſeiner Entdeutſchungsmethoden, die bei der Durch- 
führung der Prozeſſe vor dem deutſch-polniſchen Schiedsgericht immer 
wieder erfolgt wäre. Polen werde aljo durch das Abkommen ſtark 
gemacht, während Deutſchlands Poſition geſchwächt werde. Das Welt- 
gewilſen — ob es ein ſolches gebe, ſei ihm ſehr zweifelhaft — werde 
jedenfalls nichts tun, um, wenn trotz des Abkommens das Deutſchtum 
in Polen weiter vergewaltigt werde, dieſes zu ſchützen. Er wolle die 
Haltung der Bundesleitung nicht desavouieren, glaube aber, daß es 
richtig wäre, die Meinung nach diefer eingehenden Ausſprache feſt- 
zuſtellen und ſtellte deshalb den Antrag, die Bundesverſammlung Jolle 
beſchließen, daß das Polenabkommen für Oeutſchland untragbar und 
daher abzulehnen ſei. 
Es entjpann ſich eine längere Aussprache, in der noch einmal das 
Für und Wider eingehend erörtert und dabei auch die Frage geftreift 
wurde, welche Rückwirkungen eine derartige Stellungnahme für den 
Deutſchen Oſtbund haben müfle, deſſen Mitglieder ſich aus allen 
Parteien zuſammenſetzen. Die Ausſprache endete mit der mit allen 
gegen einige wenige Stimmen erfolgten Annahme der nachſtehenden, 
von Herrn Dr. Hoffmeiſter vorgeſchlagenen 


Entschließung über das Polenabkommen: 
Die aus allen Teilen des Reiches zahlreich beſuchte Bundes ⸗ 
tagung des Deutſchen Oftbundes bekont der Reichsregierung gegen- 
über zu den ſchwebenden Vertragsverhandlungen mit Polen, daf 
ſchwerſte Sorge alle hinſichtlich des bevorſtehenden Abſchluſſes 
erfüllt. Sie bittet die Reichsregierung, bei ihren Entſchließungen 
auf dieſe ſchwerſte Sorge der Oſtmarkvertreter Nückſicht zu nehmen. 
Sie erwartet von der Reichsregierung, daß bei etwaiger Annahme 
der Abkommen ausdrücklich nochmals feierlichſt erklärt wird, daf 
es nie ein Oſtlocarno gibt. Jugleich erwartet ſie, im 
Bewußtſein des Gemeinfamfühlens mit allen Schichten des deutſchen 
Volkes —, daß die Reichsregierung und Landesregierungen ein um⸗ 
jaſſendes, praktiſches Oſtyprogramm nicht nur aufſtellen, fondern 
mit feiner Ausführung ſojort beginnen, um die Oftmark zu fördern, 
damit fie wirtſchaftlich, kulturell und bevölkerungspolitiſch wieder 
aufblüht und der jetzigen ungeheuren Not enfrijjen wird.“ 
Die Ausfprache hat zweifellos zur Klärung dieſer brennenden Frage 
beigetragen. Daß ſie zu einem verſöhnlichen Ausklange der Ver- 
ſtändigung geführt hat, wurde allfeitig mit Genugtuung begrüßt. 
Der den wichtigen Tagesfragen gewidmete Teil der Ver- 
handlungen war damit beendet. 


Über die Kulturarbeit des Deutſchen Oftbundes 


Sprach hierauf Herr Bundespräſident Dr. Lüdtke an Hand von 

eiſpielen aus der aufbauenden Kleinarbeit der Kulturabteilung und 
der erfolgreichen Siedlungstätigkeit des Deutschen Oſtbundes. Die 
Arbeit der Siedlungsgeſellſchaft des Oftbundes kann bei ihren zwar 
nicht unbedeutenden, aber doch immerhin beſchränkten Mitteln nicht 
die Ausmaße annehmen, die wünſchenswert wären. Die 20000 ha, 
die bisher von der Siedlungsgeſellſchaft Deutſcher Oſtbund aufgeteilt 
worden ſind oder zurzeit aufgeteilt werden, ſind aber doch ein nicht 
unbeachtlicher Beitrag zum Oftjiedlungswerk, von deſſen Gelingen die 
Sukunft abhängt, weil es dem Lande wieder Blut und Leben, Geiſt 
und Willen zuführt. Für den Oſtbund kommt es vor allem darauf an, 
in den Siedlungen ſeiner Geſellſchaft Muſterſiedlungen zu ſchaffen. 
Es kommt ja nicht allein darauf an, überhaupt zu ſiedeln, ſondern 
noch mehr darauf, daß die Menſchen, die auf eigener Scholle angeſetzt 
werden, bewußte oſtdeutſche Grenzſiedler ſind. Sunächſt kommen als 
Siedler die Oſtdeutſchen ſelber in Stage, denen die Möglichkeit ge- 
geben werden muß, im Lande u bleiben. Darüber hinaus aber foll 
man auch Weſtdeutſche als Siedler in den Oſten ziehen. Das iſt ein 
Teil der Arbeit, die geleiſtet werden muß, um die Brücke von Weſten 
nach Oſten zu ſchlagen. Der deutſche Oſten darf nicht allein ſtehen. 
Deshalb hat ſich der Oſtbund die geistige Eroberung des Weſtens und 
Südens durch und für den Oſten zur Aufgabe geſetzt. Von der Ein- 
heitsfront, die die öftlichen Grenzlande vor dem Untergange ſchützen 
ſoll, find wir noch ein gutes Stück Weges entfernt; das haben die 
Anfprüche Bayerns auf Beteiligung am Oſtprogramm und die Kürzung 
des 23 Millionen-Fonds durch die Intervention des Miniſters für 
die beſetzten Gebiete bewieſen. Herr Dr. Lüdtke ging dann des 
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näheren auf die Mittel ein, mit denen der Oftbund für den Often 
wirbt. Diefe Werbung wird erfolgreich fein, wenn wir ſie mit ſtarkem 
Idealismus und großem Glauben erfüllen. Im Willen zu feiner Zu- 
kunft, d. h. im Willen für die Oſtmark, muß Deutſchland einig 
ſein. (Lebh. Beifall.) Bundespräſident SHinſchel dankte Herrn 
Dr. Lüdtke für den Vortrag und 'die Arbeit der Kulturabteilung 
während des abgelaufenen Jahres, insbeſondere auch für die Vor 
bereitung der Ojt-Ausftellung, an der die Herren Flemming und 
Dr. Simmer, Allenſtein, erfolgreich mitgewirkt haben. Er wies 
auf den Wert des Oſtbund- Archivs hin, in dem ſich bereits 
eine ganze Anzahl Dokumente von hiſtoriſcher Bedeutung befinden, 
wie die Ausſtellung beweiſe, und bat um weitere rege Unterſtützung 
durch Geld- und Sachſpenden. 


Fragen in gedrängter Sorm behandelt werden ſollen. 
Nach einer Mittagspauſe wurden die Beratungen fortgeſetzt. Herr 
Bundspräſident Ginſchel hielt einen Vortrag über die 


Entſchädigungsfrage. 

Nedner ging zunächſt auf die Entſchädigungen auf 
Srund des Polenabkommens ein, die den verdrängten 
Domänenpächtern, den annullierten und liquidierten Anſiedlern und 
anderen Deutjchen, die indirekt liquidiert worden find, nunmehr von 
Deutſchland zu zahlen find. Er wies hin auf die völlig unzulängliche 
Regelung diefer Entſchädigungsfrage, wie fie von der Regierung nach 
der Begründung des Polenabkommens geplant war, teilte dann das 
Abkommen der Negierungsparteien mit, das eine weſentliche Ver- 
beſſerung darſtellt, aber noch immer, wohl mit einer gewiſſen Abſicht, 
lo dehnbar gehalten iſt, daß die Entſchädigungsberechtigten ſehr viel 
herausleſen können, der Regierung aber eine ganz andere Auslegung 
möglich iſt. Das Kompromiß ſtelle zwar eine Verſtändigung auf der 
Baſis einer Vollentſchädigung dar, wenn aber die Ge⸗ 
ſchädigten infolgedeſſen etwa damit rechneten, daß ſie den Betrag 
zuzüglich Sinfen erhalten würden, der für ſie beim deutſch⸗ polnischen 
Gerichtshof eingeklagt worden iſt, ſo würden wahrſcheinlich viele von 
ihnen enttäuscht werden, denn die Regierung werde ja nun verſuchen, 
die Geſchädigten auf den Grundbetrag herabzudrücken, den diefe ihr 
gegenüber anerkannt haben, und fie werde außerdem verjuchen, U b- 
züge zu machen, wenn dies auch vielleicht nicht in dem Umfange 
möglich jei, wie ſie es urſprünglich geplant hatte. Dazu komme, daß 
die Entjhädigung ja nicht in bar gezahlt werde, ſondern in 
Schuldbucheintragungen, und daß dieſe nach dem erwähnten 
Kompromiß zwar mit 7 v. H. (tatt bisher mit 6 v. H.) verzinſt 
werden, aber in den erſten fünf Jahren nicht amorti- 
Jierbar ſein ſollen, jo daß alſo die Geſchädigten, die dringend 
bares Geld brauchen, auth in dieſen Fällen wieder eine lange Warte⸗ 
friſt durchleiden müſſen, ehe die Entſchädigung für fie eine gründliche 
Hilfe darſtellt. — Eine große Enttäuschung für viele oſtmärkiſche 
Verdrängte ſei es ferner, daß die Regierung anſcheinend nicht ge⸗ 
neigt ſei, ohne weiteres die Rückzahlung der Abwandererſteuer zu 
übernehmen, daß ſie vielmehr beabſichtige, eine Entſcheidung des 
Reichswirtſchaftsgerichts herbeizuführen darüber, ob Deutschland zur 
Rückzahlung diefer Steuer auf Grund des Polenabkommens ver⸗ 
pflichtet ſei. Der Reichstag habe es in der Hand, die Regierung 
darauf feſtzulegen, daß fie hier einer ſelbſtverſtändlichen Pflicht den 
Geſchädigten gegenüber genüge. 


Was die Neuaufrollung der Entfhädigung für die- 
jenigen Verdrängten und Liquidakionsgeſchädigten, die auf Grund des 
Kriegsſchädenſchlußgeſetzes entſchädigt worden ſind, anlangt, Jo werde 
bei der Sonntagkundgebung alles nähere geſagt werden, ſo daß er, 
Redner, ſich auf die Darlegung der wichtigſten Geſichtspunkte be⸗ 
ſchränken könne. Er legte dann die Forderungen des Sofortpro- 
gramms der Arbeitsgemeinſchaft (ozialer Hilfsfond für Klein- 
geschädigte, Exiſtenzverluſte, Hochbetagte uſw.) 
näher dar und betonte, daß dieſe ihr altes frühere Programm auf⸗ 
recht erhalte und verlange, daß jetzt ſchon grundſätzlich von der Negie⸗ 
rung die Berechtigung der Anſprüche der Geſchädigten anerkannt 
werde und daß dieſe Ansprüche ſpäteſtens im Zuſammenhange mit der 
großen Reichsfinanzreform erfüllt werden. Im Anſchluß daran gab 
der Nedner ein Schreiben des Präſidenten des Neichsentjchädigungs- 
amts Herrn Dr. Rarpinfki bekannt, in dem dieſer bedauert, durch 
wichtige Verhandlungen mit dem Neichsfinanzminifterium über den 
Perſonalabbau und die Auflöſung des Reichsentſchädigungsamts am 
perlönlichen Erſcheinen verhindert zu fein. Sugleich teilte Redner 
die ihm von Herrn Dr. Karpinjki mitgeteilten ntereſſanten Jahlen 
über den Stand des Schlußentſchädigungsverfahrens 
und insbeſondere auch bezüglich der oſtmärkiſchen Geſchädigten, die 
wir auf Seite 130 wiedergeben, mit. Redner ſchloß mit einigen ver⸗ 
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traulichen Mitteilungen über die Behandlung der Entſchädigungsfrage 
und mit der Bekanntgabe der Entſchließung, die dem Verdrängten⸗ 
kongreß vorgelegt werden Joll. Dieſe Entſchließung wurde ein- 
ſtimmig angenommen. Im Anſchluß daran erfolgte die einſtimmige 
Annahme der vom Redner vorgeſchlagenen ö 


Eutſchließung über die Nückzahlung der Abwandererſleuer: 


„Die Bundesverſammlung des Deutſchen Oſtbundes erwartet 
von Regierung und Neichstag, daß die Surückzahlung der ſeitens 
Polens rechtswidrig von den verdrängten Deutſchen erhobenen 
Abwandererſteuer auf Grund des Liquidationsabkommens mit Polen 
ausdrücklich feſtgelegt wird, und daß die Zurückzahlung tunlichſt unter 
Einſchaltung der Intereſſenvertretung des Oſtbundes erfolgt. Dia 
Reichsregierung hat Jeit vielen Jahren bis zum Abſchluß des Polen 
abkommens fortgeſetzt wegen der Jurückzahlung dieſer Beträge den 

. Standpunkt vertreten, daß Polen zahlungspflichtig iſt. Sie darf fie 
jetzt nicht der Verpflichtung entziehen, diefe Geſchädigten ihrerſeits 
angemeſſen zu entſchädigen, nachdem Deutſchland im Polenabkommen 
für ſolche Entſchädigungen an Stelle Polens getreten iſt. Der Deutſche 
Oftbund legt auf eine gerechte Regelung dieſer Frage ein umſo 
größeres Gewicht, als die meiſten Verdrängten durch den Gwang 
zur Entrichtung der Abwandererſteuer ihres letzten Barvermögens 
beraubt, ja vielfach gezwungen wurden, Schülden zu machen, um 
dieſe Steuer entrichten zu können, und dadurch ins Elend ge= 
kommen find.“ 


Herr Bundespräſident Geheimrat Schmid, der den Vorſitz über 
nommen hatte, dankte dem Redner für feine mit ſtarkem Beifall auf- 
genommenen Ausführungen und unterftrich noch einmal die Forderung, 
daß bei der Durchführung des Sofortprogramms der Arbeits- 
gemeinschaft die großen Selbſthilfeverbände der Geſchädigten zu- 
gezogen werden müßten. Herr Bade, Hannover, beantragte, 
der Oſtbund möge ſich dafür einſetzen, daß die im Wege 
der Reprefjalien Ausgewieſenen und die als Geifeln Geſchädigten 
den Liquidationsgeſchädigten gleichgeſtellt werden und daß die Fälle 
nachgeprüft werden möchten, in denn nach einer Entſcheidung 
des Reichswirtſchaftsgerichts Heſchädigte durch die Art der Hupotheken- 
anrechnung zu kurz gekommen ſeien. Herr Ginſchel ſagte Berück- 
ſichtigung dieſer Wünſche u. Nachdem Herr Geheimrat Schmid 
eine von Herrn Scheibner, Magdeburg, geſtellte Frage dahin be⸗ 
antwortet hatte, daß Schuldbuchforderungen als Vermögen gelten und 
daher vom zweiten Jahre ab entſprechend versteuert werden müllen, 
wurden die Vertreter für die gemeinſchaftliche Tagung der Geſchädigten⸗ 
verbände gewählt; durch Zuruf wurden dafür beſtimmt die Herren 
Bade, Öfterreih, Dr. Bering, Kaſchik, Laufke, 
Sitzke und Böhmer. Dieſe Herren traten um 18 Uhr zu einer 
Beſprechung mit den Vertretern der anderen Geſchädigtenverbände 
im Haufe der Ingenieure zuſammen. 


Erledigung geſchäftlicher Angelegenheiten. 

Die folgenden Punkte der Tagesordnung konnten raſch erledigt 
werden. Auf eine Verleſung des 11. Jahresberichtes wurde. 
da er den Teilnehmern im Drucke vorlag, verzichtet. Der Bericht 
wurde genehmigt. Herr Ginſchel dankte allen Mitarbeitern für 
ihre treue hingebende Arbeit. 

Herr Geheimrat Schmid erſtattete den Kaſſenbericht für 
1929 und legte den Voranſchlag für 1930 vor, der die Suſtimmung 
der Verſammlung fand. Der Rechnungsprüfer, Herr Blume, Berlin, 
lobte die vorbildliche Sparſamkeit und muſtergültige Buchführung; auf 
ſein Erſuchen wurde dem Präſidium einſtimmig Entlaſtung erteilt. Herr 
Ginſchel dankte Herru Geheimrat Schmid für die Jorgfältige 
Führung der umfangreichen Kaſſengeſchäfte neben feiner ſonſtigen vielen 
Arbeit. Der Voranſchlag ſchloß mit einer Ausgabe von rund 254 000 «HK 
ab, alſo einer etwas höheren Summe wie der vorjährigen. Dabei ſind 
natürlich die werbenden Anlagen berückſichtigt — ſoweit ſie nicht, wie 
die Siedlungsgeſellſchaft, die Wohnungsbaugenoffenschaft uſw., eigene 
Rechtsträger ſind —, vor allem beijpielsweife das „Oſtland“, der 
„Oltdeutſche Heimatkalender“ uſw. 

In den Hauptvorſtand wiedergewählt wurden: Archiorat 
Dr. Rupke, Stettin, Stadtoberſekretär i. N. Stephan, Berlin, Kon- 
rektor Vater, Berlin, Justizrat Voß, Frankfurt a. d. O., Oberpräfi- 
dent von Bülow, Schneidemühl, Reichstagsabgeordneter Exzellenz 
Siſchbeck, Oberbürgermeiſter Dr. Kinne, Frankfurt a. d. O., Ober- 
bürgermeiſter Dr. Jarres, Duisburg, Oberftudiendirektor Dr. Jahn, 
Breslau, Studienrat Dr. Nebiſchke, Greifenberg, Rektor Gnoth, 
Stettin, Geschäftsführer der Oltbundſiedlungsgeſ. Anſiedler Heupel, 
Berlin, Rektor Schober, Nathenow, Oberfteuerinfpektor Uswald, 
Berlin, Frau von Limburg, Berlin, Fräulein Matthias, Meſeritz, 
ferner als Vertreter von Landesverbänden die Herren: Blum, Pots- 
dam, Franz Schulz, Berlin, Arlt, Leipzig, Or. Hoffmeiſter, Bade, 
Hannover, Belke, Magdeburg, Scheibner, Magdeburg, Dr. Bering, 
Ratibor, Ferntheil, Erfurt, Sitzke, Hamburg, Hoffmann, Bremen, 
Dehler, Elbing, Scharlach und König, Breslau, Krauſe, Köslin, 
Kremer, Schneidemühl, Kroenke, Frankfurt a. d. O., Sloegel, Guben, 
Müller-Strieſewitz, Liegnitz, Krug, Grünberg, Dr. Liman, Halle, 
Meffke, Danzig, Makomfki, Lünen, Nalewapa, Schwerin, Prager, 
Frankfurt a. ., Dr. Ruprecht, Rönigsberg-Pr., Henn, Köln. — 
Neugewählt wurden: Stadrbauinſpektor Schmidt, Stettin, 
der Vorſitzende des Vereins der verdrängten Kommunalbeamten und 
Augeſtellten aus den abgetretenen Gebieten, Beamtenabteilung des 
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Deutſchen Ojtbundes, und Oberfachſchulrat Sratz ke, Vorſitzender 
der Ortsgruppe Dresden und 2. Vorſitzender des Landesverbandes 
für den Sreiſtaat Sachen. 5 

Hinſichtlich der Wahl der Rechnungsprüfer wurde auf Wunſch des 

Landesverbandes Berlin-Brandenburg beſchloſſen, insofern eine 
Anderung eintreten zu laſſen, als die beiden Rechnungsprüfer nicht 
mehr, wie bisher, Jtets von dieſem Landesverband geſtellt werden Jollen. 
In Sukunft wird immer je einer der Herren vom Landesverband 
Berlin-Brandenburg und der andere abwechſelnd von einem der 
anderen Landesverbände geſtellt. Für das laufende Geſchäftsjahr 
wurde neben Herrn Bade, Bernau (Vertreter Herr Blume, 
Berlin) ein Vertreter des Landesverbandes Grenzmark, Herr Stadt- 
oberſekretär Westphal, Schneidemühl, und als deſſen Vertreter 
Herr Stadtoberſekretär Min ke, end gewählt. 
Darauf wurde ein Ausſchuß zur Abänderung der Satzungen ein⸗ 
geſetzt, der fi) gemäß den Vorschlägen des Hauptvorſtandes aus folgen⸗ 
den Herren zuſammenſetzt: Geheimrat Schmid als Vertreter des 
Bundespräſidiums, Dr. Hoffmeiſter, Konrektor Bater und 
Kroenke, Frankfurt. 

Serner wurde ein Finanzausſchuß eingeſetzt, der ſich aus den Ver⸗ 
tretern der Landesverbände im Präſidium zufammenſetzt. 

Herr Bundespräſident Ginſchel berichtete ſodann eingehend und 
unter lebhafter Zuftimmung der Verfſammlung über die nächſte 
Bundestagung in Hamburg (22. bis 24. Auguſt), über die 
demnächſt in Nundſchreiben an alle Ortsgruppen Näheres mitgeteilt wird. 

Sum Punkt Organiſationsfragen erörterte Herr Bundespräſident 
Ginſchel noch einmal den Erlaß des jurückgetretenen Innenminiſters 
Srzefinjki und die bereits im „Oſtland“ Nr. 7 und s gebrachten 
Berichtigungen. 

Redner betonte, daß die Jenfationellen Seitungsmeldungen über den 
Erlaß in ihrer Ausschmückung auf freier Erfindung beruhen und daß 
niemand den Beamten die Mitgliedſchaft im Oſtbund verboten habe. 
Wie man dam gekommen lei, den Behördenchefs in dem Erlaß eine 
gewiſſe Zurückhaltung gegenüber Verauſtaltungen des Oſtbundes nahe- 
zulegen, ſei dem Oſtbund unverständlich, da er bei aller Sreiheit der 
Kritik keine Veranlaſſung zu einem ſolchen Vorgehen gegeben habe. 
Der Oftbund habe in dieſer Sache ein gutes Gewiſſen und glaube daher 
auch, daß die Angelegenheit bald in befriedigender Weiſe aus der Welt 
geſchafft fein werde, zumal die Atmoſphäre inzwiſchen ſich weſentlich 
gebeſſert habe. Eine Ausſprache wurde nicht gewünscht, wodurch er- 
kennbar war, daß die Anweſenden die Anſchauung der Bundesleitung 
teilten. Der Oftbund iſt in dieſer Frage durchaus einig und geſchloſſen. 
Es wurde ein Ausſchuß, beſtehend aus den Herren Dr. Hoff- 
meiſter, Gymnafialdirektor a. D. Dr. Liman und Konrektor 
Vater, gewählt, der zuſammen mit einem Vertreter des Prä- 
jidiums beim Preußischen Innenminiſter und beim Minifterpräfidenten 
einen Empfang erbitten ſoll, um die Angelegenheit zu klären. Je nach 
dem Ausfall des Empfanges Joll ein etwa notwendiges weiteres Vor- 
gehen eingeleitet werden. 

Auf eine Erörterung des Verhältnilles zu anderen 
Verbänden wurde verzichtet, da darüber im Jahresbericht Näheres 
geſagt iſt und die Angelegenheit in der vertraulichen Vorbeſprechung 
eingehend erörtert worden iſt. 


Ankräge. 


Eingehend wurde dann die Beitragsfrage erörtert. Von einzelnen 
Ortsgruppen und Landesverbänden lagen Anträge vor, den Bundes⸗ 
beitrag zu ermäßigen. Sumeiſt waren fie damit begründet, daß die 
ſchlechte Lage vieler Mitglieder und die vielfach ſehr viel niedrigeren 
Beiträge andererer Organifationen zur Annahme dieſer Anträge in den 
Ortsgruppen geführt haben. Gewünſcht wurde meiſtens eine Er⸗ 
mäßigung um 5 bis 10 Pfg. je Kopf und Monat. Außerdem lag von 
der Ortsgruppe Steyftadt ein ſorgfältig ausgearbeiteter Antrag vor, 
der eine Ermäßigung des Mitgliederbeitrages und eine größere Freiheit 
der Ortsgruppen in der Art der Aufbringung der Beiträge wünſcht. 
Bundespräſident Ginſchel gab von dem Inhalt der Anträge 
Kenntnis und betonte, daß dieſe Anträge auch in der Hauptvorſtands⸗ 
ſitzung und in der vertraulichen Beſprechung am Freitag bereits ſehr 
eingehend erörtert worden ſeien. Die Bundesleitung habe volles Ver- 
ſtändnis dafür, daß Jolche Anträge geftellt werden, denn ſie wille, wie 
ſchwer es in manchen Ortsgruppen — nicht in allen — ſei, die Beiträge 
zu erhalten. Wenn man aber fage, die ſchlechte wirtschaftliche Lage 
vieler Mitglieder erfordere die Beitragsermäßigung, Jo jei dem 
zweierlei entgegenzuhalten: I. könnten denjenigen Mitgliedern, denen 
es ganz ſchlecht gehe, die elſo erwerbsunfähig oder erwerbslos, oder 
lonſt in ganz ſchwierige Lage gekommen find, die Beiträge ganz oder 
zum Teil ermäßigt werden; 2. folle ja nach dem Willen faſt aller Antrag⸗ 
ſteller die Ermäßigung gar nicht den Mitgliedern zugute kommen, ſondern 
den Landesverbänden oder Ortsgruppen, um diefe leiſtungsfähiger zu 
machen. Wenn das aber der Fall Jei, Jo könne man doch nicht mit der 
Behauptung arbeiten, die Ermäßigung des Bundesbeitrages würde ein 
Ausſcheiden der Mitglieder verhüten, denn die Mitglieder ſollten ja 
ſaſt überall nach wie vor dasfelbe zahlen. Größere Ortsgruppen und 
Dandesverbände könnten zur Not auch bei dem bisherigen Beitrags- 
modus mit ihren Mitteln durchkommen, wenn die Mitglieder zahlungs⸗ 
willig ſind, was leider in den einzelnen Ortsgruppen verſchieden iſt. 
Kleineren Ortsgruppen und Landesverbänden aber würde eine Er⸗ 
mäßigung des Bundesbeitrages ſo wenig nutzen, daß das Geld einfach 
»erjettelt wäre. Für die Bundesleitung aber würde es ſich hier um 
einen Verluſt an Einnahmen von jährlſch 12 doo bis 24000 oder gar 
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50 000 AA. handeln, je nach der Höhe der Ermäßigung und den 
ſonſtigen Modalitäten. Dieſen Betrag könne die Bundesleitung, wenn 
ſie ihre bisherigen Aufgaben beibehalten ſolle, unmöglich entbehren. Der 
Voranſchlag ſei, davon hätten ſich Etatskommiflion, Hauptvorſtand 
und Vertrauensmännerverſammlung eingehend überzeugt, Jo knapp und 
ſparſam aufgeſtellt, daß diefer Ausfall nicht zu tragen ſei, zumal der 
Voranſchlag ſowieſo ſchon mit einem Fehlbetrag abſchließt. Die Bei⸗ 
träge der Mitglieder betragen ohnedies nur den fünften Teil der 
Jahresausgaben des Oſtbundes; vier Sünftel müßten aus werbenden 
Anlagen, durch Gebühren und ſonſtige Einnahmen aufgebracht werden, 
wobei aber zu bemerken Jei, daß der Oſtbund keinerlei ſtaatliche Unter⸗ 
ſtützungen genießt, Jondern ſich das Geld für feine Ausgaben I 
beſchafft. Auch für die Deckung der Gehälter der leitenden Perſonen 
ſeien die Beiträge nicht notwendig. Dieſe verdienten ſich ihre Gehälter 
vielmehr ebenfalls durch Vetätigung auf den Arbeitsgebieten, die Ein⸗ 
nahmen erzielen. Wer ſich den Jahresbericht anſehe, der werde ſich 
jelbſt ſagen müſſen, daß eine Zentrale mit ſolthen Aufgaben natürlich 
auch Koſten verurjacht, auch wenn fie, wie die Bücherreviſoren aus- 
drücklich anerkannt haben, mit größter Sparjamkeit arbeite. Wenn 
andere Verbände geringere Bundesbeiträge erheben, jo könne man 
einen Vergleich doch nur dann ziehen, wenn ſie den gleichen Apparat 
unterhielten wie der Oſtbund, deſſen Stärke, Anſehen und Einfluß vor 
allem auf der Catlache beruhe, daß er eine große und leistungsfähige 
Organiſation ſei und daß er die benötigten Mittel ganz aus eigener 
Kraft aufbringt. Die Frage ſtellte ſich demgemäß Jo, ob die Sentrale 
Jo leiftungsfähig wie bisher unterhalten werden Jolle oder ob man fie 
abbauen wolle. Wer das nicht wolle, dürfe dem Bund auch nicht die 
Beiträge entziehen, die das Rückgrat ſeiner Einnahmen ſeien. Eine 
Schwächung der Bundeszentrale ſei gerade jetzt, wo wir im ent- 
scheidenden Stadium des Kampfes um die Oftmark und um die Zurück- 
gewinnung der uns entriſſenen Gebiete ſtehe, politiſch und wirtſchaftlich 
falſch. Wenn Jo oft verſichert werde, daß wir alle bereit ſind, für das 
letzterwähnte Ziel Opfer ju bringen, jo darf dies keine Phraſe fein. 
Auf kriegeriſchem Wege ſei die Oftmark jetzt nicht zu holen. Das 
Opfer müſſe alſo in einem Scherflein beſtehen. Man möge bedenken, 
daß die Kaufkraft des Geldes nachgelaßſen, der Oſtbund aber ſeinen 
Bundesbeitrag ſeit der Inflation nicht erhöht hat, und daß die 25 Pfg. 
je Kopf und Monat nur den Wert einer Zigarre und kaum den Wert 
eines Glaſes Bier beſitzen. Wem das Eintreten für die alte Heimat 
Herzensſache ſei, der werde dieſes Opfer gewiß gern bringen, auch wenn 
es ihm wirtſchaftlich nicht immer ganz leicht falle, ſelbſt dieſen kleinen 
Betrag zu erübrigen. Man folle doch nicht große Landesverbände, die 
die Zentrale ſtark erhalten wollen, zu zwingen verjuchen, ſich einer 
Minderheit zu fügen und die Beiträge herabzufetzen. Man ſolle viel- 
mehr einen Ausgleich auf andere Weiſe zu erzielen verſuchen. Schon 
die vorjährige Bundesverſammlung habe beſchloſſen, ſchwachen Ver⸗ 
bänden namentlich ſolchen in den Grenzgebieten, direkt oder indirekt 
Hilfe zu leiſten für die Erfüllung ihrer fo dringend notwendigen kultur⸗ 
politifchen Aufgaben. Auf dieſe und ähnliche Weiſe laſſe ſich zweifellos 
ein Ausgleich ſchaffen und laſſen ſich die Urſachen, die manche 
Landesverbände und Ortsgruppen zu ihrem Antrage auf Beitrags- 
ermäßigung bewogen haben, wenigſtens bis zu einem gewiſſen Grade 
beſeitigen. 

In der Ausſprache wurden von verſchiedenen Antragſtellern und 
andern Vertretern die Schwierigkeiten der Ortsgruppen in der Bei- 
tragsfrage eingehend dargelegt. Demgegenüber betonten andere Orts- 
gruppenvertreter, daß bei ihnen dieſe Schwierigkeiten nicht beſtehe oder 
auf dieſe oder jene Weiſe überwunden ſeien, daß ein Rückgang der 
Mitglieder bei ihnen nicht ſtattgefunden habe, ſondern ein foſter 
Beſtand da iſt oder ſogar ein Zugang ſtattgefunden hat. In der Cat 
erfehen wir aus den Jahresberichten, daß beiſpielsweiſe die kleine Orts 
gruppe Löcknitz ihren Mitgliederbeſtand im letzten Fahre um 50 v. H. 
vrmehrt hat, daß die Ortsgruppe Brandenburg a. d. H. Joo neue 
Mitglieder bekam und daß auch in vielen anderen Ortsgruppen ein ſehr 
erfreulicher Zugang an Mitgliedern dem bedauerlichen Abgang von 
ſolchen in anderen Ortsgruppen gegenüberſteht. Der Vertreter einer 
Ortsgruppe aus Mitteldeutſchland führte an, daß nach Jeinen Er- 
fahrungn meiſt nur diejenigen Mitglieder nach Ermäßigung ſchreien, 
die durch die Tätigkeit des Oſtbundes immer nur Entſchädigungen oder 
andere Vorteile zu erlangen hoffen, während diejenigen, denen es vor 
allem um die idealen Aufgaben des Oſtbundes geht, ſich über die Höhe 
der Beiträge nicht beklagten und ſie gern entrichten. Eine große An⸗ 
zahl von Vertretern ſtimmte dieſer Anficht durch Beifall und Swiſchen⸗ 
rufe zu. Die Ausſprache ſchloß damit, daß faſt alle Redner, die für 
eine Herabſetzung des Bundesbeitrages eingetreten waren, erklärten, 
eine finanzielle Schwächung der Bundeszentrale wollten auch ſie nicht. 
Sie glaubten nur, daß mit einer Ermäßigung des Bundesbeitrages es 
leichter ſei, die Mitglieder zuſammenzuhalten und neue Mitglieder zu 
gewinnen. Wenn aber die Bundesleitung bereit ſei, denjenigen Oris- 
gruppen und Landesverbänden, denen es ſchlecht gehe, durch Unter- 
stützung ihrer Kulturarbeiten entgegenkommen, jo werde man ſich 
gewiß damit abfinden, wenn die Mehrheit die Beibehaltung des 
Bundesbeitrages beſchließe, zumal ja im nächſten Jahre die Satzungen 
geändert werden ſollen und dann die Beitragsfrage von ſelbſt wiederum 
erörtert werden müjle. So trat von allen Seiten das erfreuliche Beſtreben 
zu Cage, den Oftbund in feiner Leiſtungsfähigkeit und in feinem Auf- 
gabenkreis nicht zu ſchwächen. In dieſem Sinne gab Herr Step han- 
Berlin die Erklärung ab, daß der Landesverband Berlin-Brandenburg 
in ſeiner letzten Vertreterverſammlung auf feinen vor zwei Jahren ein- 
gebrachten und im vorigen Jahre erneuerten Antrag auf Beitrags- 
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ermäßigung nicht jurückkomme, ſondern Jich bei aller Würdigung der 
Ermäßigungswünſche entſchloſſen habe, es bei dem bisherigen Beitrag zu 
belaſſen., Der Landesverband Berlin-Brandenburg würde fich freuen, 
wenn andere Landesverbände dieſem Beiſpiel folgten. Herr Dr. Hoff- 
meiſter hatte ſchon vorher erklärt, daß aus dem Voranſchlag zu 
erſehen ſei, in wie großem Umfange Mittel auch für dringende Kultur- 
aufgaben verwendet werden und da Kulturaufgaben erfolgreich nur 
zentral gelöft werden könnten, trete auch er für Beibehaltung des 
Bundesbeitrages ein. Dieſe Darlegungen wirkten ſo überzeugend und 
fanden auch noch in andern Erklärungen ſo wirkſame Ergänzungen, daß 
die Versammlung mit faſt allen gegen wenige Stimmen die Bei 
be haltung des bisherigen Bundesbeitrages für das nächſte 
Jahr beſchloß. 
Kultur⸗, Frauen-, Jugendarbeit. 


Herr Dr. Lüdtke ſprach den Wunſch aus, der Velprechung der 
Kulturarbeit künftig wieder einen breiteren Raum im Rahmen der 
Bundestagungen ju gewähren und die Arbeit der Oſtbund-Frauen in 
die Haupttagung mit aufzunehmen, gab eingehende Erläuterungen über 
die Nutzbarmachung der Oft-Ausftellung für die Unterverbände, wies 
mit bejonderer Wärme auf die oſtmärkiſche Literatur hin, die im 
Saale ausgeſtellt war und die, obwohl es nur eine Anzahl Proben 
waren, ſchon eine Vorſtellung von dem literariſchen Schaffen der Oſt— 
mark gab. Weiter führte er an Beiſpielen aus, wie durch uner- 
müdliche perſönliche Werbung die Mittel zur Kulturarbeit des Ojt- 
bundes beigebracht werden. Auf Vorſchlag des Herrn Ginſchel 
wurde in Ausſicht genommen, für die Kulturfragen auf der nächſten 
N nach Möglichkeit einen halben oder ganzen Tag frei 
zu halten. 

Herr Dr. Hoffmeiſter gab dann als Jugendführer einen Über- 
blick über die Entwicklung der Jugendarbeit im Oſtbunde. Art und 
Inhalt jeines Vortrages gaben ein anſchauliches Bild von dem friſchen, 
jugendſtarken Geifte, der in den Jungſcharen des Oſtbundes lebt. Alles 
was in einer gefunden Jugendbewegung gepflegt und getan wird, wird 
auch in den Jungſcharen getan; darüber hinaus aber wird noch an 
der Erziehung der Mädel und Jungen in einem Geiſte gearbeitet, der 
fie befähigen ſoll, das oſtmärkiſche Erbe der Alten anzutreten. 
Schulungswochen, Hochſchulwochen, große Treffen, Grenzlandwanderun= 
gen, Heranziehung anderer Jugendbünde zu Vorträgen über den Oſten 
uſw. ſind die Mittel, die Jugendarbeit zu vertiefen und in immer weitere 
Kreiſe zu tragen. Sur Seit beſtehen 92 Jugendgruppen im Oſtbund. 

Stau Heerdegen berichtete ſchließlich über die Tätigkeit 
der Frauengruppen, die wichtige karitative Arbeit und nament— 
920 in der Pflege des Haus-Oſtland-Gedankens Vorbildliches geleiſtet 
aben. 

Bundespräſident Ginſchel richtete an alle Teilnehmer einen herz- 
lichen Appell zur Förderung der Frauen- und Jugendarbeit im Bunde. 
Die Schwierigkeiten des Anfangs ſind heute, wo ſchon Beiſpiele er- 
folgreicher Arbeit vorliegen und damit der Weg gewieſen iſt, leichter 
u überwinden als noch vor einigen Jahren. Perjönliche Eifer— 
füchteleien müſſen verſchwinden. Wir können die Frauen in unjerer 
Bundesarbeit nicht entbehren; ſie bringen in unſere oft kalten und 
nüchternen Verſammlungen den warmen und gemütvollen Ton oſt— 
märkiſcher Geſelligkeit. Die Jugendarbeit muß die künftigen Führer 
für die Oftbundarbeit erziehen, die unſere großen vaterländiſchen Ziele 
weiter verfolgen, wenn wir aus den Kampfreihen austreten müſſen 
oder der Cod uns herausreißt. 

Die in größerer Anzahl vorliegenden Anträge zur Entſchädi⸗ 
gungsfrage wurden durch die Ausſprache für erledigt erklärt 
und der Bundesleitung zur weiteren Veranlaſſung überwieſen. 

Von den weiteren Anträgen ſeien noch zwei erwähnt. Die Orts- 
gruppe Magdeburg hatte den Antrag geſtellt, mit Nückſicht auf das 
jehnjährige Beſtehen vieler Ortsgruppen eine beſondere Ausgabe der 
Bundesnadel, etwa mit der Sahl 10 oder einer entsprechenden ſonſtigen 
Zutat zu Schaffen, die von den Ortsgruppen befonders verdienten Mit- 
gliedern für zehnjährige Treue verliehen werden kann. Die Mehr- 
heit entſchied ſich für den Antrag und überwies ihn der Bundesleitung 
zur Berückſichtigung. Das Gleiche geſchah bezüglich eines Antrages 
des Landesverbandes Heſſen-Naſſau, dahingehend, die Bundesleitung 
möge auf die Herſtellung einer billigen Landkarte bedacht ſein, die die 
Neuordnung der Grenzverhältniſſe im Offen, insbeſondere das unjelige 
Gebilde des Korridors, deutlich veranſchauliche und von den Orts- 
gruppen bei Vorträgen und Kundgebungen verwandt werden könnte. 
Die Bundesleitung hatte eine ſolche Karte probeweise beſchafft, doch 
entſprach ſie nicht ganz den Anforderungen, die der Oſtbund an eine 
ſolche Karte ſtellen muß. Es ſoll daher verſucht werden, eine zweck— 
entſprechendere Ausführung zu erlangen. 

Damit war gegen 8 Uhr die Tagung beendet. Bundespräjident 
Ginſchel dankte den Teilnehmern für ihr treues Ausharren und 
ſtellte mit Senugtuung den echt landsmannſchaftlichen Geiſt feſt, der 
die Verhandlungen beſeelt und ihren harmoniſchen Verlauf geſichert 
habe. In einer Seit, Jo fuhr er fort, in der in der Weltpolitik um 
die Lebensintereſſen unjeres Oſtens geſtritten und gerungen wird, in 
der wichtige Entſcheidungen bezüglich der Zukunft des Oſtens fallen 
und wichtigere bevorſtehen, wollen wir in unverbrüchlicher Treue 
auch ferner zu einander ſtehen, um unſere Heimat zu ſchützen und ihr 
zu nützen, auch wenn man uns von oben oder von unten her unverhoffte 
und unverdiente Schwierigkeiten macht. Unſere Arbeit gilt nur zum 
geringſten Teil uns ſelbſt. Sie wird in der Hauptſache geleiſtet 
ſelbſtlos und ehrlichen Herzens für unjere Heimat, für unſer Vater- 
land. Die Erfüllung aller Wünſche, die die Ojtmärker für beide 
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auf dem Herzen haben, faßte er zuſammen in ein freudig aufge- 
nommenes Hoch auf das Vaterland und die Oſtmark, das einen Nach- 
klang fand in einem auf die Bundesleitung ausgebrachten dreifachen 
kräftigen Oſtheil. 
Die Frauenſchulungskagung, 

die auch in dieſem Jahre wieder gut bejucht war und in allen ihren 
Teilen recht anregend und intereſſant verlief, wird in der nächſten 
Beilage „Die oſtmärkiſche Frau“ eingehender gewürdigt werden. 


Eine weitere Vorſtandsſitzung 
zur Wahl des Präſidiums 


wurde im Anſchluß an die Vertreterverſammlung abgehalten. Außer 
den Herren Bundespräſidenten Ginſchel, Dr. Lüdtke und 
Geheimrat Schmid, die auf 2 Jahre gewählt ſind, beſteht das 
Präſidium aus den wiedergewählten Herren Archierat Dr. Kuphe⸗ 
Stettin, Stadtoberſekretär i. R. Stephan Berlin, Konrektor 
Bater- Berlin-Sriedrichshagen, Juftizrat Voß - Srankfurt a. d. O., 
ſowie den neugewählten Herren Dr. Hoffmeiſter (Vorſitzender des 
L. VB. Hannover-Braunſchweig) und Oberkonſiſtorialſekretär Belke- 
Magdeburg (Vorſitzender des L. V.-Bezirk Magdeburg), die an Stelle 
des verſtorbenen Nektors Guſtab Lange und des ausgeſchiedenen 
Kommerzienrats Julius Berger als Vertreter weſtdeutſcher Landes- 
verbände vorgeſchlagen und einſtimmig neugewählt wurden. 


Die Preſſe und die Bundestagung. 


Die ganze Preſſe hat auch dieſes Mal wieder eingehend über 
unſere Bundestagung berichtet. Sowohl das Wolffſche Telegraphen— 
büro wie die Celegraphenunion hatten Vertreter zu der Tagung 
entſandt und ihre Berichte ſind in weitgehendſtem Umfange in den 
reichshauptſtädtiſchen wie in den Seitungen im Reiche verbreitet 
worden. Eine große Anzahl von Zeitungen Berlins Jomohl wie der 
Oſtprobinzen hatten aber eigene Vertreter entJandt und bringen deren 
ausführliche Berichte über die Tagung. 

Der „Berliner Lokalanzeiger“ (Nr. 115) bringt einen 
längeren Bericht unter der Überſchrift „Die Verzweiflung 
der Oſtmark“. Er geht näher auf die Anſprache des Bundes- 
präſidenten Ginſchel ein und hebt eine Anzahl wichtiger Punkte 
durch Settdruck beſonders hervor, während er über die weitere Aus- 
ſprache über das Polenabkommen mehr Jummarifch berichtet. 

Der „Cag“ (Nr. 59) bringt einen zuſammenfaſſenden Bericht, 
dem er die Überſchrift gibt „Ver deutſche Oſten ſtirbt am 
Polen vertrag“, womit er wohl den Inhalt der Rede des Herrn 
Grafen. Weſtarp andeuten will, während im übrigen der Bericht ziem- 
lich objektiv gehalten iſt, wenn er auch den Standpunkt des Ojt- 
bundes nicht genügend zur Geltung kommen läßt. Durch geſperrten 
Settdruck hebt das Blatt aus der Rede des DBundesprälidenten 
Ginſchel beſonders die Bedenken gegen etwaige Sanktions- 
möglichkeiten, ſowie die Forderung, daß die Verträge mit 
Polen kein verkapptes Oſtlocarno werden dürfen, wie auch 
die weitere Forderung hervor: „SZielbewußte Politik darf nie die 
Wiedergewinnung der uns geraubten Gebiete aus dem Auge verlieren.“ 

Der „Jungdeutſche“ gibt ſeinem Bericht die überſchrift 
„Verzicht auf viele Rechte“. Der Bericht gibt den Hauptinhalt der 
Reden des Bundespräſidenten Ginfchel wieder, bringt aber merk 
würdigerweiſe nichts über die Neden der Parlamentarier. Sum 
Schluß weilt er auf die mit der Tagung verbundene Ausjtellung 
und auf die Frauen-Schulungs-TCagung hin. 

Die „Berliner Börſenzeitung“ (Nr. 115) hebt die An- 
weſenheit von Parlamentariern verſchiedener 
Parteien hervor und beſchäftigt ſich beſonders mit den Er- 
örterungen über das Polen abkommen. 

Die „Deutſche Tageszeitung“ berichtet ausführlicher über 
die Tagung in zwei Artikeln (Nr. 115 und 116). Sie betont, daß der 
Oſtbund ſich die „Erhaltung des oſtmärkiſchen Sedankens“ zur Aufgabe 
gemacht hat und hebt hervor, daß an der Tagung zahlreiche Delegierte 
und eine Neihe von Parlamentariern teilnahmen. Sie berichtet ein- 
gehend ſowohl über den Standpunkt des Verhandlungsleiters wie über 
die Reden der Abgeordneten um Polen abkommen. Das Blatt 
gibt den Verlauf der Verhandlungen in gedrängter Form objektiv 
wieder. Aus der Nede des Herrn Bundespräſidenten Dr. Lüdtke 
hebt es den Appell hervor: „Das deutſche Voll muß endlich erkennen, 
daß es ohne den Oſten keine deutſche Sukunft gibt.“ 

Die „Deutſche Zeitung“ berichtet ebenfalls in zwei Ausgaben 
(Nr. 57 und 58). Sie betont die Ausführungen des Reichstags- 
abgeordneten Grafen Weſtarp, hebt aber auch die entgegengeſetzten 
Erörterungen des Herrn Abgeordneten Piſchke von der Deutſchen 
Volkspartei hervor. 

Die „Srankfurter Oderzeitung“ (Nr. 59) bringt einen 
ausführlichen Bericht über die Tagung unter der überſchrift „Die 
Politik des Oſtbundes“. 

Der „Geſellige“ (Schneidemühl) bringt in Nr. 58 ebenfalls 
einen längeren Bericht und kommt unter der Überſchrift „O ſt bund 
und Polen abkommen“ in Nr. 59 ausführlicher auf die 
Tagung zurück. — Auch zahlreiche andere Provinzblätter berichten 
eingehend über die Cagung des Deutſchen Oſtbundes, insbeſondere über 
die Crörterungen bezüglich des Polenab kommens und der 
Sntſchädigngsfrage. 
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Kongreß der Verdrängten und Liquidationsgeſchädigten. 


Die Arbeitsgemeinſchaft der Geſchädigtenverbände hatte mit ihrer 
Idee, einen Kongreß aller ihr anghörenden Geſchädigtenverbände ein- 
zuberufen, einen großen Erfolg. Sie wollte bei dieſer Gelegenheit 
Achenſchaft geben über ihre unermüdliche Arbeit in den letzten Wochen 
und Monaten und andererſeits ſich der Zuſtimmung der Verbände 
zu ihren Vorſchlägen bezüglich der wichtigen Entſchädigungsfragen, 
die in der nächſten Zeit in der Entſchädigungsfrage zu löſen find, ver- 
ſichern. Am 8. März fand in einer gemeinſchaftlichen Sitzung aller 
Verbände im öngenieurhaus eine eingehende Ausſprache über die 
Entſchädigungsfrage ſtatt, die zwar die in den Geſchädigtenkreiſen 
herrſchende erbitterte Stimmung wiederſpiegelte, aber in Bezug auf 
Siele und Taktik vollſte Einmütigkeit ergab. Infolgedeſſen 
wurde auch die von der Arbeitsgemeinſchaft vorgelegte Entſchlie- 
ßung einmütig angenommen. 

Vorgeſchlagen aus den Kreiſen der Vertreter wurde eine wei 
tere Entſchließung, die ſich in ſchärfſter Weiſe gegen die 
Nichtherausgabe der Liquidationsüberſchüſſe 
Jeitens Englands ausjpribt und in dieſem Punkte die 
Arbeitsgemeinſchaft auffordert, die Frage nicht ruhen zu laſſen, auch 
wenn das Liquidationsabkommen im Reichstage mit dem Verzicht auf 
dieſe Überſchüſſe angenommen wird. Die Entſchließung wurde angenommen. 

Die Vertreterverſammlung aller Verbände im großen Sejtjaal bei 
Kroll am Sonntag war nicht nur aus Berlin, ſondern aus allen Teilen des 
Reiches Jo zahlreich beſucht, daß nicht nur der Saal, ſondern auch die 
rings um den ganzen Saal laufende große Galerie bis auf den letzten 

Platz gefüllt war. Den größten Teil der Taufende von Beſuchern 
ſtellten die Mitglieder des Oſtbundes. Die Splitterverbände hatten 
Demonſtrationen angekündigt, doch war von ſolchen nichts zu merken. 
Sie ließen lächerlicherweiſe einen gedruckten Bericht über eine Unter- 
redung von Herren des Ningverbandes mit einem Herrn Oberregierungs— 
rat aus dem Neichsfinanzminiſterium verteilen. Herr Geheimrat 
Groſſe hob in der Verſammlung mit Recht hervor, wenn die Arbeits- 
gemeinſchaft über derartige Dinge gedruckte Berichte ausgeben wollte, Jo 
könnte fie über ihre Tätigkeit fortgeſetzt ganze Bücher veröffentlichen. 

Die Arbeitsgemeinſchaft hatte auch Regierung, Neichstag und 
Preſſe eingeladen. Von der Regierung ließ ſich Herr Reichs- 
kanzler Müller⸗ Franken wegen dringender Dienſtgeſchäfte 
entschuldigen. Herr Reichstagspräſident Löbe, von dem der Vor— 
ſitzende der Verſammlung, Herr Gilg, hervorhob, daß er ſtets ein 
warmes Herz für die Geſchädigten gezeigt habe, hatte mitgeteilt, daß 
er der Einladung nicht folgen könne, weil er einen längſt zugeſagten 
Vortrag in Hanau zu halten habe. Von einer Reihe weiterer beamteter 
Perſönlichkeiten und Parlamentarier lagen ebenfalls Entſchuldigungen 
vor. Die 3 anweſenden Neichstagsabgeordneten gaben im Verlaufe 
der Sitzung durch längere Anſprachen ihre Sympathie für die For- 
derungen der Geſchädigten Ausdruck. 

Der Vorſitzende der Arbeitsgemeinſchaft, Stadtrat Gilg vom 
„Hilfsbund für die Elſaß-Lothringer im Reich“, wies darauf hin, daß 
die Arbeitsgemeinjchaft im jetzigen Augenblick der Liquidierung des 
Krieges und angeſichts der Sinanzregelung im Reich nicht durch De- 
monſtrationen, ſondern durch ſachliche Darlegungen öffent- 
lichkeit, Regierung und Volksvertretung auf die Notwendigkeit der 
Endregelung der Entſchädigungsfragen hinweiſen wolle. 

Rechtsanwalt Dr. Purper vom „Hilfsbund für die Elſaß-Loth— 
ringer im Reich“ führt: aus, es ſei rechtlich nicht begründet, das von 
Polen und das von der Entente liquidierte deutſche Privateigentum 
unterſchledlich zu entſchädigen. Die Reichsregierung habe durch 
den Verzicht auf die Liquidationsüberſchüſſe gegenüber England und 
anderen Ländern ebenfalls Forderungen „für Rechnung von Privat 
perſonen“ preisgegeben, und die Rechtslage ſei aljo in dieſen Fällen 
genau die gleiche wie bei den durch Polen Geſchädigten. Entſcheidend 
ſei aber, daß in allen Sällen der Erlös aus der Liquidation 
deutſchen Privateigentums zur Deckung von Verpflich- 
tungen des Reichs verwendet worden fei, die ſonſt das geſamte 
Voll hätte aufbringen müſſen. Es hätten daher alle Liguidierten 
Anſpruch auf größere Entſchädigungen als die bisher im Durchſchnitt 
gewährten 11 v. H. erheben, um Jo mehr, als das Reich ſelbſt wieder 
holt anerkannt habe, daß grundſätzlich eine Verpflichtung 
zur vollen Entſchädigung beſtehe. 

Gouverneur a. D. Dr. Hahl vom „Reichsverband der Kolonial- 
deutſchen“ ſprach über die Verluſte der deutſchen Volkswirtſchaft durch 
die Wegnahme des deutschen Eigentums im Auslande und in den Rolo- 
nien und über die Notwendigkeit des Wiederaufbaues der deutſchen 
Auslandsunternehmungen für die geſamtdeutſche Wirtſchaft. Das 
deutſche Auslandsvermögen betrug vor dem Kriege wenigſtens 15 Mil- 
liarden Holdmark. Es bildete die wertvollſte Stütze für den Abſatz der 
deutſchen Gütererzeugung im Auslande. Ohne dieſes weitverzweigte 
Netz deutſcher Stützpunkte hätte weder die Induftrie noch die Handels- 
flotte ihren gewaltigen Aufſchwung nehmen können. Die Enteignung 
deutſchen Vermögens ging kontinentweiſe vor ſich. In Afrika bildete 
nur das neutrale Abeſſinken eine Ausnahme, in Amerika die neutral 
gebliebenen wenigen Lateinſtaaten und in Aſien nur Perſien. In 
Auſtralien und der ozeaniſchen Inſelwelt wurde die Enteignung reftlos 
durchgeführt. Einzelne Staaten haben nachträglich das beſchlagnahmte 
Vermögen freigegeben oder die erzielten Erlöſe ganz oder teilweiſe 
zurückerſtattet, Jo China, Japan, die Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika, die ſüdafrikaniſche Union. Aber die vorausgegangene Be— 
ſchlagnahme hat dennoch die durch dieſes Vermögen gefchaffenen wert— 


vollen Handelsbeziehungen völlig zerſtört. Zur Entſchädigung an- 
gemeldet wurden rund 7 Milliarden RM. an Liquidationsſchäden. Von 
der deutſchen Regierung wurden fie mit 9 Milliarden bewertet. In 
den Kampf der Geſchädigten um eine angemeſſene Schadloshaltung iſt 
der Hauptwert auf Erlangung der Mittel für den Wiederaufbau gelegt 
worden. Die Erfahrung hat gezeigt, daß die in ungenügenden Sah⸗ 
lungsmitteln gegebenen Beträge für die Wiederaufbauarbeit nicht 
genügen, und wenn heute die deutſche Wirtſchaft krankt, ſo beruht dies 
überwiegend darauf, daß es bisher nicht gelungen ijt, das frühere Netz 
einer die Welt umſpannenden wirtſchaftlichen deutſchen Betätigung 
wiederherzuſtellen. Die Bemeſſung der Entſchädigung hat ſich zwar 
den Neichsfinanzen anzupaſſen, aber anläßlich deren Neuordnung müffen 
die Geſchädigten zum mindeſten diejenigen Beträge fordern, die un= 
erläßliche Voraussetzung für die Wiederaufrichtung der nieder- 
gebrochenen Wirtſchaft im Auslande wie auch der Seßhaftmachung 
der vertriebenen Grenzlanddeutſchen im önlande find. 


In dankenswerter Weiſe gab die A.-G. Herrn Bundespräſi- 
denten Dr. Lüdtke Gelegenheit, über die Bedeutung der Oſtfragen 
und den Wiederaufbau des deutſchen Oſtens zu ſprechen. Er führte 
u.a. aus: Verdrängte und Entwurzelte müſſen heute, nach 10 Jahren, 
noch um ihr Necht kämpfen, in das deutſche Wirtſchafts- und Kultur⸗ 
leben eingegliedert zu werden. Wir wünſchen eine ſtarke Weſtmark, 
auch eine blühende weſtdeutſche Induſtrie, zumal dieſe, nach dem Ver- 
luft des Hauptteils der oberſchleſiſchen Induſtrie für Deutſchland wich- 
tiger iſt als je. Aber gerade weil wir den Weſten ſtark willen wollen, 
verlangen wir, daß auch der Oſten geftärkt wird. Keine Hoffnung 
auf Beſſerung der Geſamtlage Deutſchlands wird in Erfüllung gehen, 
wenn der Oſten weiter dahinſiecht. Berlin ift Grenzſtadt 
geworden. Das polniſche Sanktionsrecht droht mit 
neuer Gefahr für den Oſten. Polen wird nicht zögern, von dieſem 
„Recht“ Gebrauch zu machen, wenn ſich irgendeine Gelegenheit bietet. 
Es ijt ſelbſtverſtändlich deutſche Pflicht, ſich dagegen zu wehren. Der 
Often iſt das am meiſten geſchädigte deutſche Gebiet; eine Million 
Menjchen wurden verdrängt und in alle Teile des Reiches zerſtreut. 
Sür dieſe Vertriebenen hätten lofort die Mittel da ſein müſſen, die 
ihnen die Möglichkeit gaben, ſich in das Leben des Hoſamtvolkes neu 
einzugliedern und Plätze auszufüllen, die fie als kampferprobte Grenz- 
landdeutſche zum Wohl der Geſamtheit ausfüllen konnten. Von den 
maßgebenden Stellen erwarten wir, daß das Deutſchtum jenſeits der 
Grenze geschützt wird, daß uns das Recht auf Reviſion der Grenze 
bleibt und daß dem Oſten in feiner ungeheuren Not wirkſam geholfen 
wird. Die Volksdichte darf nicht weiter ſinken, die Landflucht muß 
ein Ende nehmen. Es iſt bezeichnend, daß die Oberpräſidenten und 
Landeshauptleute der Oftprovinzen durch Deutſchland fahren, um Mah— 
ner und Wecker zu fein und auch den Fernerſtehenden klarzumachen, 
daß, wenn der Oſten ſtirbt, es auch mit Deutſchland zu Ende iſt. Wir 
hoffen aber und kämpfen dafür, daß es mit Volk und Vaterland nicht 
zu Ende geht, ſondern daß ein neuer Aufſtieg beginnt. Leb- 
hafter Beifall unterbrach den Redner öfters und brachte auch am 
Schluß der Rede die Zuftimmung der Verſammlung zum Ausdruck. 


Bundespräſident Hinſchel vom Deutſchen Oſtbund, von der 
Versammlung durch lebhaften Beifall begrüßt, ſprach dann ſpezieil 
über die Entſchädigungsforderungen der Arbeitsgemeinſchaft. Er 
führte in der Hauptfache folgendes aus: Eigentlich iſt es eine Schande, 
daß wir 11 Jahre nach dem Kriege noch eine ſolche Verſammlung ab— 
halten müſſen, um unſer Necht zu fordern, deſſen allgemeine Au- 
erkennung ein Akt der Gerechtigkeit und der Selbſtverſtändlichkeit ſein 
ſollte. Aber leider müßten die Geſchädigten mit dem Dichter Jagen: 
„Nicht von dem Recht, nur von Gewalt iſt hier die Rede.“ Man hat 
bis jetzt immer nur die Verdrängten Gewalt geſchädigte genannt, 
aber in dem Sinne, daß das eigene Reich Gewalt ſtatt des Nechtes 
gegen uns walten läßt, ſind wir alle Hewalt geſchädigte. (Lebhafter 
Beifall.) Herr Reichsfinanzminijter Dr. oldenhauer hat 
dieſer Cage im Reichstage erklärt, die durch das Kriegsſchädenſchluß— 
geſetz abgefundenen Liquidations- und Gewaltgeſchädigten müßten ſich 
mit der getroffenen Regelung abfinden und könnten auf keine weitere 
Entſchädigung mehr rechnen. Wir find heute hier da, Herrn 
Dr. Moldenhauer darauf die Antwort zu geben, und fie lautet (mit 
erhobener Stimme): „Niemals werden wir uns mit dieſer Regelung 
abfinden! Sie iſt eine unerträgliche Vergewaltigung unſerer Rechte. 
Sie verewigt Not und Elend unter den Geſchädigten, darum ſtehen 
wir bis zum letzten Mann geſchloſſen hinter unſerer Forderung: Eine 
wirkliche Schlußentſchädigung muß erft noch kommen! (Stürmiſcher 
Beifall.) Die Erklärung des Herrn Dr. Moldenhauer iſt wie die 
Geſte eines wohlhabenden Mannes, der einen löſtigen Bettler ab- 
weiſt. Wir aber find keine Bettler! Wir ſind Deutjche, die um ihres 
Deutſchtumswillen Heimat und Existenz, Hab und Gut verloren, die 
mit ihrem Vermögen dem Reiche die erſten Reparationen geleiſtet 
haben. Wir betteln nicht, wir fordern! Fordern 
was uns zukommtl Erklärungen wie die des Herrn 
Dr. Moldenhauer haben wir ſchon oft gehört. Sie beirren uns nicht. 
Regierungen ſind heute kurylebiger denn je, Jie 
ftürgen ſchnell und ſterben. Wir aber leben und überdauern 
noch manche Regierung. Wir leben, auch wenn wir ſterben, in 
unfern Kindern und Erben. (Stürmiſcher, anhaltender Beifall.) 

Herr Neichstagsabgeordneter Laverrenz; habe einmal in einer 
Geſchädigtenverſammlung vom „CTrauerſpiel des Entſchädi- 
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gungsweſens“ geſprochen. In dieſem Trauerjpiel werden wir 
vorausſichtlich ſehr bald zwei neue Kapitel erleben und damit wahr- 
ſcheinlich ſehr große Enttäuſchungen. Das erſte Kapitel betrifft die 
Polenſchäden. Was die Regierung in der Begründung des 
Polenabkommens über die Entſchädigungsfrage jagte, war verheerend. 
Die Negierungsparteien haben das ſelbſt als untragbar erkannt und 
Jih untereinander und mit der Regierung auf ein Kompromiß ge⸗ 
einigt. Danach ſoll grundſätzlich Vollentſchädignng gewährt werden, 
d. h. das Reich ſoll Jo entſchädigen, als es Polen auf Grund von 
Schiedsſprüchen des internationalen Schiedsgerichts hätte tun müſſen. 
Das klingt ſchön und gut, die Beſtimmung ijt aber Jo dehnbar, daß 
man hinſichtlich der Entschädigung ſehr viel oder ſehr wenig damit 
anfangen kann. Solange Polen bezahlen ſollte, hat das Reich ſelbſt 
Gutachten herbeigeſchafft, wonach die Schäden ohne Abzüge mit 
Sinſen voll erſetzt werden ſollten. Jetzt, wo das Reich be⸗ 
zahlen ſoll, will es 1. die Friedenswerte nach ſeinen Grundfätzen feſt⸗ 
jetzen, und was das bedeutet, wiſſen wir! Will es 2. etwa 25 v. H. 
von dem ſo ermittelten Schaden abziehen für die inzwiſchen in Polen 
eingetretene Entwertung des Grundbeſitzes, will es 3. weitere 25 v. H. 
abziehen für Entwertung der polniſchen Valuta, will es 4. weitere 
Abzüge machen im Hinblick auf die Tatjache, daß Polen ein fauler 
Schuldner ift, alſo möglicherweiſe überhaupt nicht gezahlt hätte, will 
es 5. Abzüge machen, weil Polen im günſtigſten Falle die Zahlungen 
jehr ſpät geleitet haben würde. (Hört! Hört! Gelächter. Beifall.) 
Vielleicht iſt ein mathematiſches Genie in diefer Versammlung, das 
uns erklärt, was dann von diejer Vollentſchädigung noch übrig bleibt. 
(Stürmiſcher Beifall.) Wenn die Reichsregierung wirklich derartig 
vorgehen wollte, Jo wäre das geradezu ein Hohn nicht nur 
auf Necht und Gerechtigkeit, fondern auch auf ihre 
eigene bisherige Haltung in dieſer Stage, Genau Jo 
Ichlimm oder eigentlich noch ſchlimmer ift dieſe Haltung in der Frage 
der Abwandererſteuer. Deutjchland hat ſeit © Jahren mit Polen 
wegen der Rückzahlung der Steuer, die nach der ſtändigen Recht- 
Jprechung des Reichswirtſchaftsgerichts von Polen zu Unrecht er- 
hoben worden iſt, mit der polniſchen Regierung verhandelt. Sie 
hat dadurch zu erkennen gegeben, daß ſie die Verpflichtung Polens 
zur Surückzahlung als unbedingt gegeben anſah. Nach dem Wortlaut 
des Negierungskompromiffes zum Polenabkommen gehen alle An- 
jprüche, die bisher deutſche Neichsangehörige an den polniſchen Staat 
hatten, auf Deutſchland über, damit felbſtverſtändlich auch die Ver- 
pflichtung zur Zurückzahlung der Abwandererſteuer. Auf einmal ſoll 
aber alles, was die deutſche Regierung Polen gegenüber bisher ver- 
treten hat, nicht mehr wahr ſein! Nun, wo Deutſchland die Ab- 
wandererſteuer zurückzahlen ſoll, findet das Reichsfinanzminiſterium 
plötzlich ſchockweiſe Gründe für die inzwischen eingetretene ablehnende 
Haltung. Auf die Feſtſtellung des Neichswirtſchaftsgerichts, daß dieſe 
Steuer zu Unrecht von den Verdrängten erhoben worden ijt, daß man 
ihnen alſo zu Unrecht die Hälfte ihres Vermögens geraubt hat, pfeift 
der Fiskus plötzlich. Sroßmütig will er das Reichswirtjchaftsgericht, 
wenn das Polenabkommen angenommen iſt, entjcheiden laſſen darüber, 
ob die Abwandererſteuer unter das Polenabkommen fällt. Nun, wenn 
das zweifelhaft iſt, dann muß eben der Text des Polenabkommens Jo 
formuliert werden, daß auch dieſer Raub, der für Jo viele oſtmärkiſche 
Samilien der glatte Nuin geweſen ijt, von dem ſie ſich nicht wieder 
haben erholen können, gejühnt werden kann! Deutſchland darf ſolche 
Vergleiche nicht auf dem Rücken der Geſchädigten abſchließen und 
aus deren Haut Riemen ſchneiden. (Lebhafter Beifall.) Pie Ge- 
ſchädigten laſſen ſich dieſe Methoden einfach nicht mehr gefallen! Sie 
werden nicht ruhen und nicht raſten, bis ihnen auch in diefer Frage 
ihr Necht geworden iſt. 

Das zweite Kapitel des „Trauerſpiels des Entſchädigungsweſens“ 
bildet die Behandlung der ſonſtigen Geſchädigten, die 
Herr Dr. Moldenhauer Jo kalt und energisch abſchütteln zu 
können glaubte. Er hat dabei vergeſſen, daß er ſeinerzeit ſelbſt die 
Entſchließung des Neichstages mitbejchlojfen hat, wonach die Regierung 
erjucht wurde, mit aller Macht bei der endgültigen Regelung der 
Reparationen für einzutreten, daß die unzulänglichen Sätze des 
Kriegsſchädenſchlußgeſetzes erhöht und den Geſchädigten eine wirklich 
angemeſſene Entſchädigung zuteil wird. Iſt der Neichstag wir k⸗ 
lich die höchſte Vertretung des ſouveränen Volkes, 
[fo muß ein ſolches Wort des Neichstages gelten. 
(Stürmiſcher Beifall.) Dann darf es nicht nur eine Phraſe ſein, die 
man ſo ſchnell wie möglich vergißt und die man nicht zu halten braucht. 
Wir nehmen den Reichstag beim Wort und ver- 
langen, daß er feiner damaligen Entſchließung 
Geltung verſchafft. ir nehmen auch die Ab- 
geordneten beim Wort, die damals unfweideutig 
Suficherungen im Sinne der Entſchließung gemacht 
haben. Will der Reichstag das Vertrauen zu ſich nicht untergraben, 
dann muß er zu ſeinem Worte ſtehen. Die Geſchädigten kämpfen 
zum Ceil ſeit 15, zum eil ſeit 10 Jahren um ihr Recht. Sie haben 
bisher nur Abſchlags zahlungen erhalten, denn eine Jolche 
und nichts weiter war auch die Schlußentſchädigung. Sie werden 
weiter kämpfen, und wenn es weitere jo oder 15 Jahre dauern müßte, 
bis die Entſchädigungsfrage endlich eine Regelung erfährt, wie es 
jich gebührt. (Lebhafter Beifall.) 


Der Redner ging ſodann auf die Frage der Uberſchüſſe aus 
dem Schlußentſchädigungsverfahren ein. Der Reichsfinanzminiſter 
Dr. Moldenhauer hat das Verlangen der Arbeitsgemeinſchaft, daß 
das Roftkapital nur zugunſten der Geſchädigten ſelbſt verwendet wird, 
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als berechtigt anerkannt. Redner dankte den Abgeordneten und 
Parteien, die ſich dafür eingeſetzt haben. Da über die Höhe des Reft- 
kapitals noch keine zuverläſſigen Angaben vorliegen, können noch 
keine genauen Vorſchläge über deſſen Verwendung im Einzelnen ge⸗ 
macht werden. Da aber üÜberſchüſſe zweifellos bleiben werden 
(20—50 Mill. M) und auf Grund der Zufage des Reichsfinanzminiſters 
hat die Arbeitsgemeinſchaft folgende grundſätzlichen Vorſchläge ge⸗ 
macht: Ein Drittel ſoll den Kleinſtgeſchadigten zugute kommen 
(oziale Beihilfen, Schadloshaltung für Exiftenzverluft, 
Unterſtützung der Alten, Gebrechlichen uff); ein Drittel joll als 
Wiederaufbauhilfe für den Mittelftand dienen, und 
das letzte Drittel ſoll zur Verzinslichmachung der nichtverzinslichen 
Wiederaufbauzuſchläge verwendet werden, kommt aljo in erſter Linie 
großen Unternehmungen zugute, für die es eine wertvolle Kredithilfe 
bedeutet und die es gegebenenfalls in die Lage verſetzt, neue Arbeits- 
kräfte einzuſtellen. Dieſe Driitelung des Neſtkapitals zeigt, daß ſich 
die Arbeitsgemeinſchaft bemüht hat, allen Kategorien der Geſchädigten 
gerecht zu werden. Das iſt das Sofort- Programm der Verbände. 
Daneben bleiben die alten Forderungen der Arbeitsgemeinſchaft un⸗ 
verändert beſtehen. Davon wird nicht abgewichen. Können ſie nicht 
Jofort verwirklicht werden, Jo verlangen wir doch ihre ſofortige An⸗ 
erkennung und ihre Berückſichtigung bei der Sinanzreſorm. Als es 
hieß, daß für uns kein Geld da fei, find für ſehr überflüffige Dinge 
Milliarden ausgegeben worden. Wenn unfere berechtigten Ansprüche 
endlich Berückſichtigung finden Jollen, iſt feſtes Zufammenhalten und 
Ablehnung jeder Abßfplitterungsbeſtrebungen von den großen Ge- 
jchädigtenverbänden notwendig. 

Nach den mit lebhaftem Beifall aufgenommenen Ausführungen des 
Herrn Bundespräſidenten Ginſchel erfolgte die einſtimmige Su- 


ſtimmung zu folgender 
Entſchließung: 

„Die Reichsregierung hat in einer Denkichrijt vor dem Haager 
Schiedsgericht anerkannt, daß nach den Grundrechten aller Kultur⸗ 
nationen für die Entziehung von Privateigentum eine volle Eut⸗ 
Ichädigung gewährt werden muß. Das Enteigunngsgeſez vom 
31. Angnft 1999 ging daher von dem Srundfaß der Voll- 
entjhädigung aus. Die Seſchädigten können das völlig un⸗ 
zulängliche Kriegsſchädenſchlußgeſetz, das diefen Grundjak preisgibt, 
nicht als abſchliefſende Regelung der Entſchädigungsfrage an⸗ 
erkennen. Sie fordern zum mindeſten volle Durch⸗ 
führung des Programms der Arbeifsgemein- 
ſchaft, das von der deutſchen Öffentlichkeit und dem Reichstag 
als maßvoll, angemejjen und gut durchdacht anerkannt worden ift. 

Eine Neuregelung der Eutſchädigungsfrage iſt auch erforderlich, 
um die neuen Rechts verluſte der Geſchädigten aus- 
zugleichen, die ihnen in den verſchiedenen Liguidations⸗ 
abkommen auferlegt werden. Die Geſchädigten erwarten, daß 
die Regierung in gleicher Weije wie die Polengeſchädigten auch die 
übrigen Opfer der neuen Abkommen ſchadlos hält. 

Die SGeſchädigten fordern ferner die ſoſortige Sur⸗ 
verfügungſtellung der nach Durchführung des Kriegs» 
ſchädenſchlußgeſetzes verbleibenden erheblichen Er Jpar nile. 
Dieje Beträge ſollen für einen ſozjalen Hilfsfonds, als 
Beihilfen zum Wiederaufbau des Miftelſtandes 
und für die Verzin fung der bisher un verzinslichen Wie der⸗ 
aufbauzuſchläge verwandt werden.“ 

Die Entſchließung gegen die Einbehaltung der engliſchen Liqui 
dationsüberſchüſſe wurde ebenfalls einſtimmig angenommen. 

Als nächſter Redner ſprach Herr Geheimrat Große vom Bund 
der Auslandsdeutſchen. Er bezweifelte die politiſche Notwendigkeit 
der Annahme des Polenabkommens. Wenn es trotzdem angenommen 
wird, dann bedeutet es eine Sortſetzung der Erfüllungspolitik nach 
außen. Für die Geſchädigten ergibt ſich daraus die Forderung, daß 
das Reich auch eine Erfüllungspolitik nach innen befolgen muß, 
wenn die Erfüllung nach außen moralifch gerechtfertigt ſein ſoll. Das 
Programm der Arbeitsgemeinſchaft wurde von allen als fachlich und 
mäßig anerkannt. Mit dieſem Programm iſt die Arbeitsgemeinſchaft 
zu kur; gekommen, da ſie ſich bei der ſeinerzeitigen Neichstagsauflöſung, 
um für die Geſchädigten überhaupt etwas herauszuſchlagen, mit der 
Abfindung durch das Kriegsſchädenſchlußgeſetz einverſtanden erklären 
mußte. Die erklärliche Unzufriedenheit mit den Entſchädigungsſätzen 
hat zur Entwicklung von Splitterverbänden geführt, die ſehr 
ſtark im Aufſtellen übertriebener Forderungen, aber unfähig zu wirk⸗ 
lich erfolgreicher Arbeit ſind. Das Schlußkapitel der Entſchädigung hat 
begonnen; ein Erfolg iſt nur bei einheitlichem Vorgehen der 
Geſchädigten zu erreichen. Ein Sufammengehen mit den Führern 
der Splitterorganifationen bat ſich als unmöglich erwieſen, weil dieſe 
eine ihrer Hauptaufgaben in der Befehdung der größten Organifa- 
tionen ſehen. Die Geſchädigten hatten zu leiden, weil Jie zum deutſchen 
Volke gehören. Daraus ergibt ſich für alle Parteien die Pflicht, 
zu helfen. Wenn auch das Intereſſe bei den Abgeordneten für die 
Entſchädigungsfrage gegenwärtig gering iſt, ſo wird die Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft doch nicht müde werden; ſie wird den Kampf Jachlich, aber zäh 
durchzuführen verſtehen. Wenn ſich die Reichstagsabgeordneten vor 
den Fragen zu drücken verſuchen, wird fie Jie doch zu erreichen wiſſen. 

Der Herr Abgeordnete Laverrenz hatte ſich bereit erklärt, wie 
am Tage zuvor vor der Hauptverſammlung des Deutſchen Oftbundes, 


Die Parteien hätten ſeinerzeit 
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auch vor dem Geſchädigtenkongreß über den gegenwärtigen Stand des 
Entſchädigungsverfahrens zu berichten. Einleitend hob auch er die 
unerfreuliche Catſache der Splitterverbände der 
Geſchädigten hervor, die dem mit parlamentariſchen Arbeiten über- 
laſteten. Abgeordneten den Einblick in die 
ſchwert. Der Kampf mit der Regierung gehe darum, ob 
die Schlußentſchädigung eine Abſchlags- oder Endzahlung ſei: 
einen Beſſerungsſchein für die 
nicht hineinbekommen können. 
bekannte Entſchließung gefaßt. 


Jukunft in das SGeſetz ſelbſt 
Dafür habe der Reichstag die 


Die Not ſei damals unter den Geſchädigten Jo groß und die parlamen- 


tariſche Lage ſo unſicher geweſen, daß man ſich mit der im Augenblick 
erhältlichen Abſchlagszahlung, wie ſie das Kriegsſchädenſchlußgefetz bot, 
zufriedengeben mußte. Die Regierung wurde vom Reichstag durch 
die erwähnte Entſchließung aber aufgefordert, bei der endgültigen 
Regelung der Neparationen alles zu kun, um die ungenügenden Ent⸗ 
ſchädigungen zu erhöhen. Solche Bemühungen ſind auch gemacht 
worden. Das Ergebnis aber war niederſchmetternd. Die Entſchädi⸗ 
gungsfrage dürfe keine Parteifrage werden, ſondern müſſe als eine 
nationale Frage von allen Parteien vertreten werden, wie das bisher 
geſchehen ſei. Der Redner geht ausführlich auf den Verzicht auf die 
Liquidationsüberſchüſſe ein, auf die im Polenvertrag vom Neich über⸗ 
nommenen neuen Verpflichtungen, auf die vorausſichtliche Arbeit der 
nen zu ſchaffenden Entſchädigungsſtelle im Reichsfinanzminiſterium, auf 
die Notwendigkeit einer Kursſtützung der Schuld- 
buch forderungen durch Erlaß der Rapitalertrags- 
ſteuer und die Verzinsbarmachung der Wiederaufbauzuſchläge. Sum 
Schluß wies er auf das mangelnde Verſtändnis der breiten öffentlich 
keit für die Eutſchädigungsfragen hin. Bei einer genauen Prüfung 
der Verhältniſſe müſſe ſich jeder von der Berechtigung der Anſprüche 
der Geſchädigten überzeugen. Dieſe hätten ein doppelt trauriges 
Schicjal erlitten; Verdrängung und Inflation haben fie um Beſitz und 
Exiftenz gebracht. Die Frage ſei noch lange nicht erledigt. Es heiße: 
Weiterkämpfen! (Lebhafter Beifall.) 


Verhältniſſe er⸗ 
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Der Abg. Jadaſch Kom.) betonte, daß feine Partei ſich gemäß 
ihrem Programm nur für die Kleingeſchädigten einſetze. Das ſeien 90 v. H. 
der Geſchädigten. Er warf eine neue Frage auf. Der Rechtsanfpruch 
der Liquidationsgeſchädigten gegenüber dem Reich ſtütze ſich ur- 
ſprünglich auf den Art. 297i des Verſailler Diktats. Dieſer Artikel 
werde aber zuſammen mit den anderen, die Neparationsfrage be- 
treffenden, durch den Neuen Plan außer Kraft geſetzt, wodurch die 
Geſchädigten die internationale Plattform ihres Anſpruches verlieren. 
Wenn die Abgeordneten, die ſeinerzelt eine Neuaufrollung der Ent- 
ſchädigungsfrage in Ausſicht geſtellt hatten, heute nicht mehr zu ihrem 
Worte ftänden, müſſe man ſie als Betrüger bezeichnen. 

Der Abg. Holzamer (Wirtſchaftspartei) wandte ſich gleichfalls 
gegen die Serfplitterung im Geſchädigtenlager. Die Gefahr, daß die 
Überſchüſſe aus der den ele e verpulvert würden, bejtehe. 
Die A.-G. müſſe auf dem Poſteu fein. Jeder rechtlich Denkende müſſe 
es ablehnen, die Schlußentſchädigung als endgültige Regelung anzu- 
erkennen. 

Die erregte Stimmung der Anweſenden war während des Verlaufs 
der Aura sung durch heftige Srijchenrufe und ſtürmiſchen Beifall, mit 
dem die Redner unterbrochen wurden, zun Ausdruck gekommen. Die 
Swiſchenrufe waren meiſtens dazu beſtimmt, die Behauptungen der 
Redner zu betätigen. Nur ganz vereinzelt kamen auch Swiſchenrufe, 
die von Vertretern der Splitterverbände herzurühren ſchienen. Sie 
blieben entweder unbeachtet oder wurden von den Nednern gebührend 
abgetan, insbefondere auch vom Vorſitzenden Herrn Gilg, der die 
Verſammlung ſchloß mit der Aufforderung, daß die Geſchädigten auch 
künftig geſchloſſen ihre berechtigten Forderungen vertreten möchten, 
und mit der Erwartung, daß der eruſte und eindringliche Verlauf der 
Tagung bei Regierung und Parlament die nötige Beachtung und daß 
die Beſtrebungen der Arbeitsgemeinſchaft in der Preſſe wie bisher 
ſtets auch ferner warme Unterſtützung finden möchten. Die Mitglieder 
der Verbände ſchieden in der Überzeugung, daß ihre Anjprüche von der! 
e e nach wie vor mit größtem Nachdruck verfolgt 
werden. 


Stand des Schlußentſchädigungs verfahrens am 1. März 1930. 


1. Schlufentfchädigung. 

Seſtſetzungen: 154754 Fälle mit 1,24 Milliarden AM., da- 
von 118099 Salle mit 219,5 Millionen RM. bar und 36 655 Sälle 
mit J Milliarde Schuldbucheintragungen. 

Unerledigt blieben 4746 Fälle mit 115 Millionen NM. Hier- 
von 3574 Sälfe, die noch im Endverfahren anhängig ſind. 

. Sür die Schlußentſchädigung ſtanden an VBarbeträgen 214,9 Wil⸗ 
lionen N M. zur Verfügung. Es liegt alſo bei den Barbeträgen be⸗ 
reits eine Überſchreitung von 4,6 Millionen AM. vor. Wieviel von 
den erledigten Schlußentſchädigungsfällen auf die Oltſchäden entfällt, 
kann nach dem Stande vom 1. März 1930 noch nicht gejagt werden. 
Am 1. Sebruar waren für Oſtſchäden 34 340 Sälle erledigt mit ins- 
jejamt 255, Millionen N M., davon 23408 Zälle bar mit 71,0 Mil- 
ionen RM. und 10932 Fälle Schuldbuch forderungen mit 


184,1 Millionen AM. 
2. Härfebeihilfen. 


Von den 103 400 Härtefondsanträgen find bis zum J. März; 1930 
rund 97000 Sälle erledigt und insgeſamt 31 Millionen AM. aus- 
gezahlt worden. Hiervon entfallen auf Oſtſchäden rund 66100 Sälle 


mit 21,2 Millionen Nm. Noch zu erledigen Sind rund 
6400 Sälle, für die noch 3 Millionen AM. zur Ver 
fügung ſtehen. Der überwiegende Teil der unerledigten Fälle 
betrifft Oſtſch aden. Ein großer Teil der noch offenen Sälle konnte 
noch nicht zur Erledigung kommen, weil die Ermittlungen noch nicht 
abgeſchloſſen waren. 

3. Beſchwerden. 

a) Unerledigte Nach- und Schlußentſchädigungsbeſchwerden 
erſter Injtanz 965, davon Nachentſchädigungsbeſchwerden 687 — davon 
Oſten 380 —, Schlußentſchädigung 260 — davon Oſten 83 —, 

b) Nechtsbſchwerden 20. 


Geſamtleiſtungen für Oftjchäden. 
Stand vom J. Februar 1930. 

1. Schadensgrundbetrag 890 Millionen AM. 

2. Entſchädigungen: a) Vor- und Endentſchädigung (in Goldmark 
umgerechnet) 137,7 Millionen RM., b) Nachentſchädigung 99,7 Mil- 
lionen RM., c) Schlußentſchädigung 235,1 Millionen R., d) Härte- 
beihilfen (alte und neue) 62,1 Millionen RA., e) Darlehen 6, Mil- 
lionen RM., zuſammen 540,7 Millionen AM. 


Der Neue Plan und das Polenabkommen angenommen. 


Für den polniſchen Liquidations vertrag 


„„Im Reichstage wurde am 11. März der Aoungplan mit dem Haager 
Abkommen in zweiter Leſung bei den verſchiedenen Abstimmungen mit 
einer durchfchnittlichen Mehrheit von 80 bis 90 Stimmen angenommen, 
und zwar ſtimmten vou 462 Abgeordneten 263 dafür, 174 dagegen, 
während 25 ſich der Stimme enthielten. Über das deutſch⸗-poluiſche 
Llauidations abkommen wurde namentlich abgeſtimmt. Hier ergab Jich 
eine viel ſchwächere Mehrheit. Sie betrug nur 18 Stimmen, weil die 
Sahl derer, die ſich der Stimme enthielten, noch viel größer war und 
ſtarke Teile der Deutſchen Volkspartei und des Zentrums gegen den 
Vertrag ſtimmten. 224 Abgeordnete ſtimmten mit Ja, 206 mit Nein, 
29 enthielten ſich der Abſtimmung. Segen das Polenabkommen 
kimmten alle Parteien der Oppoſition. Die Stimmenthaltungen kamen 
auf das Konto der Baperiſchen Volkspartei zweier volksparteilicher 
und der 11 Sentrumsabgeordneten Crone-Münzebrock, Dr. Drees, 
Denar, Hofmann-Ludwigshafen, Dr. Klöckner, Dr. Krone, Neyſes, 
Dr. Schreiber, Tremmel, Frau Weber und Wilkens. Von den Regie- 
rungsparteien ſtimmten 26 Abgeordnete offen gegen das Polen- 
abkommen, und zwar 8 von der Deutſchen Volkspartei (Günther, 
Dr. Hoff, Hueck, Janſon, Kongeter, Dr. Leutheußer, Schmidt-Düſſel⸗ 
dorf und Dr, Schnee) und I8 vom Zentrum: Beck-Oppeln, Blum- 
Krefeld, Bornefeld-Sttmann, Diez, Damm, Ehrhardt, Fahrenbrach, 
Dr. Föhr-Baden, Hartwig-Oppeln, Dr. Hermes, Imbuſch, Dr. Köhler, 

teumann, Dr. Perlitius, Dr. Schetter-Köln, Schlack, Ulitzka und 
Warnke (Schneidemühh). 

Die Abſtimmung in dritter Leſung am 12. März ergab ein etwas 
anderes Bild. Für den Neuen Plan wurden diesmal 265, dagegen 
122 Stimmen abgegeben; drei Abgeordnete enthielten ſich der 
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nur eine Mehrheit von 19 Stimmen. 


Stimme. Für den Neuen Plan ſtimmten alſo 15 Abgeordnete mehr 
wie am Cage zuvor, während die Zahl der Stimmenenthaltungen von 
26 auf 3 zurücging, weil die Bageriſche Volkspartei und der 
Bayerische Bauernbund diesmal mitſtimmten, zum Teil dagegen. Das 
Polenabkommen wurde mit 256 gegen 194 Stimmen bei 
8 Enthaltungen angenommen. Mit 283 gegen 174 Stimmen bei 
4 Stimmenenthaltungen wurde in namentlicher Abſtimmung die 
Dringlichkeit der Aounggeſetze beſchloſſen. Ein Vertrauens- 
votum der Regierungsparteien, das namentlich auch auf die Aus- 
legung der Sanktionbeſtimmungen ſeitens des Reichskanzlers Bezug 
nimmt, wurde mit 248 gegen 170 Stimmen bei 19 Stimmenthaltungen 
angenommen. 

Der Neue Plan und das Polenabkommen find alſo unter Dach und 
Fach, wenn Hindenburg unterzeichnet, was wohl anzunehmen iſt. 

Im übrigen aber beſteht die Negierngskrifis weiter. Wenn 
nicht noch im letzten Augenblick eine unverhoffte Anderung eintritt, 
muß angenommen werden, daß die bisherige Negierungskoalition zer- 
fallen iſt. Die Deutſche Volkspartei ſcheidet aus, weil ſie das Steuer- 
programm nicht mitmachen will, obwohl es von einem Mitgliede ihrer 
Partei, Herrn Dr. Moldenhauer, aufgeſtellt iſt. Die ſogenannte 
Weimarer Koalition (Sentrum, Demokraten und Sozialdemokraten) 
will, wahrſcheinlich unter Mitwirkung der DBagerifchen Volkspartei, 
ein eigenes Steuerprogramm aufſtellen. Die grundſätzliche Bereit⸗ 
willigkeit der Parteien hierzu war die Vorausſetzung für das Sentrum, 
den Aoungplan anzunehmen. 

Die Regierung hält vorläufig an ihrem Steuerprogramm feſt. Im 
Reichstage rechnet man damit, daß ſchlimmſtenfalls entweder der 


III IT 


Reichstag aufgelöjt wird oder die Steuergejete vom 
Reichspräfidenten im Wege der Ausnahme verordnung 
(Artikel 48 der Verfajlung) in Kraft geſetzt werden. 


Was die Annahme des Polenabkommens anlangt, Jo 
wird die Reichsregierung zu erweiſen haben, daß es ihr voller Ernſt 
mit der Abſicht iſt, kein ver kapptes Oftlocarno ein- 
zuführen, ſondern daß fie nach wie vor kein Mittel unverſucht läßt, 
um die Schädigung des Deutſchtums jenjeits wie diesseits der Grenze 
nicht größer werden zu lajjen, als es nach dem Wortlaut des Abe 
kommens unvermeidlich iſt (Übernahme der Entſchädigungen ufw.) und 
daß ſie mit allen Kräften bemüht iſt, eine friedliche Surück⸗ 
gewinnung der uns geraubten Gebiete nach wie vor 
zu betreiben. 
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Entſchließung zum Schutze der deutschen Winderheit 


in Polen. 

Die Regierungsparteien haben zum polnischen Liquidations- 
abkommen folgende Entſchließung eingebracht, die angenommen wurde: 

„Die Lage der deutſchen Minderheit in Polen 
gibt nach wie vor zu ſchwerſter Beſorgnis Anlaß. Da eine 
wirkliche Befriedung Europas nur möglich ift, wenn das international 
jejtgelegte Minderheitenrecht in vollem Umfange tatsächliche Geltung 
hat, erwartet der Reichstag, daß die Reichsregierung in Erfüllung 
der dem Reiche als Mitgarant des internationalen Minderheiten“ 
rechts obliegenden Verpflichtungen alle völkerrechtlich vorgeſehenen 
Mittel zur Anwendung bringt, um den Minderheiten Recht 
und Freiheit zu licher n.“ 


Der deutſch⸗polniſche Handelsvertrag. 


Die Meldung eines Berliner Mittagblattes, daß der Handels- 
vertrag mit Polen ſchon in der letzten Woche unterzeichnet werden 
ſollte, eilte den Tatſachen voraus. Doch ſind die Verhandlungen jetzt 
in der Hauptſache zum Abſchluß gekommen. Seit fünf Jahren befteht 
zwiſchen Deutschland und Polen der Sollkrieg, hat Deutjchland ſeine 
landwirtſchaftlichen Produkte und ſeine Kohle und hat Polen Jeine 
Induſtrie durch Einfuhrverbote und Kampfzölle gegen die Konkurrenz 
des Nachbarn geſchützt. Der Suſtrom deutſcher Waren, Jo heißt es 
in einer halbamtlichen deutſchen Darſtellung des Vertragsentwurfes, 
der nunmehr unterzeichnet werden ſoll, wurde dadurch weſentlich ein⸗ 
gejchränkt, Erzeugung, Handel und Gewerbe in Polen hatten ſich 
an dieſe Kampfmaßnahmen gewöhnt und fühlten ſich wohl dabei. Um- 
gekehrt empfand die deutſche Landwirtſchaft die Kampfmaßnahmen 
als einen natürlichen Schutz gegen das Einjtrömen landwirtſchaftlicher 
Erzeugnijfe aus Polen. Die Abneigung der deutſchen Landwirtſchaft, 
heißt es in der halbamtlichen Darſtellung weiter, erkläre ſich daraus, 
daß fie lich nunmehr den polniſchen Erzeugniſſen preisgegeben ſehe. 
Grundſätzlich dürfe aber ein Sollkrieg niemals zu einem normalen 
Suſtand werden. Wenn man ihn mit Ehren beenden könne, Jolle 
man ihn beenden und der freien Tätigkeit Raum laſſen. Von der 
urſprünglichen Verhandlungsbaſis find die beiden Parteien abge- 
kommen: Deutjchland hatte ursprünglich die Herabſetzung der polniſchen 
Induſtriezölle und Polen die Senkung oder Bindung der deutſchen 
Agrarzölle verlangt. Auf dieſem Wege kam man nicht weiter. 

Im vorliegenden Vertragsentwurf finden ſich keinerlei Ab- 
machungen über irgendwelche Sölle. Deutſchland und 
Polen können ihre landwirtſchaftlichen bzw. Induſtriezölle Jo ver- 
andern, wie es ihren Intereſſen entſpricht. Grundlage des Vertrages 
iſt die allgemeine Meiftbegünftigung Wichtig iſt, daß 
die ſogenannte Handels vermittlung frei iſt: Der größte 
Teil des fremden Handels nach Polen nimmt ſeinen Weg durch 
Deutſchland hindurch; das polnische Sollſyſtem behandelte Waren aber 
nur meiſtbegünſtigt, wenn ſie unmittelbar vom Urſprungsland nach 
Polen geliefert wurden; dieſe Behinderung iſt jetzt gefallen, was 
namentlich für die deutſchen Seehäfen bedeutungsvoll it. Sämt- 
liche Kampfmaßnahmen, die Jeit fünf Jahren beſtehen, 
fallen fort. Deutjchland hat den Polen einige wichtige Zuge- 
ſtändniſſe gemacht. Das größte Hindernis eines Vertragsabſchluſſes 
iſt das hartnäckige polniſche Verlangen nach Einräumung von Ein- 
fuhrkontingenten für Kohle und Schweine geweſen. Der Sollkrieg 
wurde von Polen erklärt, da Deutſchland, das ein Kohleneinfuhr⸗ 
verbot, nur durchbrochen gegenüber Holland und England, belitzt, der 
polniſchen Forderung auf freie Sulaſſung von monatlich 500 000 To. 
Kohle nicht nachgeben konnte, wenn es nicht den deutſchen Kohlen- 
markt zerſtören wollte. Durch den neuen Vertrag iſt die Cinfuhr 
polniſcher Kohle nach Deutſchland auf 320 000 Co. 
monatlich feſtgeſetzt worden; ferner ift die gegenjeitige Ver- 
tragsverpflichtung ausgeſprochen, den Kohlenmarkt gegen- 
jeitig nicht zu ftoren. Schließlich iſt durch einen Privat- 
vertrag ſämtlicher deutſcher und polniſcher Kohlenhändler und 
Gruben feſtgeſetzt, daß die polniſche Kohle nur zu beſtimmten Preiſen, 
die die deutſchen Preiſe nicht unterbieten, und nach den 
deutſchen Handelsufancen hereinkommen dürfe. Über das Kon- 
tingent von 320000 To. hinaus darf Polen im Monat noch 


350 Mill. für ein Zehnjahroſtprogramm. 
Im Haushaltsausſchuß des Reichstages wurde am 12. März der 
Nachtragsetat des Reichsinnenminiſteriums beraten. Beim Kapitel 


„Unterſtützung der Grenzgebiete“ gab auf Vorſtellungen 
eines Abgeordneten des Oftens Reichsinnenminiſter Severing zu, 
daß es ſcheinen könne, als ob eine Ungleichheit zwiſchen 
Oft und Weſt beſtehe, denn für den Weſten ſelen im Nachtrags⸗ 
etat 10 Millionen eingejett, für den Oſten aber nichts. Das Reichs⸗ 
Kabinett habe ſich aber auf ein Sehnjahrprogramm feſtgeſetzt, das 
300 Millionen vorſehe. Eine Denkſchrijt darüber gehe dem Kabinett 


von ihm in dieſen Tagen zu. 
— Bundesnachrichte — 


= Sum Verkauf von Beſatzungsmöbeln. 
Für den Ankauf von Möbeln, Hausrat und Textilien (Wäſche uſw.) 
aus den Reichsbeſtänden, welche durch das Freiwerden des Rheinlandes | 


foviel Kohlen mehr nach DeutJhland einführen, 
als Deutſchland nach Polen ausführt. Jedoch kann 
Deutſchland ſeine Kohlenausfuhr nach Polen verbieten, um das Her⸗ 
einkommen des polniſchen Saldos zu verhindern. Wenn ferner Ba 
wie etwa bei einem Grubenſtreik, mehr deutſche Kohle braucht, ſol 
die En ihm gewünſchte deutſche Kohle nicht auf Saldo angerechnet 
werden. 


Von den agrariſchen Erzeugniſſen iſt im Vertrag nur die Nede in 
bezug auf die Einfuhr nach Heutſchland und die Durchfuhr von 
Tieren und tieriſchen Erzeugniſſen. Die Ein- und Durchfuhr von 
Nindvieh und die Einfuhr von Rindfleisch bleiben ausgeſchloſſen. Die 
Durchfuhr lebender Tiere bleibt verboten. Deutſchland hat den Polen 
ein Einfubrkontingent von Schweinen zjiugeſtanden;: 
dieſes beträgt im J. Vertragsjahr 200 000 Stück; vom 
18. Monat der Vertragsdauer ab erhöht es ſich auf 275000 und 
wiederum 12 Monate Jpäter auf 350 000 Stück. Das Kon- 
tingent umfaßt ſowohl geſchlachtete wie lebende Schweine. Ge⸗ 
ſchlachtete Schweine können nur eingeführt werden, wenn ſie 
in Fleiſchfabriken, die veterinärpolizeilich unterſucht ind und 
Gewähr gegen Seuchengefahr bieten, verarbeitet werden. 
Lebende Schweine dürfen nur auf dem Seewege und nach 
Seegrenzſchlachthöfen, die die höchſten veterinärpolizeilichen 
Maßnahmen bieten, eingeführt werden. Das an den Seegrenzichlacht- 
höfen anfallende Fleiſch gelangt nach dem Inland nur an be- 
ftimmte Abnehmer, aber nicht an die Großfleiſchmärkte, die 
Preisnotizen unter amtlicher Mitwirkung herausgeben. Auf diele 
Weiſe hofft man, den Preisdruck auf den offenen 
Markt zu verhüten. Nach Oſtpreußen, das keinen Seegrenz- 
ſchlachthof beſitzt, kommt kein polniſches Schwein. Nach Angabe der 
halbamtlichen Mitteilung beträgt die polniſche Schweineeinfuhr von 
200000 Stück ein Prozent des jährlichen deutſchen Verbrauchs. 


Das neue Wirtſchaftsabkommen gilt zunächſt nur für ein 
Jahr und kann nach neun Monaten zum Jahresende gekündigt 
werden. Andernfalls verlängert es ſich automatiſch mit ſechsmonatiger 
Kündigungsfriſt. Die Angaben über die gegen dieſe deutſchen Zu- 
geſtändniſſe eingetauſchten polniſchen Gugeſtändniſſe ſind 
in der halbamtlichen Darftellung ſehr dürftig. Polen hat für das 
Auswanderungsgeſchäft der Hapag, dem Norddeutjchen 
Lloyd und der Südamerika-Line Konzeſſionen an acht 
Orten (gefordert waren 15) „ugeſichert“. Polen hat ferner 
das Niederlaſſungsrecht für Vertreter des deut- 
chen Handels zugeſtanden, das durch ſteuerliche und andere 
Maßnahmen aber eingeengt wird. Schließlich wurde auf dem 
Gebiete des Geſellſchaftsrechtes Meiftbegünfti- 
gung vereinbart; die Sulaſſung richtet ſich aber nach pol- 
niſchen Seſetzen (fiehe z. B. Grenzjzonenverordnungh). 

Serner ſcheinen, wie aus einer Auslajlung des polniſchen Handels- 
miniſters Kwiatkowſki hervorgeht, Deutſchland Kontingente für 
Waren der ſogenannten ſtändigen Berbotsliſte (Automobile, Textilien, 
Wein) zugeſtanden worden zu ſein. Der Vertrag liegt den Minijterien 
zur Stellungnahme vor. Sein Wortlaut wird erſt veröffentlicht, wenn 
er unterzeichnet worden iſt. Die Verhandlungen über Einzelfragen 
ſind noch nicht zum Abſchluß gelangt. 


von fremder Beſatzung durch die Neichsverwertungsſtelle zum Verkauf 
kommen, beſteht bei unſeren Mitgliedern reges Intereſſe. Bezüglich 
der Kaufbedingungen verweiſen wir auf unſer allen Ortsgruppen zu- 
gegangenes Nundſchreiben Nr. 2. Wir bemerken dazu noch einmal 
ausdrücklich, daß nur unſere Sürjorgeftelle auf Grund der Anfor- 
derungen durch die Landesverbände und Ortsgruppen mit Namen aus- 
gefüllte Kaufberechtigungsſcheine ausſtellt. und zwar nur 
für Mitglieder unſerer Ortsgruppen. Die Reichsverwertungsftelle teilt 
mit, daß zurzeit erſt Speijezimmer, Schlafzimmer, 
Herde, Öfen, Beleuchtungs körper und Betten ju 
haben Jind und daß alle übrigen Hausratgegenſtände und Textilien 
erſt Anfang April zum Verkauf geſtellt werden können, weil der Be- 
wertungsausſchuß dieſe Sachen erſt taxieren muß. Außerhalb der Welt- 
provinzen befindet ſich ein Verkaufslager zunächſt nur in Berlin, 
Kieler Straße 10. Hdg. 


Der Ostdeutsche Heimatkalende 


ift unverzüglich beim Verlag des Deutſchen Oſtbundes, 
Berlin W. 9, zu beſtellen. Als Heimatbuch und Kampf⸗ 
ſchrift iſt er nicht zu entbehren. 


Dee 


— Aus der Bundesarbeit. — 


Landesverband Berlin- Brandenburg. 

Verein der Deutschen aus Nakel und Umgebung. Am 9. Februar 
and das erſte Stiftungsfeſt ſtatt. Der Vorſitzende, Richard Schulz, 
Potsdam, Breite Str. 31, gab einen Überblick über die bisherige 
Tätigkeit und die Veranſtaltungen des Vereins. Herr Geheimrat 
Cleinow führte unter allgemeiner Anteilnahme den Mitgliedern die 
traurige Zeit von vor 10 Jahren ins Gedächtnis, als auch Nakel Jo 
chwer unter den Polenkämpfen zu leiden hatte. Liebe zur Heimat 
und enger Suſammenſchluß würden uns die Wiedererhaltung 
der geraubten Gebiete ſichern. Seine mit großem Beifall aufge- 
nommene Rede endete mit einem Hoch auf den allverehrten Herrn 
Veichspräſidenten und dem Deutſchlandlied. — Vundesprälident 
Ginſchel richtete an die Seftverfammlung zu Herzen gehende Worte 
über die Bedeutung der Oſtfragen und erntete dafür ebenfalls lebhaften 
Beifall. — In ergreifender Weiſe ſchilderte Landsmann Jäger die 
Überführung des Denkmals unſeres großen Königs, des „Alten Fritz“, 
von Bromberg nach Schneidemühl und regte an, bei der Umbenennung 
der Berliner Straßen auch dafür bemüht zu ſein, daß Berlin eine 
Nakeler Straße erhält. Herr Fritz Schulle hat durch feine vor- 
züglichen Geſangsvorträge den anfchließenden geselligen Teil des Abends 


verſchönert. 

an Landesverband Schleſien. 

Ortsgruppe Breslau. Schon jetzt möchten wir darauf hinweiſen, 
daß die Ortsgruppe Breslau am 22. Juni d. J. das Feſt der Fahnen 
weihe begehen wird und alle Landesverbände und Ortsgruppen um 
rege Teilnahme bittet. Einer der Herren Bundespräſidenten wird 


Iprechen. Landesverband Sachfen- Anhalt. 

Die Ortsgruppe Nordhanfen veranſtaltete im Sebruar eine größere 

Kundgebung, auf die wir noch zurückkommen werden. 
Landesverband Heſſen⸗Naſſau. 

Die Ortsgruppe Kaſſel hielt am 16. Januar ihre Hauptverſammlung 
ab. Der 1. Vorſitzende, Herr Pfarrer Pelz, gedachte der verlorenen 
Heimat. Aufgabe der Oſtmärker ſei es, immer wieder die Neufeſt⸗ 
Iehung der Oftgremen zu verlangen. Der Schriftführer, Konrektor 

ecker, erftattete den Jahresbericht, dem der Kaffenbericht des 
Schatzmeiſters Kloſe folgte. Der Bericht der Buchprüfer Nawotnik 
und Steinbrecher ergab keine Veanſtandungen, worauf dem Vorſtand 
Entlaftung erteilt wurde. Dieſe Berichte und die der Sejtkommilfion 
und Markenkommiſſion und die Berichte der Frauen- und Jugend- 
gruppe lieferten einen augenfälligen Beweis dafür, was auch im ver⸗ 
gangenen Jahre an poſitiver Arbeit durch den Oſtbund geleiſtet 
worden iſt. Bei der Vorſtandswahl wurden die bisherigen Vorstands- 
mitgliedern Ihmer, Becker, Nawotnik, Gehrke, 
Bartel, Peterſon, Methner und Frau Wirth wieder 

ewählt. Neu in den Vorſtand treten die Herren Büttner und 
ie tz. 


Oſtmärkiſche Heimatnachrichten. 


Perſönliches. 
Großadmiral von Cirpitz f. 

Am 6. März ſtarb in München der Schöpfer der deutſchen Slotte 
Alfred Friedrich von Tirpitz. In Küſtrin als Sohn eines Anwalts 
eboren, trat Tirpitz mit 16 Jahren als Kadett in die preußische 

arine ein, 30 Jahre ſpäter ſehen wir ihn bereits in der Admiralltät, 
die er nur während der Jahre 1886—1889 verlaſſen hat, um als 
Inſpekteur des geſamten Torpedoweſens ju wirken, wie er überhaupt 
als der Sörderer dieſer Waffe gelten kann. 1897 wurde er Staats- 
jekretär des Neichsmarineamts. Nun konnte er feinen organifa- 
toriſchen Fähigkeiten freien Lauf laffen und zum Schöpfer der deutſchen 
Flotte und zu ihrem Vorkämpfer im Reichstag werden. Sein ganzes 
Leben war von dem einen Siel durchdrungen: Erhaltung und 
riedlicher Ausbau des von Bismarck geſchaffenen 

eiches. Im Jahre 1916 ſchied C. wegen Meinungsverſchieden⸗ 
heiten mit der politiſchen Reichsleitung aus dem Dienſt aus. Von 
1922— 1928 gehörte er dem Reichstage an. Wie nahe er dem Oſten 
und dem Oftbund ftand, bemeilt der ausgezeichnete Beitrag, den er 
für die Jehnjahresfeſtnummer des Oftbundes lieferte. Er ſchreibt 
darin: „Die Arbeit des Oftsundes iſt vom geſamten Deutſchtum mit 
größter Anerkennung und Dankbarkeit verfolgt worden.“ Er ver- 
langt von den Oftmärkern, daß ſie „die Zähne aufeinanderbeißen und 
ſich ſtets vergegenwärtigen, daß ſie die Erben ſind ihrer großen Väter 
von 1813“. Von der Neichsleitung verlangt er, „nicht nur des 
Weſtens ju gedenken, der Deutſchland trotz Versailles 
nie genommen werden wird, ſondern ſich ſtets bewußt zu 
bleiben, daß unſer Often ſtärkerer Hilfe bedarf, wen 

er nicht ſterben oll“. Dr. St. 
. Sum Wechfel im Reichsbankypräſidium. . 

Der bisherige Neichsbankpräſident Dr. Hjalmar Schacht iſt 
plötzlich zurückgetreten, weil er glaubte, die Verantwortung für die 
Verschlechterung des Aoungplans durch die Haager Abmachungen 
nicht tragen zu können. Er will ſich ins Privatleben zurückziehen. 
Dr. Schacht iſt zwar in Schleswig geboren, fühlte Ji aber als Oft- 
preuß e, weil er in Ostpreußen groß geworden iſt. Der General- 
rat der Reichsbank hat am 12. März zu ſeinem Nachfolger einſtimmig 
Herrn Reich skanfler a. D. Dr. Hans Luther gewählt. Dieſer ilt 
zwar kein Oftmärker, wie groß aber fein Verständnis und ſein In- 

‚tereffe für den Often ift, hat er in ſeinem öffentlichen Auftreten oft 
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bewieſen, ganz befonders eindringlich in der unvergeßlichen Nede, die 
er anläßlich der Oſtkundgebung der Grenzlandverbände in Potsdam 
am 8. September hielt und über die wir im „Ostland“ feinerzeit ein- 
gehend berichtet haben. 
Schriftſteller Paul Barſch 70 Jahre alt. 
Am 16. März kann ein berühmter Oſtmärker, der Dichter Paul 


Barſch, Breslau 16, Sternftr. 136, feinen 70. Geburtstag begehen. 


Paul Barſch iſt ein Kind des Oftens, zu dem er ſich auch in dem 
längeren Glückwunſchartikel, den er in der Feſtausgabe des „Oſtlands“ 
zum 60, Geburtstag unſeres Bundespräfidenten Ginſchel veröffent- 
lichte („Oſtland“ Nr. 28, Seite 356), in wärmſter Weiſe bekannt hat. 
Er iſt in Nieder-Hermsdorf, Kreis Neiße, geboren und hat mit Aus= 
nahme feiner jugendlichen Wanderjahre ſeln ganzes Leben in ſeiner 
ſchleſiſchen Heimat verbracht, an der er mit leidenſchaftlicher Liebe 
hängt. Paul Varſch hat bei der Nevolutionierung unſeres Schrifttums, 
namentlich unſerer Lurik, im letzten Biertel des vorigen Jahrhunderts 
eine große Nolle gespielt. Er war Freund, Streit- und Kampfgenoſſe 
von Detlev von Liliencron. Michael Georg Conrad, Guſtav Falke, kurz 
des ganzen Kreiſes, der ſich um die „Gefellſchaft“ ſcharte, die damals 
die führende Seitſchrift des neuen Jungdeutſchland war. Er war 
jahrzehntelang die Seele der ſchleſiſchen Dichterſchule in Breslau, die 
er zu neuen Ehren brachte und zu der ſich infolgedeſſen unfere be⸗ 
rühmteſten Schriftſteller drängten. Seine Lyrik iſt außer in vielen Seit⸗ 
ſchriften veröffentlicht in den Büchern „Auf Straßen und Stegen“, 
„Sliegende Blätter“ und „Über der Scholle“. Von ſeinem zweibändigen 
toman „Bon Einem, der auszog“ (Verlag Heege, Schweidnitz) ſchrieb 
Liliencron ſeinerzeit begeiftert, daß es der beſte, tieffte und eigen⸗ 
artigſte Erziehungsroman der Gegenwart fei. Er iſt mit dem Herzblut 
des Verfaſſers, der darin feine eigene Jugend ſchildert, geſchrieben und 
packt darum von der erſten bis zur letzten Seite. Holteys Romane hat 
Paul Barſch durch gekürzte Ausgaben der Gegenwart wieder näher 
gebracht. Aus dem reichen Schaffen des Unermüdlichen, der zu unſeren 
feinſten Stiliſten gehört, ſeien noch die aktuellen, gemüt⸗, geift- und 
humorvollen Monatsplaudereien erwähnt, die er regelmäßig in einer 
unjerer hochſtehendſten Monatsſchriften, der „Bergſtadt“ (Verlag 
W. G. Korn, Breslau), veröffentlicht. Wir behalten uns vor, auf 
Leben und Schaffen Paul Barſchs noch zurückzukommen. 
Das Präſidium des Oeutſchen Oftbundes hat dem berühmten Oft- 
märker in dankbarer Anerkennung ſeiner großen Verdienste mit einem 
herzlichen Slückwunſchſchreiben die ſilberne Ehrennadel ver- 


liehen. Kaujmann Julius Aſch f. 

Am 7. März ift ein hochangeſehenes Mitglied einer alten Poſener 
Familie, Herr Kaufmann Julius Aſch, im 79. Lebensjahr in Berlin 
geſtorben. Er war der Senior der Drogenfabrik Adolf Aſch Söhne in 
Poſen, die von feinem Großvater gegründet worden iſt und jetzt noch 
dort beſteht und die er in vierzigjähriger Arbeit bis zu ſeinem Austritt 
im Jahre 1920 aus kleinen Anfängen zu großer Blüte und allgemeinem 
Anſehen geführt hat. Er war lange Jahre Mitglied der Pofener 
Handelskammer und einer der angeſehenſten Grofkaufleute Poſens. 

Geboren: Ein Sohn Adolf Brüske in Ofterode (Oftpr.), Alter 
Markt 24, fr. Snefen, Prov. Pofen. 

Verlobt: Sräulein Bärbel Mutſchler, Tochter des Sanitäts- 
rats Dr. Mutſchler in Poſen, mit dem Zahnarzt Georg Vogel 
in Leipzig; Fräulein Lisbeth Narotſcher, Berlin, fr. Pleſchen, 
mit Herrn Guſtab Hauſchner, Berlin. 

Silberne Hochzeit: Sundikus Guſtav Budjuhn (bis zur letzten 
Wahl langjähriges Mitglied des Reichstages) und Frau Ellen, geb. 
Kleiſt, Berlin⸗Charlottenburg, Grolmanſtr. 15, am 18. 3. 8 

Goldene Hochzeit: Hausbeſitzer Hermann Egner und Jeine Che- 
frau, die feit mehreren Jahrzehnten (1893) in Obornik wohnen, 
am 14. 2. 


* 

Die polniſche Sewerbebank in Poſen zuſammengebrochen. 

Wir werden aus Leſerkreiſen darauf aufmerkſam gemacht, daß 
die allen Poſenern bekannte Bank Priemyſloweow in 
Polen, die auch in Berlin eine Filiale unterhält, unter gericht- 
liche Aufficht geſtellt worden it. Der Zuſammenbruch des 1861 ge- 
gründeten polniſchen Bankunternehmens hat großes Auffehen erregt. 
Wenn dieſe in preußiſcher Zeit für den Aufſchwung des polniſchen ge⸗ 
werblichen Mittelſtandes in hervorragendem Maße arbeitende Bank 
jetzt auch das Schickjal Jo vieler wirtſchaftlicher Unternehmungen teilt, 
jo wirft das ein grelles Schlaglicht auf die ſchwierigen wirt⸗ 
jchaftlichen Verheltniſſe in Polen und bemeilt wieder- 
um, wie unendlich groß des Intereſſe Polens am Zuftandekommen einer 
wirtſchaftlichen Verständigung mit Deutfchland iſt. Man laſſe ſich da⸗ 
her nicht durch die ſtarken Behauptungen, daß Deutſchland kapituliert 
habe und daß Polen eiı großmütiges Entgegenkommen bei der jetzigen 
wirtschaftlichen Verſtändigung im Intereſſe des Friedens gezeigt habe, 
irre machen. In ganz anderem Umfange als in Deutſchland ift die 
Landwirtſchaft, die Grundlage der polniſchen Volkswirtſchaft, not- 
leidend. Wenn man deren Niedergang jetzt betrachtet, Jo kann man 
verstehen, wie ängſtlich die verantwortlichen Stellen in Polen in die 
Sukunft ſchauen. Auf die Dauer geht es eben nicht, daß man immer 
nur aus den wirtſchaftlichen Neſerven der ehemals preußiſchen Teil- 
gebiete ſchöpft. Die dortige arbeitſame Bevölkerung wird lich das 
auf die Dauer nicht gefallen laſſen. Übrigens war eine vor etwa 
25 Jahren Aufſehen erregende Gründung der Bank Przemuflowcow, 
das polnische Hewerbehaus am Wilhelmplatz in Poſen, das einen 
Wert von falt 2 Millionen darſtellte, ſchon bald nach feiner Gründung 


ebenfalls in finanzielle Schwierigkeiten geraten. 
ummer umfaßt einſchließlich der Beilage 


eje 
„Oftmärkifcher Herd“ 20 Seiten. 


Am 26. 2. 30 verſtarb nach langem, 


ſchwerem Leiden mein lieber 
unſer lieber Vater, 


Mann, 
Schwiegervater, 


Schwager, Onkel und Großvater, der 


Schuhmachermeiſter 


Hugo Thaler 
im 73. Lebensjahre. 
Im Namen aller Hinterbliebenen 
Pauline Thaler, geb. Hahn. 


Bln.⸗Mariendorf, Dorfſtr. 19, 
früher Rawitſch. 


Für die vielen Beweiſe herzlicher 
Anteilnahme anläßlich des Hinſcheidens 
meines lieben Mannes, unſeres guten 
Vaters, Schwiegervaters, Großvaters, 
Bruders, Schwagers und Onkels, des 
Schokoladenfabrikanten 


Adolf Mewes 
ſpreche ich auch auf dieſem Wege 
meinen tiefgefühlten Dank aus. 


Gertrud Mewes, geb. Lindner, 
im Namen der Hinterbliebenen. 
Berlin W' 30, Schwäbiſche Straße 17, 


im März 1930, 
früher Poſen, 


Breslauer Straße 40. 


per Auto, 

Stadt, Land, 

Bahn, 
Lagerung, 


Wohnungs- 
tausch 


F. Wodike 


Transportgesellschaft m. b. I. 
Berlin W 61, Teltower Straße 47. 
Tel.: 


: F 5 Bergmann 1616 1617 


Landsleute Vorzugspreise! 


NRiederſchleſien, 
von Kreisſtadt, mehrere 
80 Morgen große 


Rentengüter 


billig zu verkaufen. 
Schlüſſelfertig, beſte 
Gebäude, kompl. leb. u. 
tot. Inventar, ertragr. 
Boden. Baranzahlung 
10000 — 12000 Mark, 
langfr. niedr. Hypoth. 
Ayireſe un 
A. Zimmer, 
Streidelsdorf, 


Freyſtadt, 
Niederſchleſien⸗Land. 


Fleiſcherei- 
Grundſtück 


modern eingerichtet, in 
Kreisſtadt Niederſchleſ., 
billig zu verkaufen. An⸗ 
zahlung 12000 —15 000 
Mark. Offerten unter 
4710 a. d. Oſtland erb. 


5 km) Eilt! 


U 1 
a en 


Landwirtschaft 


310 Mg. Rübenboden, 
majfive Gebäude, elektr. 
Licht und Kraft, ſofort 
billig bei einer Anz. 
von ca. 20 000 M., Preis 
75000 M., zu verkaufen. 
Leb. u. tot. Inv. vorh. 

Eckert, 
Prenzlau, Königſtr. 160. 


Verkaufe meine 


Büdnerei 
in Picher bei Ludwigs⸗ 
luſt i. Meckl., ungefähr 
33 Morg. groß, davon 
20 Mg. Acker, 8 Mg. 
Wieſen, 5 Mg. ſchlagb. 
Wald, neue Gebäude, 
5 Zimmer, 2 Küchen, 
ſofort beziehbar. n⸗ 
zahlung bis 5000 Mark. 

Wilhelm Kunrede, 


Neu⸗Luckwitz ! 
b. Wittenburg i. Meckl. 
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| In der allen i 
Heimat Bromberg 


deen 1 
1 1 ſich auf dem alten Fried⸗ 
hof in der Wilhelmſtraße Hun⸗ 
derte von Gräbern, um die ſich die 
verzogenen Angehörigen nicht 


kümmern. 


Dieſe Gräber ſehen 


225 traurig aus und verunzieren 
en ſchönen Friedhof. Wenn nicht 
Abhilfe geſchaffen wird, werden 
dieſe Gräber eingeebnet und ver⸗ 
lieren Angehörige das Anrecht 
über die Grabſtellen zu beſtim⸗ 
men. Es wird höflichſt gebeten, 


dafür Sorge 


zu tragen, daß die 


Gräber wieder inſtandgeſetzt und 
gepflegt werden, damit dieſelben 
erhalten bleiben. — Anfragen 
bitte an mich zu richten und er⸗ 
halten Sie genauen Beſcheid über 
den Zuſtand des Grabes und 


deren Koſten 
rt Scheel, 


Albe 
Polen⸗Bydgoszez, ul. Jagiellöns ka 3311 


für die Herſtellung. 
Friedhofsinſpektor, 


Todesfallsh. iſt ein alt⸗[ Brauchen Sie 


eingeführtes Kolonial- 
waren», Feinkoſt⸗, Zi⸗ 
garren⸗ u. Spirituoſen⸗ 
Geſchäft nebſt Grund⸗ 
ſtück, geräumiger Hof, 
viel Nebengelaß, in 
Kreis⸗ und Gymnaſial⸗ 
ſtadt der Uckermark zu 
verkaufen. Zur über⸗ 
nahme des Grundſtücks 
und Warenlagers ſind 
20000 M. erforderlich. 
Hypotheken od. Staats⸗ 
ſchuldforderung. können 
als Anzahlung geleiſtet 
werden. Meldungen 
unter N. 4503 an das 
Oſtland erbeten. 


libschältsgrunsl. 


in Weſtfalen, Garten, 
9 Mieter, Friedenstaxe 
60000 M., für 40 000 M. 
zu verkaufen. 5 oige 
Aufw.⸗Hypothek4200 M. 
amortiſierb. Geſchäfts⸗ 
lokal mit 3 Zimmern 
evtl. zu übernehmen. 
Nehme auch Reichs⸗ 
ſchuldverſchreibungen i. 
Zahlung. Anfragen u. 
4709 an das Oſtland. 


Villen- 
Baugrundstück 


mit Garten, baureif, 
i. Luftkurort Bieſenthal 
b. Berlin, an 0, del 
i. Nähe Bahnhof, Edel⸗ 
obſt, viele Spargel⸗, 
Erdbeer⸗Anlagen, verk. 
Konzagk, Lehrer a. D., 
Bieſenthal bei Berlin. 
Ortsgruppe am Orte. 


Wirtschafts- 


m 
Lehrling 
für 300 Mg. Oderbruch⸗ 
wirtſchaft geg. Taſchen⸗ 
geld geſucht. 

Guſtav Hendeß, 
Letſchin im Oderbruch, 
Telephon 78. 


Obſtbäume 


Noſen und dgl., dann 
verlangen Sie unver⸗ 


bindlich Preisliſte von M 


Müller's Baumſchulen, 
Schivelbein in Pom. 
Größte Baumſchulen 
des Reg.⸗Bez. Köslin 
und der Grenzmark. 
Früher von der Baum⸗ 
ſchule Jonowitz aus im 
Bezirk der Anſ.⸗Kom. 
tätig. Oſtmärker er⸗ 
halten 10% Rabatt. 


Herrenartikel- 
Geschäft 


mit Stamm: und Lauf⸗ 
kundſchaft, 30 Jahre, 
zweifenſtriges Zimmer, 
verkaufe krankheits- 
halber. Off. unter 4688 
an das Oſtland erbeten. 


Kine 

in Berlin, garantierte 
Exiſtenz, 200 Plätze, 
379 Mark monatlich 
Miete, Entlaſtung 
wegen verkauft 
Schlenga, Schöneberg, 

Hauptſtraße 20. 


laden 

in beſter Geſchäftslage 
in aufblühendem Ort, 
ceſthe Urncrexere, pf. 
für Putzgeſchäft, ver⸗ 
bunden mit Damen⸗ 
ſchneide rei, z. vermieten. 
Offerten unter 4683 
an das Oſtland erbeten. 


Goldgrube! 
Kolonialwaren⸗, 

Schank⸗, Deſtillations⸗ 
Geſchäft, mit Auffahrt, 
in größerer Kreisſtadt 
gelegen, unter günſtig. 
Bedingungen zu ver⸗ 
kaufen. Off. unter 4686 


%%%. 


Teilhaber Ich ſuche Ort, 


gesucht 


zur Ablöſung des bis⸗ 
herigen mit 15000 M. 
Speditions⸗, 
Möbeltransports, 
Kommiſſions⸗ und 


das Oſtland erbeten. 


Landwirtschaft 


ungefähr 23 Mg., direkt 
an der Bahnſtation ge⸗ 
legen, beſonderer Um⸗ 
ſtände halber ſofort 
zu verkaufen. 
Adolf Schulz, 

Loos bei Neuhammer 
a. Queis, Kr. Sagan. 


In der 


Acker m ar k 


u. näheren Umgegend: 
1 Pachtweidewirtſchaft, 


uſw. Erforderlich zur 
Übernahme 12 000 bis 
15 000 M. Pacht 1½ 
Itr. pro Mg. Drei Ia. 
Landwirtſchaften a 100 
g., komplett, im Dorf 
u. iſoliert, beſt. Weizen⸗ 
boden, erforderl. 15 000 
bis 20000 M. 4 Wirt⸗ 
ſchaften à 250 Mg., kom⸗ 
plett, la. Rüben⸗ und 
Weizen boden, erforder⸗ 
lich 25 000 bis 35 000 M. 
20 Wirtſchaften von 
20 bis 100 Morgen mit 
komplettem, lebendem 
und totem Inventar. 
Anzahlung von 4000 M. 
an. 20 zur Hühnerfarm 
geeignete Wirtſchaften 
von 5 bis 20 Mg. von 
2000 M. Anzahlung an. 
1 Zement: und Dad: 
ſteinfabrik. Anzahlung 
3000 M. Preis 7000 M. 
1 Motormühle ohne 
Konkurrenz mit Grund» 
ſtück u. 3 Mg. Garten. 
Anzahlung 5000 M. 
Preis 14000 M. Hotels, 
ainkwürgegfc ef Kolo⸗ 
nialwarengeſchäfte und 
Grundſtücke zu verpach⸗ 
ten und zu verkaufen. 


Eckert, 
Prenzlau, Königſtr. 160. 


Geſchüftsgrundſtäd 
Einfamilienhaus 


in der Hauptverkehrs⸗ 
träge einer kleineren 
Vorpommerſchen Stadt 
m. Laden, Lagerräumen 
Werkſtatt und Vier⸗ 
zimmerwohn,, für jede 
Geſchäftsbranche ge⸗ 
eignet — z. Zt. wird 
in dieſem gutgehendes 
Elektro⸗Inſtallations⸗ 
geſchäft betrieben — mit 
oder ohne Waren krank⸗ 
heitshalber ſofortzu den 
günſtigſt. Bedingungen 
zu verkauf. Gef. Angeb. 
unter 4646 an die Ge⸗ 


an das Oſtland erbeten. ſchäftsſtell.d. „Oſtland“. 


Exportgeſchäft i. Berlin, 
Angebote unter 4708 an 


250 Mg., maſſive Ge · 
bäude, elektr. Licht und 
Kraft, gut. Inventar, 
5 Pferde, 45 Rinder 


3 
Ausftattung, 


wo Gründung einer 


Buchdruckerei 


möglich und ausſichts⸗ 
reicht In Frage käme 
auch Ankauf oder Be⸗ 
teiligung meines unver⸗ 
heirateten Sohnes an 
kleinem Zeitungsunter⸗ 
nehmen. Vielleicht be⸗ 
fl et ſich unter meinen 
früheren Kollegen aus 
der Prov. Poſen einer, 
der guten Gründungs⸗ 
platz kennt oder ſein 
Geſchäft abzugeben ge⸗ 
denkt? Ich bitte ge⸗ 
at e um Aus⸗ 
unft gegen Unkoſten⸗ 
vergütung. 


Guſtav Fiedler, 
Nauſcha O.⸗L., 
fr. Oſtrowo⸗Krotoſchin 


Bäckerlehrling 


ſtellt ein, Sohn acht⸗ 
barer Eltern, geſund 
u. kräftig, zum 1. April. 
oder ſofortigen Antritt 
Emil Maet, 
Bäckermeiſter, 
Landsberg (Warthe), 


faut. Nh Straße 39 
(früh. Rogowo / Poſen). 


21 jährige Waiſe, Ly⸗ 
zealſchulbildg. (Brom⸗ 
bergerin), Anfängerin 
in Stenographie und 
Schreibmaſchine, auch 
ſehr erfahren im Haus⸗ 
halt, ſucht zum 15. April 
angenehme 


Stellung. 


Offerten unter 4684 an 
das Oſtland erbeten. 


Oſtmärkerin, 22 Jahre, 
erg., gute Erſcheinung, 
gut erzogen, ſparſam, 
gute Ausſteuer, ſpäter 
Vermögen, wünſcht 
Herrn in guter Poſition 
(mittl. Beamter), Dit 
märker bevorzugt, 
zwecks 


Beirat 


kennenzulernen. Zu⸗ 
ſchriften unter 4699 an 


das Oſtland erbeten. 


Landwirtsſohn, 45 J., 
ev., Junggeſelle, drei⸗ 
tauſend Mark Vermög., 
ſpäter noch etwas und 
ſparſam 
und gutem Charakter, 
wünſcht, da es ihm 
an Damenbekanntſchaft 


fehlt, 
Einheirat 

in kleine oder mittlere 
Landwirtſchaft (in 
Schleſien) von 10 bis 
30 Morgen, Fräulein 
oder Witwe, ohne An⸗ 
hang, v. 30—45 Jahren 
od. mit größerem Ver⸗ 
mögen, wollen ihre 
Offerte unter 4705 an 
das Oſtland einſenden. 


FFF 


Haus Ostland 


im eigenen Heim in 
Vetschau am Spreewald. 


Oſtmärkiſches Ferien⸗ und Erholungsheim für 
Erwachſene und Kinder 


eröffnet den Betrieb am 1. Gſterfeiertag. 


Tagespreis: für Kinder täglich einſchl. Verpflegung 2,25 M. 
für Erwachſene im gemeinſamen Schlaf⸗ 

ſaal einſchl. Verpflegung 3, 

für Erwachſene im Zimmer für 2 Per⸗ 

ſonen einſchl. Verpflegung 

für Erwachſene im Einzelzimmer einſchl. 

Verpflegunnnn g 3,75 „ 

Anmeldung und Auskunftserteilung durch das 

Frauenreferat des Deutſchen Oftbundes, 
Berlin⸗ Charlottenburg 2, Hardenbergſtr. 43 v. 


” 


3,50 * 


Hauptſtrecke Berlin Cottbus — Görlitz. 
In 2 Stunden von Berlin, Görlitzer Bahnhof, mit B. un s, 
171 Zug 


” * ” ” ” 


„ 
zu erreichen. 


— —— ͤ Z—ju¾᷑•1 —.᷑ê ——ʃ 
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Gut eingerichtete und gut 
beſchäftigte Braunſchweiger 


. — 
Buchdruckerei 
— —— —.—.....——— 


mit Setzmaſchinenbetrieb 
verkäuflich. Kaufpreis kann 
gr ößtenteils ſtehenbleiben. 
Sichere Exiſtenz. Angebote 
unter 4679 an das Oſtland. 


Achtung Landsleute! 
Eine Hand wäscht die andere! 


Waſchen, glanzplätten und Gar⸗ 
dinen ſpannen allerbilligſt. 


Landsleute 10% Preisermäßig. 
Auf Wunſch Abholung. 


Wäscherei FR.DETTMANN, 
Berlin SO 36. Waldemarſtr. 54 


(fr. Krs. Schwetz) h — 
BE 


©690509900000006900000088 
Möbeltransporte 
per Möbelwagen und Auto, Einiagerung 
anzer Wohnungseinrichtungen, 
Speditionen aller Art übernimmt 
R b Möckernstraße137 
a e Tel. Bergmann 9670-71 
(früher Bromberg) 


Großer Laden 


mit 2 Schaufenstern, jeit 50 Jahren 
Manufakturwarengeſchäft, auch für andere 
Branche paſſend, in beſter Lage, per 1. 4. zu 
vermieten. Per 15. 4. wird 5⸗Zimmer⸗Wohnung 
frei. Georg Jacobsohn, Prenzlau, 

Steinſtraße. 


Tafelbutter Huuserundstütk 


Itäglich friſch pro neu erbaut, in großem 

Pfund 1,50 M. Induſtrieort mit elektr. 

BVerſand in 6⸗ und Licht u. Waſſerleitung. 

9⸗Pfd.⸗Poſttollis Eiſenbahnknotenpunkt. 

|| gegen Nachnahme. Für N oder ar 

mann ſehr geeignet. 

B. Ec Kar Wegzugshalber zu ver⸗ 

— en Taufe. Anaenuie a“ 

—Tls OT: an das 
re] Jägerſtr. Oſtland erbeten. 


0 


Huusgrundskück 


mit Garten für 13000 
ark zu verkaufen. 
Angebote unter Angabe 
der Anzahlung an 
Richard Kohls, 

Malermeiſter, 

Schivelbein, Bergſtr. 6. 


Hausgrundstück 


mit reichlichem Garten⸗ 
land und freier Woh⸗ 
nung in Nennhauſen 
ſteht zum Verkauf. 
Näheres beim Kreis⸗ 
ausſchuß Weſthavelland 
in Nathenow. 


Teilhaber 


mit ca. 2000 M. ge⸗ 
ſucht, welcher Buchfüh⸗ 
rung kennt und Land⸗ 
kundſch. beſuchen muß. 
Fachkenntniſſe nicht er⸗ 
forderlich. Hohe Ver⸗ 
dienſtmöglichkeit wird 
zugeſichert. Einlage 
wird ſichergeſtellt. 
Offerten unter 4711 
an das „Oſtland“ erb. 


Ca. 2 Morgen großes 
bebautes 5 


Grundſtück 


an Hauptſtraße eines 
groß. Oderbruch⸗Ortes 
gelegen, geeignet als 

andmaſchinen⸗Werk⸗ 
ſtatt, Sägewerk, Gänſe⸗ 
mäſterei, Hühnerfarm. 
Elektr. Anſchluß vor⸗ 
handen. Sofort ver⸗ 
käuflich an ſchnell ent⸗ 
ſchloſſenen Käufer. An⸗ 
zahlung 8000 M. Off. 
u. 4649 an das Oſtland. 


Kleines Restaurant 


in modernem Neubau 
verkehrsreicher Lage 
Weißenſees, zu ver⸗ 
mieten. Off. unter 4691 
an das Oſtland erbeten. 


„,. 


„eee 


Bilanz am 31. Dezember 1929. 


Aktiva: M. Paſſiva: 
Kaſſenbeſtand 2 368,82 Geſchäftsguthaben 
Reſervefondds . . . 4104,28 
Betriebsrücklage 3 459,44 
Lfd. Rechnung: 

Guthaben d. Mitglieder 45 939,22 
Spareinlagen. . . 347 562,75 
Bankſchuld bei der 
Brandenb. Prov. Gen. 
und Raiffeiſenbank. 
Im voraus erhobene 
Zinſen 


22077755 


M. 
44 121,75 


5 000,— 
2.676,72 


20 916,69 
130,— 
Zins forderungen 


Summe der Aktiva 471 049,33 Summe der Paſſiva 466 234,13 


Reingewinn 4815,20 


Zahl der Mitglieder zu Anfang des Geſchäftsjahres 350. Zugang 53, 
Abgang 23, Mitgliederzahl am Ende des Geſchäftsjahres 380. Im 
Laufe des Geſchäftsjahres haben ſich vermehrt die Geſchäftsguthaben 
um 8302,55 M. und die Haftſumme um 16000, — M. Der Geſamt⸗ 
betrag der Haftſummen, für welche alle Genoſſen am Schluß des 
Geſchäftsjahres aufzukommen haben, beträgt 168000, — M. 


Oſtmärkiſche Spar- und Darlehnskaſſe 


eingetr. Gen. m. beſchr. Haftpflicht 
Frankfurt (Oder), Hohenzollernſtraße 5, ptr. 


„Heiterer 


gez. Bartel 
Gutgehendes 


Penſion Lebensmittel- 

Blick“ u. Delikatessen - 
empfiehlt heizbare, Geschäft 
freundliche Zimmer mit in einem großen Oder⸗ 
und ohne Penſion. Ve⸗ randdorf mit flottem 
randen mit herrlicher Sommerverkehr, mitca. 
freier Ausſicht, Garten, 11 Morg. Acker, großer 
Liegeſtühle. Mitglieder Wohnung von 8 Zim. 
des Oſtbundes ermäß. nebſt Zubehör, iſt für 
Preiſe. 1 Minute vom 33000 M., b. 20000 M. 


i. Iſergebirge, 


Kolonialwaren-, | 


Karlsbad entfernt. 
Frl. Hertha Doehl, 
fr. Stenſchewo b. Poſen, 
Adler⸗Apotheke. 


Ladengeschäft 


25 Jahre in einer Hand, 
Herren⸗, Damenartikel, 
Wäſche, Kurzwaren, in 
Perleberg, mit 3 Zim⸗ 


Anzahlung ſofort zu 
verkaufen. Nur Selbſt⸗ 
erwerber wollen ſich 
unter 4674 an das Oſt⸗ 
land melden. 

Agenten zwecklos. 


Swinemünde 


beſchlagnahmefreie 


3- u. 4-Zim.-Wohng. 


mer⸗Wohnung u. Zen: (Bad, Loggia, Diele, 


gez. Kroenke 


Kleines 


Rolonialwuren - 
grundstück 


mit Obſtgarten auf 
dem Lande zu kaufen 


geſucht. 
Offerten mit Preis und 
Anzahlung an 
Otto Schneider, Groß⸗ 
Gaſtroſe, Guben⸗Land. 


Rolonialwuren - 
geschäft Seeta 


Seeſtraße, 
3½ Zimmer⸗Wohnung, 
ſichere Exiſtenz, alles 
in ſehr gutem Zuſtand, 
iſt wegen Abreiſe ſofort 


zu verkaufen. Preis 
7500 Mark. Ver mittl. 
zwecklos. 


Paul Fieble, Berlin, 
Seeſtraße 103. 


tralheizung, in beſter Komfort) zwiſchen Bhf., 
Laufgegend, krankheits⸗ Bad und Strand, Neu⸗ 
halber zu verkaufen. bau, vermietet ſofort 
Ca. 8000 M. erforderl. Konzagk, Lehrer a. D. 
Kurt Heintz, Perleberg. Bieſenthal bei Berlin 
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Haus Osfland 


Lehrgänge für Anſiedler⸗ und Bauerntöchter 
in Vetſchau bei Cottbus am Spreewald. 


Wir beginnen am 15. Mai 1930 einen 
Lehrgang von 8 Wochen Dauer in 


Gartenbau, Kleintier⸗ und Geflügelzucht 
ſowie Obſt⸗ und Gemüſe verwertung. 


Der Unterricht erfolgt durch geprüfte Lehrkräfte. 
Preis für Unterkunft, Verpflegung und Kurſusgebühren 55,— M. 
je Monat, zahlbar in 2 Raten, bei Beginn des Lehrganges und 
am 15. Juni. Mit dieſer Neueinrichtung kommen wir mehrfach 
an uns gerichteten Wünſchen entgegen und erbitten baldigſt 

Anmeldungen an das 


Frauenreferat des Deutſchen Oftbundes, 
Berlin⸗ Charlottenburg, Hardenbergſtraße 431. 


ee 
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Poſtſcheckguthaben.. 1808,61 
Lfd. Rechnung: 

Schuld der Mitglieder 303 193,40 
Reichsſchuldbuchfordg. 143 450,— 
Wechſel 9 409,90 
In venta 700,— 


rr 
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Verwertung von 


Enischädigungs- u. Schuläbuchiorderungen 


Tel. B 1 Kurfürst 2775. 


Beratung, Vorschüsse, 

2 | 5 
Beleihung 
Ankauf zu höchsten Kursen und schnellstens 
durch 


Ostmärker-Aufbau d. m. b. H. 


Or. Polke. Bürgermeister a. D. Müller 
jetzt: Berlin M9, Potsdamer Str. 22 BI 
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Gbſtbäume 


Schlingpflanzen, Zier⸗ 
ſträucher, Stauden und 
Dahlien in reicher Aus⸗ 
wahl. Niedrige Noſen 
in den beſten, teils 
neuen Sorten: j. Wahl 
Stck. 0,60 M., 12 Stck. 
7 M., 100 Sick. 50 M. 
II. Wahl Stck. 0,35 M., 
12 Stck. 4 M., 100 Stck. 
30 M. empfiehlt in 
beſter Ware 


M. Teſſen ow, 
Baumſchule, 


Retſchow bei Bad 
Doberan i. Meckl. 


Preisliſte 


koſtenlos 
zu Dienſten. 


Getreidehändler! 


(früh. Poſen⸗Solatſch). 


(Mitglied des Deutſchen Oſtbundes) 


Brandenburg (Havel) 


Plauer Straße 24 — Fernruf 371 


Erd- u.Feuerbestattungen 


Größtes Lager in Särgen jeder Art 
und Preislage in Kiefer, Eiche, 
Metall. übernahme ſämtlicher Be⸗ 
ſtattungs⸗Angelegenheiten. Trans⸗ 
porte von und nach allen Plätzen. 


Speicher 


Verkaufe ſofort in Hohenſtein in Oſt⸗ 
preußen faſt am Markt gelegenes 


grundstück 


mit Hof und Stallungen, neue, maſſive 
Gebäude, praktiſch erbaut. Ia. Ab ſatz⸗ 
gebiet. Preis, Anzahl. ſehr günſtig. etc. 
Verpachte ſofort in Hohenſtein in Oſt⸗ 
preußen am Markt gelegenen 


Laden mit Wohnung 


paſſend für "onnung oder Papier 
warenhändler. Pachtpreis ſehr günſtig, 
Geſchäftsmöglichkeiten faſt unbegrenzt. 


Oftmärker 


Golägrube! 
— 2] 


Verpachte ab 1 
Gilgenburg in reihen am 
Markt, alteingeführtes 


Eisen-u.Eisenwarengeschäft 


verbunden mit Brennſpiritus⸗ 
Großvertriebitelle 
tabel), Baumaterial u. Kolo⸗ 
nialwarenhandlung, evtl. mit 
Ausſchank. Nie wiederkehrende 


tretet unſerer Oſtbund⸗ 
Sterbekaſſe bei. 
durch die Bundesleitung Bln.⸗Charlottenburg2 


Näher. 


Anfr. unt. M. D. M. 4648 an das Oſtland. 


Polniſche 
Hypotheken 


Forderungen, _Weriva- 
piere, Grundſtücke in 


Mai 1930 in 


(ſehr 


ren⸗ 


Gelegenheit f. kurzentſchloſſene 
Pächter. Zur Übernahme 15000 


Polen kauft für das 


Hypotheken⸗ und 
Handelshaus 
Edmund Suwalſki, 
Bydgoſzez (Polen) 


Emil Wollenberg, 


Bln.⸗Charlottenburg, 
Mommſenſtraße 46. 
Tel. Bismarck 4663. 


bis 20000 M. erforderlich, im 
übrigen ſehr günſtig. Anfragen 
unter R. 3. 4647 an das Oſtland. 


Optiker Stephan 


Berlin SO, Schlesische Straße 39-40 


Telephon: Moritzplatz 4273 


Kostenlose Augenuntersuchung 


Reparaturen 
sofort 
Eig. Werkstatt 
im Hause 

Lieferant für Krankenkassen 


Mitglied der Ortsgruppe Berlin-Ost 


eee Bedienung 


| 


| 


Zu verkaufen 
er" 


i. Brandenburg, Grenz⸗ 
mark und Schleſien! 


enlengller 


40 bis 80 Mg., mit Inv. und ſchlüſſelfertigen 


Gebäuden. 8000 bis 14000 M. Anzahlung. 


| Restoüter verſchiedener Größen. 
CCC ³˙·——¹ A A 


übernahme zum 1. 4. 1930. Zuzug evtl. 


vorher. Langfriſtige niedrige Reſthypo⸗ 
thek, meiſt 1 Freijahr. — Näheres durch 


Deutſche Anſiedlungsbank 
Berlin⸗Halenſee, Seeſener Straße 30. 
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Landsleutel_Bedient Euch Eurer Organisation! 


Schulthuchforderungen 


verwertet zu höchſten Kurſen 


Oſtmärkiſche 
Spar- und Darlehnskaſſe 
e. G. m. b. 9. 
Berlin SW 11, Deſſauer Straße 81 


Sprechzeit 1—5 (außer Sonnabend). 
Bei ſchriftlichen Anfragen Rückporto. 


Adolf Krause & Co. 


6. M. B. H. 
Maschinenfabrik u. Eisengießerei 
KOSLINinPommern 
Fernsprecher 219 u. 239 (früher Thorn) 


liefern prompt von ihrem Lager jede 


Lundwirtschaftliche Maschine 


von der Hacke bis zum Dampfpflug 
franko jeder Bahnstation 


Aut Wunsch auch gegen günstige Ratenzahlungen. 


Aus der Aufteilung des 


Rittergutes Samitz 


Kreis Goldberg⸗-Haynau, Reg.⸗ 

Bezirk Liegnitz, 
ſind mehrere Wirtſchaften 
von 30 bis 150 Mg. mit 
leb. und totem Inventar 
ſehr preiswert abzugeben. 

Kirche, Schule u. 

Bahnhof am Ort, ſelten gün⸗ 

ſtige Lage, Acker direkt am Ge⸗ 

höft, elektriſch Licht und Kraft. 


9. Störmer, 
Ritterg. Samitz, Poſt Reiſicht, Tel. Reiſicht 15. 


Land wirtschaften 


von 20 Morgen aufwärts, Gaſt⸗ 
wirtſchaften, Mühlen, Schmieden, 
ländliche Pachtungen ſchon von 
3000 Mark. Anzahlungen durch 


Invalidendank, 
— u 
Güterabteilung, 


Berlin WS, Unter den Linden 24, 
Telephon: Zentrum 9370. 


Möbeltransporte 

in Berlin und 

nach außerhalb 

per Bahn und 
Automöbel- 

wagen, Woh- 
nungstausch, 
Lagerung. 


Steglitzer Straße 91, Fernsprecher: Lützow 94 u. 6798 
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Am oſt märtiſchen hero 


Unterhaltungsblatt zu der Wochenſchrift „Oſtland 


Herausgegeben von Emanuel Ginſchel und Or. Franz Püdtke 
Verlag Deutfeher Oftbund E. V., Berſin- Charlottenburg 


Berlin, den 28. Februar 


Das Gymnaſium von Lengowo. 


(15. Fortſetzung.) 


Doch wie ein Pfeil flog die Antwort zurück von der aufhetzenden 
Stimme: „Wer ſperrt umnjere Kinder von uns ab? Gib Antwort, 
Alter!“ 

„Gut gegeben, pJia kreiw! Wer hat ihnen unjer Selt verboten?“ 

Und als ob eine neue Wut bei dem Gedanken daran die Maſſen 
überfiel, drängten die erſten mit erhobenen Armen und geballten 
Jäuſten vorwärts. 

Schon wollte eine rauhe Hand Marie- Anna, deren kaltes Geſicht 
die Leute reizen mochte, jurückſtoßen, da ſprang mit krebsrotem Geſicht 
Monſieur Jambon vor ſeine Begleiterin und ſtreckte die Arme aus. 

Seine Stimme war Sturm. 

„Sher wollt Polen ſein,“ rief er mit einer Macht, die jeden andern 
Oaut niederrang. „Ihr Polen, die ihr euch an einer Dame vergreift! 
O heilige Jungfrau, die Väter und Urväter als Schutzherrin und 
Königin von Polen geprieſen haben — [ind 
das deine Söhne?“ 

„Seit wann kämpft ihr gegen Frauen? 
Rommt her, ſchlagt zu, rühmt euch —“ 

Mit einer prachtvoll ungeſtümen Be— 
wegung riß er den Hut dom Kopf — 

„Aber erſt ſchleift mich an dieſem 
weißen Haar von der Stelle! Erſt ſchlagt 
vuren alten Lehrer, der ſich ſchämt, daß 
jeine Landsleute und Brüder ein Weib miß— 
handeln!“ 

„Bis jetzt hat man von uns Polen ge— 
jagt, daß wir ritterlich find. Kennt denn 
keiner, keiner von euch den alten Wahl- 
jpruc: ‚Gottes Knechte, des Königs Freunde, 
Ritter und Schützer der Frauen?“ Sind wir 
das nicht mehr? Soll es nicht mehr von 
uns Polen heißen, daß ſelbſt der Armſte 
noch ein Kavalier Jei? 

„Kavaliere“ — noch mehr ſchwoll ſeine 
Stimme — „wer von euch krümmt dieſer 
Dame hier ein Haar?“ 

„Kavalierel Wer wird ihr den Weg 
vertreten, den ſie gehen will?“ 

Seine weihen Strähnen hoben ſich im 
Wind, ſein Geſicht war purpurrot, mächtig 
jprang die Naſe daraus hervor. 

„Keiner, der ein Pole iſt, tut das!“ 

In der Linken hielt er den Hut; den rechten Arm reichte er mit 
einer Verbeugung ſeiner Begleiterin. Er führte ſie direkt auf die 
feſtgeſchloſſene Maſſe zu. 

m Es war lautlos Jtill, baß man den Wind durch die Bäume gehen 
hörte. 

Und lautlos ſchob ſich die Maffe auseinander, daß ein ſchmaler 
Gaug entſtand bis hin zur Pforte. 

Durch dieſen Hang führte Monſieur Jambon unbedeckten Hauptes 
Marie- Anna. 

Sie hatte vor der tobenden Menge den Kopf hoch erhoben gehabt. 

Jetzt, wo ſie durch die ſchweigende ſchritt, hatte ſie ihn gejenkt, 
und ihre Lippen zitterten. . 

Die Pforte ward geöffnet; ſie traten in den Garten. Der kleine 
Rektor wandte ſich noch einmal, ſchwenkte in Jeiner Art — man weiß, 
er ſchien ſich den Arm dabei auszurenken — den Hut und ſagte: „Ich 
babe nicht gezweifelt, daß jeder Pole ein Kavalier iſt!“ 

Da ward die Menge lebendig. 

„Pfia krew, wie er reden kaun, der Schulmeiſterl — Aber recht 
hat er! — Satansberll“ 

Und der Betrunkene ſchien wieder aufzuwachen und ſchrie: „Vivat 
hoch, Jambon!“ Aber diesmal ward es von dreißig, vierzig Rufern 
aufgenommen. Er hatte die Leute begeiſtert. 

„süblen Sie ſich angegriffen, gnädige Frau?“ fragte er, als ſie auf 
das Gumnaſium zugingen. ü 

Sie ſchüttelte zwar den Kopf, aber konnte kaum ſprechen. Wie 
zum Dank ließ ſie ihre Hand ſchwerer in ſeinem Arm ruhen. 

„Puh,“ ſeuffte er und blies den Atem von ſich, während er ſich mit 
dem Hut Kühlung zufächelte — „lehre mich einer das Volk kennen! 
Hätte ich noch fünf Minuten geredet, hätten ſie mich im Criumph auf 


Vaterlaud, 
den Blick gewandt, 


denen, Vaterland, 
jei Dank. 


zur Einigkeit — 
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Ein Roman aus der Oſtmark von Carl Buffe. 
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Für Volk und Vaterland. 


Denen, die für uns kämpften und fielen, 


denen, die nach edelffen Sielen 


Leid will Prüjftein zum Ewigen ſein. 
Was auch immer verjank, 

auf allen Wegen reijt neue Saat. 
Klarer ſcheiden jich Sein und Schein. 
Wirf Willen und Glauben hinein, 
halte allen Stürmen ſtaud. 

Schreite wieder zur Cat, 


für Volk und Vaterland. 
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Nachdruck verboten.) 
Copsriglit hy Eugethorn. Stuttgart 


ihren Schultern durch die Stadt getragen. 
Reiten! Hören Sie ſie Vivat schreien?“ 

Marie- Anna hörte nichts; ſie wußte nur, 
Minuten ihr Kind ſehen. 

Gertrud Rüdiger öffnete. 
„Hier, gnädige Stau!“ 

Da lag er, ſchlug die Augen auf, lächelte ihr zu: „Muttchen!“ 

An ſein Bett kniete ſie hin, nahm feinen Kopf in die Hände — 
die noch immer handſchuhloſen. Von der feuchten Binde, die er um 
die Stirn trug, rannen die Tropfen langſam herab über ihre ſchmalen 
Singer. g 

„Es ſind — nur ein paar Beulen,“ ſagte Reinhold Wächter. Aber 
die Augen fielen ihm zu. Er ſchlief. 

Der Arzt, den man bis jetzt zurückgehalten, beugte ſich zu ihr. 
Ein paar Beulen fei etwas euphemiſtiſch 
ausgedrückt, aber Jo viel dürfe er Jagen, 
daß nach menſchlichem Ermeſſen keine Se— 
fahr vorlag. Ein Loch im Kopf, tüchtiger 
Brummſchädel, Blutberluſt und dadurch be— 
dingte Schwäche — Schlaf ſei das Beſte. 

Sie wußte und hörte nur eins: keine 
Gefahr! 5 

Ein tiefer Atemzug, der wie ein Seufjer 
klang und alle Sweifel, alle Spannung da- 
vontrug — dann fing fie heftig zu zittern 
an, ſchlug die Hände vors Geſicht und 
weinte. 

Gertrud Rüdiger zog fie zum Seſſel. Sie 
letzte ſich. Der Arzt drückte den andern die 
Hand und winkte mit den Augen. 

Leiſe gingen fie alle aus der Tür: 
Monfieur Jambon, der vor Begier brannte, 
das Abenteuer draußen zu erzählen, Doktor 
Holft, Gertrud, der Arzt. Das Mädchen 
jah jich nach ihrem Vater um, aber der 
ſtand verſunken, mit dem „Sernblick“ und 
mit einem ſeltſam ſchmerzlichen Hug im Ge- 
ſicht, ſeitwärts von der Tür, 

Da ließ ſie ihn. 

Und nun waren in dem ſchmalen Naum 
außer dem ſchlafenden Kranken die beiden 
Menfchen allein, die ſich eiuſt an den gleichen Glückstraum gehängt, 
die ſich einmal im Leben in Weh und Tränen geküfst hatten. 

Die Lampe, nach dem Bett zu ſchirmderhangen, warf ein mattes 
Licht umher.. 

Marie-Anna, der nach den Spannungen und Erregungen der 
letzten Stunde die Stille wohltun mochte, ſaß noch immer mit den 
Händen vor dem Geſicht. Man wußte nicht, ob ſie noch weinte. 

Reglos ſtand Georg Rüdiger. 

Nun hatte er ſie wiedergeſehen — nun ſaß Jie in Jeinem Haus. 
Wie hatte er doch gleich gedacht? Er würde vor ihr erſchrecken 
und ſie vor ihm; die verwitwete Frau Landrat Wächter würde das 
Bild von Marie-Auna Leutholdt für immer zerſchlagen 

Ja, er war erſchrocken! Es war ein Erſchrecken bis ins tiefſte 
Herz. Sein Aublick ſollte ſie nicht ſtören — er hatte ſich mit Abſicht 
in den Schatten geſtellt und ſeiner Tochter aufgetragen, die Dame 
zu begrüßen und hier hineinzuführen. 

Als es klingelte, zuckte er zuſammen. Als er ihren Schritt hörte, 
faßte er krampfhaft die Lehne eines Stuhls. 

über ſeinem Bett, in das man den Knaben gelegt, hing das Bild 
jeiner Frau. Ganz Pinchen: breit, behaglich, mit dem ſchwarzen, 
Seidenkleid, das ihr nie geſtanden hatte. Er ſah es an, als wollte 
er es ſich feſt einprägen. 

Alechaniſch verbeugte er ſich gleich den andern: es war nicht nötig. 
Marie-Anna ſah ihn Jo wenig wie die übrigen. Sie jah nur ihr Kind. 

Aber Jeine Augen wurden immer größer. Die Hand, die ſich Felt 
auf den Stuhl geſtützt, ſauk herab. Ihm war, als wollte der Herz- 
ſchlag ausſetzen. So ſehr erſchrak er. 

Nein, nein — das war nicht jenes Knaben Mutter. Das war 
Marie-Anıa, wie ſie damals ihm „Gute Nacht“ geſagt. Er Jab 
ihre hohe Seſtalt — war ſie deun nicht einmal voller geworden? Er 


Aber ich bin zu alt zum 
Jie ſollte in wenigen 


Keine Vorſtellung, nur ein Händedruck! 


Carl Lange. 
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ſah ihr Geſicht — es wirkte gegen ihr dunkles Kleid und in der 
Dämmerung faſt weiß leuchtend. Und in dem verhängten Licht ſah 
man wohl die Fältchen nicht, die ſich in den zwanzig Jahren der 
Trennung in ihr Geſicht gegraben haben mochten. 
rut wu Sarrrrs N At Hofe rip e, Str dabrs. 
Doch als es ſich über den Knaben beugte, als es ihn gerettet wußte, 
als die Spannung Sich löſte und ihre Augen ſich füllten, da ward es 
auch wieder weich. 

Ein Erſchrecken bis ins tiefſte Herz .”. . 

Georg Rüdiger hatte wieder das brennende Weh wie damals, 
als der Reifen flog, als ein ganzes Leben noch vor ihm lag, als er 
ſie zum erſtenmal erblickte. Und ſpurlos verſank einen Augenblick die 
ganze Reihe der in Pflicht und Arbeit verbrachten Jahre, als wären fie 
nicht genug ausgefüllt, als hätten fie nicht genug eigene Schwere, um 
lich halten zu können. 

Da mochte Marie-Anna fühlen, daß noch jemand im Simmer war, 
und ſich beſiunen, wo ſie ſich befand. 

Sie ließ die Hände ſinken und blickte auf. 

Die Augenpaare trafen ſich. Sekundenlang ruhten ſie ineinander. 

Es war, als wäre jede andere Bewegung gelähmt. 

Erſt als von fern, aus dem zweiten Simmer, die laute Stimme 
Monſieur Jambons tönte, jtieg ein feines Not in das Frauenantlitz. 

Sie erhob ſich. 

„Sie werden einer Jo ſehr erſchrockenen Mutter verzeihen, daß fie 
Sie vorhin nicht gleich begrüßt hat. Mein Sohn und ich ſind Ihnen 
großen Dank ſchuldig, Herr Direktor.“ 

Dabei reichte ſie ihm die Hand. 

„Gnädige Frau .. .“ ſagte er mit trockener Stimme. 
alles. Er brachte nicht mehr heraus. 

Summte die Lampe auf dem Ciſch? 
auf leiſe rauſchenden Flügeln? 

Das jtarke Ergriffenſein des Mannes teilte ſich auch der Frau 
mit. Sie wandte inſtinktiv ihr Haupt zur Seite, nach dem Bett, in 
dem ihr Knabe ſchlief. 

Der Direktor tat das gleiche. 

Dann Jagte fie leiſe: „Ich darf doch?“ nahm einen Stuhl, trug ihn 
an das Lager und Jette ſich. Behutſam legte fie ihre Hand auf die 
des Sohnes. 

„Wie iſt denn das alles gekommen?“ fragte fie dann. Sie ſprach 
gedämpft, um den Schlafenden nicht zu ſtören, aber ruhig, als gebe die 
Berührung der Hand ihr die freie Sicherheit zurück. „Herr Nektor 
Brodnicki hat mir zwar viel erzählt, ich habe es aber nur halb ge— 
hört in meiner Herzensangft.“ 

Da erzählte er, ebenſo gedämpft redend wie ſie. „Was eigentlich 
vorgegangen ijt, weiß ich nicht; das wird die Unterſuchung erſt lehren.“ 

Sie wandte ſich halb, raſch, ängftlich. 

„Die Unterſuchung?“ 

Aber fie wurde jäh rot. Saft wie ein junges Mädchen. 
hatte einen ſeltſamen Blick gemerkt. 

Georg Rüdiger nahm ſich zuſammen und zwang ſich, einige be— 
ruhigende Worte zu reden. Es müſſe feſtgeſtellt werden, wie der 
Junge nach dem Seſtplatz gekommen ſei. Es wäre doch ſtreng ver- 
boten geweſen. Und was überhaupt pajliert ſei. 

„Er wollte einen Freund beſuchen“, ſprach ſie, ohne den Blick 
vom Bett zu erheben. 

Noch immer ſtand der Direktor ſeitwärts von der Tür im Schatten. 

Er antwortete, ſprach — ſein Herz war nicht dabei. Sein Herz 
klopfte. Sein Herz zitterte. ; 

Vorhin — das war die alte, raſche Wendung des Haupts ge= 
weſen, jenes ſchnelle und leichte Werfen, das ſie ihrem Sohn auch 
vererbt hatte. 

Und da war alles, was verſteckt, verſtaubt und verloren in Herzens⸗ 
liefen geruht, wieder blank und leuchtend geworden und in feine 
Augen geftiegen. 


Das war 


Wiogte das Schweigen ſich 


Denn ſie 
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Dieſen Blick, daraus es ſprach, hatte Marie- Anna aufgefangen. 

Kein Wort, jo gewöhnlich und alltäglich es ſein mochte, konnte 
nun die ſeltſame Scheu verſtecken, die beider Weſen in Bann hielt. 
Sie gaben es auf, zu reden. Sie horchten auf den Atem des Ver- 
under e Vu . vr Tarp lu pe yrr iS erſru, 
auf die Rufe, die doch hin und wieder draußen von dem johlenden 
Volk hereindrangen. 

Oder ſie mühten ſich ab, zu verſtehen, was zwei Simmer weiter 
Monſieur Jambon oder der Hilfslehrer ſagten. 

Da ſaß Gertrud Rüdiger in tiefen Gedanken und halber Unruhe. 
Sie hörte kaum, was Doktor Holft, der ſich wieder ereiferte, eigentlich 
wollte. Sie dachte an die letzten Worte des Arztes. 

Sie hatte ihn beim Abſchied noch einmal gefragt: „Alſo gar keine 
Beſorgnis, Herr Doktor?“ 

„Nein,“ hatte er geantwortet, „gar keine. Aber Ruhe, Nuhe, 
Ruhe. Laſſen Sie den Jungen ſchlafen, ſoviel er will. Und nicht etwa 
nach Haufe ſchaffen. Behalten Sie ihn wenigſtens diefe Nacht hier.“ 

„Aber das wird die Mutter ſchwerlich wollen.“ a . 

„Wern es für ihr Kind gut ift? Höchſtens räumen Sie ihr ein 
Plätzchen ein.“ Und lächelnd: „Sie glauben gar nicht, gnädiges 
Sräulein, wie wenig Naum eine Mutter braucht.“ 

Das gab dann aljo heute nach dem böſen Tag, der einem in allen 
Sliedern lag, noch eine gehörige Umwälzung. Man konnte das Bett 
der Mutter gerade noch in das kleine Zimmer ſtellen. Der Vater 
mußte ſich dann mit der Chaiſelongue in ſeinem Arbeitszimmer be⸗ 
gnügen. 

Gern hätte Gertrud Rüdiger mit dem Vater darüber gesprochen 
oder mit dem Mädchen verhandelt. Aber ſie wollte die beiden Herren 
auch nicht allein laſſen. 

Die hatten ſich immer mehr in Eifer geredet. Der alte Rektor 
war jein Abenteuer losgeworden; dann erging man fi in Vers 
mutungen, wie Reinhold Wächter auf den Seſtplatz gelangt Jei und 
was die Leute ſo empört habe. Und zuletzt: was nun werden würde. 

Es war klar, daß ſich etwas Derartiges nicht vertuſchen ließ. Das 
grenzte ja an Revolte. Morgen würde die Polizei wahrſcheinlich auf 
gut Slück ein paar Leutchen beim Kragen nehmen und ein Verhör 
onſtellen. Vielleicht kan! auch der Schulrat aus Poſen. Das 
Wichtigste blieb die Vernehmung Reinhold Wächters. 

Die konnte morgen oder übermorgen ſchon erfolgen. 

Doktor Holſt zerrte an ſeinem wenig gepflegten Schnurrbart. 

„Wahrſcheinlich,“ ſagte er, „kommt die ganze Sache doch vor die 
Lehrerkonferenz. Ich meine: das mit dem Jungen. Und wenn es 
nach mir geht —“ 

Seine grauen Augen blitzten. 

„Weiß Gott, ich würde den Bengel relegieren, und ob's mein 
eigener Sohn wärel Solche Leutchen verderben alles! Da haben wir 
endlich einen Direktor, der energiſch zupackt und dabei beſonnen iſt — 
haft du nicht geſehen, muß ſolch einen meinetwegen ganz braven 
Sekundaner der Hafer ſtechen, daß er durchaus ſeinen nationalen 
Feuereifer betätigen muß. Da haben wir die Beſcherungl 

„Das gnädige Fräulein wird lachen, aber ich möchte immer wieder 
beten: ‚Lieber Herrgott im Himmel, gib den Leuten hier keine Be- 
geiſterung oder wenigſtens nur den intelligenteſten! Alle großen 
Dummheiten der Welkgeſchichte haben Begeiſterte gemacht; mit Be- 
geiſterung iſt der Karren hier verfahren worden; mühſelige Arbeit 
wird ihn aus dem Sumpf ziehen müſſen. Und was nützt uns jahre 
langes Mühen und Schaffen, wenn jeder begeiſterte Sekundaner es 
vernichten kann und durch ſeine Begeiſterung auch jene der andern 
Seite weckt, die uns die Fenſter einwirft?!“ 

Monſieur Jambon lachte dröhnend. 

„Nuhiger werden, Freundchen, ruhiger werden! Wollen Sie das 
Salz entbehren, weil es bei zu reichlicher Anwendung die Suppe un- 
genießbar macht?“ ” 

(Sortſetzung folgt.) 


Wladislawa und die Polizei. 


Als der argentinische Dampfer „Aurigng“ jüngſt in Liſſabon an- 
legte, trug er eine Senjation an Bord: Wladislawa Mikulfka, 
die polniſche Schönheit. Aber jene zwei Männer mit finſterem Blick, 
die an ihrer Seite ſchritten und am Pier ein geſchloſſenes Auto be— 
liegen, in das auch fie genötigt wurde, waren Kriminaliſten. 

Der „Frankfurter Generalanzeiger“ erzählte die Vorgeſchichte 
dieſer Verhaftung, die ſo dramatiſch iſt, daß junge Autoren, die noch 
eines ſpannenden Vorwurfs benötigen, damit ihr Glück machen werden. 
Die Sache ijt aber ein Crauerſpiel, denn Wladislawa Mikulſka war 
ſchon vor Jahren zum Tode verurteilt worden. Sie hatte ihren 
Vater ermordet, bloß weil er ſie mit einem Bräutigam beglücken 
wollte. Väter tun das oft. Aber vernünftige Töchter entziehen 
ſich derartigen Zumutungen meiſtens durch die Slucht. Bei Wla— 
dislawa Mikulſka führte dieſer Weg dummermweile über eine Leiche. 
Doch hat ſie, wegen hochgradig verführeriſcher Schönheit, ſechs Jahre 
lang die Urteilsvollſtreckung verhindern können. Das ijt das Selt- 
jame an dem Salt. 

Nachdem in Lodz das Schwurgericht den Kopf der Mörderin 
gefordert hatte, wurde Polens bejter Polizeiinſpektor nach Auftralien 
entſandt, um die Verhaftung der Delinguentin an Ort und Stelle 
vorzunehmen. Er ſtöberte ſie in vorbildlicher Kürze auf, ſagte ihr 
auch, welches Schickfal in der Heimat ihrer warte. Aber dann, ſtatt 


fie vorſchriftsmäßig feſtzunehmen, ward er von ihren Anblick hin- 
geriſſen. Auf Knall und Sall umſchlang er ſie. Auch Kriminal- 
deamte verlieren mitunter den Verſtand. 

Nun war indes zu erwarten, daß Polens zweitbeſter Polizei- 
inſpektor dem beiten nachgeſendet würde, um deſſen Verhaftung vor- 
zunehmen. Dieſem Schickſal entzog ſich das verliebte Paar durch 
die Flucht nach Argentinien. In Buenos Aires eröffneten ſie eine 
Art Cheleben und ließen Verhaftung und Todesurteil zwei über- 
wundene Angelegenheiten ſein. Er, ein Kenner internationaler Aus- 
lieferungsgeſetze, vernichtete ſeine Papiere und maskierte ſich als 
Argentinier. 

Aber das Auge des Geſetzes kreiſt um die Welt, unheimlich lang 
lind die Singer einer Polizei. Diesmal kamen zwei Inspektoren über 
den Ozean. Damit, falls einer der Schönheit zum Opfer falle, immer- 
hin der zweite fie verhaften konnte. Dies erledigten fie ſpielend. 
Nur den zweiten Auftrag: Feſtnahme des Geliebten! — den konnten 
fie nicht erfüllen. Ein Kriminalbeamter läßt ſich nicht verhaften. 
Keine Spur von ihm war zu entdecken. Die ſchöne Wladislawa 
brachten ſie unverſehrt nach Hauſe. Vollkommen gefaßt ſah ſie dem 
Schickſal ins Auge. Und behauptet, den Vater aus Notwehr ge= 
tötet zu haben, weil er fie zwingen wollte, eine Beſtie von Menſch 
zu heiraten. 
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Der deutſche Gedanke in Maſuren. 


Zu den Mitteln, mit denen Polen ein Beſitzrecht auf Ostpreußen 
geltend zu machen verjucht, gehört die Behauptung, daß die Bevölke- 
rung der Provinz im Süden und Veſten überwiegend flawiſcher, in 
Nordoſten litauiſcher und nur in der näheren Umgebung von Königs- 
berg wirklich deutſcher Abſtammung iſt. Das ganze Land ſei heute 
zwar durch den Terror des „Kreuzrittergeiſtes“ germanijiert; in ſeinen 
Tiefen aber habe das Voll die Erinnerung an ſeine flawiſche Her- 
kunft und die verwandtſchaftliche Liebe zu ſeinen polniſchen Stammes- 
genolſen gewahrt. Es bedürfe nur einer Beſeitigung der deutſchen 
Herrſchaft und Bevormundung, um zu beweiſen, daß das Deutſchtum 
wohl die Oberfläche bedeckt, aber nicht den Kern des bodenſtändigen 
Volkstums berührt. In dieſem Sinne haben ſich die Polen ſeit einigen 
Jahrzehnten um die Entwicklung einer Minderheiten⸗ 
bewegung unter den Maſuren Oſtpreußens bemüht. Mit 
polniſchem Gelde wurde 1896 in Luck die „Sazeta Ludowa“ gegründet. 
Nach deren Eingehen versuchten es die Polen mit dem in Örtelsburg 
erſchienenen „Mazur“, ohne jedoch unter den ihre Mundart ſprechenden 
Maſuren Leer für ihr hochpolniſch geſchriebenes Blatt finden zu 
können. Einmal haben ſie durch ihre geſchickte Wahlpropaganda einen 
polniſch-katholiſchen Reichstagsabgeordneten im Wahlkreiſe Ortels- 
burg⸗Sensburg durchgebracht; ſchon bei den folgenden Wahlen aber 
haben die inzwiſchen aufgeklärten Masuren diefem eine entſcheidende 
Niederlage bereitet. Wichtiger als ſolche Propagandavorſtöße iſt das 
ſchrittweiſe Eindringen nationalpolniſcher Elemente geweſen, die Julte- 
matiſch Güter und Bauernhöfe in Mafuren, beſonders in den an 
Weſtpreußen angrenzenden Kreiſen Ofterode und Neidenburg und im 
Kreiſe Ortelsburg aufgekauft haben. Dieſe Ausbreitung polniſch— 
katholiſchen Beſitzes war für das Vordringen des Deutſchtums in 
Maſuren eine große Gefahr. Die erſten Nachkriegsjahre haben ihr 
ein Ende bereitet. Die feindliche Haltung der Maſuren hat faſt Jämt- 
liche polniſchen Gutsbeſitzer zur Zeit der Abſtimmung veranlaßt, ihr 
Land zu verkaufen oder gegen deutſchen Beſitz im abgetretenen Weſt- 
preußen zu taujchen, Jo daß es heute in Mafuren kaum noch Güter 
gibt, die ſich in national-polniſchen Händen befinden. 


Die Polen mußten bei der Abſtimmung im Jahre 1920 erkennen, 
daß der polnifche Staatsgedanke in der Bevölkerung Oſtpreußens nur 
eine verſchwindend geringe Zahl von Anhängern beſitzt. Sie hatten 
damals im Ermland 5971 und in Weſtpreußen 7977 Stimmen erzielt. 
In Maſuren wurden im Jahre 1920 ſogar nur 1978 Stimmen, das 
lind 9,7 v. H. gezählt. Bei den Reichstagswahlen im Mai 
1924 find es 7590 bzw. 3346 und vier Jahre darauf gar 
nur 2652 bzw. 1512 Stimmen geweſen. Wenn man an- 
nimmt, daß etwa zwei Drittel der Bevölkerung wahlberechtigt 
iſt, dann kann man dieſe Ergebniſſe der Reichstagswahlen 
beim beſten Willen nicht als einen Sieg des großpolniſchen Staats- 
gedankens (nicht einmal unter der polnifch ſprechenden Bevölkerung, 
geſchweige denn unter den Maſuren Oſtpreußens) anſehen. Denn 1925 
wurden bei der Volkszählung im Regierungsbezirk Allenſtein 12 271 
Perſonen mit polniſcher Mutterſprache und 17 385 Doppelſprachige 
gezählt, im Regierungsbezirk Weſtpreußen waren es 5951 und 5895; 
im ganzen alſo rund 42000 „Polen“. Von dieſen hatten 1924 knapp 
13.000 und 1928 nur rund 4500 für die polnifche Lifte geſtimmt. 


Aber die Polen haben ihre Sache noch nicht verloren gegeben. 
Sie ſetzten trotz dieſer Fehlſchläge ihre Werbetätigkeit fort. Vielleicht 
glauben fie auch, daß ihr junger Nationalſtaat auf die bäuerliche Be- 
völkerung im ſüdlichen Ostpreußen eine ftärkere Anziehungskraft als 
das politiſch geſchlagene und wirtſchaftlich daniederliegende Deutſch— 
land auszuüben vermag. Sie ſammeln um ihr Propagandablättchen, 
ein ärmliches Häuflein ewig unzufriedener oder irgendwie beeinflußter 
Leute, die unentwegt das maſuriſche Volkstum als einen Teil des 
polniſchen Gejamtvolkes bezeichnen und — mit Überzeugung oder gegen 
Bezahlung — von Warſchau her das Heil ihrer mafuriſchen Heimat 
orwarten, in der ſie ſelbſt zu Sremdlingen geworden find. Das 
Blättchen wird zu Propagandazwecken in größerem Umfange koſtenlos 
in die maſuriſchen Dörfer verſandt. In Ortelsburg gibt es eine 
polniſche Volksbank, die ſich bemüht, die wirtschaftliche Notlage Oft- 
preußens auszunutzen und durch Darlehen die mafuriſchen Bauern in 
das polnifch-katholifche Verbandweſen hineinzuziehen. Von den vier (0 
polniſchen Konſulaten in Ostpreußen iſt das Vizekonſulat in Allen- 
ſtein nachweislich die Mittelſtelle für alle nationalpolniſchen Be- 
ſtrebungen im Ermland und in Maſuren. Alljährlich kommen die 
aus Oſtpreußen abgewanderten Polenfreunde zuJammen, um zu be⸗ 
raten, wie jenſeits der Grenze die polniſche Bewegung gefördert, d. h. 
wie Seindſchaft zwiſchen Deutſchen und Maſuren gefät werden kann. 
In Polen gibt es mehrere Vereine, die ſich mit der Beeinfluſſung 
der Maſuren befaſſen: Es ſind der „Weſtmarkenverein“ in Polen, 
der „Verein zur Errettung Maſurens“ in Warſchau, der ſeit 1924 be⸗ 
Steht und vom Senator Limanowſ ki geleitet wird, und der „Ver- 
band zur Verteidigung der polniſchen Intereſſen in Maſuren“, deſſen 
Gründer und Leiter ein gebürtiger Deutſcher, der poloniſierte General- 
juperintendent Burſche in Warſchau iſt. Dieſe Vereine, hinter 
denen mit ſeinen Macht- und Geldmitteln der polniſche Staat ſteht, 
haben ſich im „Bund der Polen in Ostpreußen“ mit dem Sitz in Allen- 
fein eine Organiſation geſchaffen, zu deren hauptſächlichſten Aufgaben 
es gehört, die Maſuren über ihre „wahre Stammesart“ zu unterrichten 
mo jie daran zu erinnern, daß ſie „verirrte Kinder der Mutter Polen“ 
ind. 


Die Polen verſuchen ſich ſelbſt und dem Auslande glauben zu 
machen, daß bei der Abſtimmung 1920 die Bevölkerung der Stimm- 
jonen von den Deutſchen irregeführt und terroriſiert worden ſei. Sie 
haben eine ſonderbare Erklärung für ihre damalige Niederlage ge- 
funden. Die Maſuren hätten damals nur für ihre oſtpreußiſche Hei— 
mat und nur für ihr flawiſches Volkstum, nicht aber für ein Verblelben 
bei Deutſchland und nicht für eine enge Anlehnung an das kulturelle 
Deutſchtum geſtimmt. Ihre Gutgläubigkeit ſei von den deutſchen 
Abſtimmungsleitern mißbraucht und das Votum für maſuriſche Eigen- 
art in ein ſolches für Großdeutſchland umgefälſcht worden. Darauf 
ift zu ſagen; es iſt bekannt, daß die maſuriſche Bevölkerung von einem 
Starken preußiſchen Staatsgefühl beſeelt iſt. Es iſt gewiß kein Sufall, 
daß das Preußenlied mitten im maſuriſchen Wohngebiet, in Lyck, 
entſtanden iſt. Wenn die Majuren wirklich für ihre engſte Heimat und 
ihr kleines Volkstum gestimmt haben, jo haben fie, indem ſie ihre 
Stimme für Deutſchland abgaben, dennoch zugleich zum Ausdruck 
gebracht, daß ihrer faſt einſtimmigen Anſicht nach ihre Heimat beſſer im 
Verbande des Deutſchen Reiches gedeihen kann als in Verbindung mit 
Polen und daß ihr Volkstum beſſer die ihm genehme Eutwicklung 
nehmen kann, wenn es mit dem Oeutſchtum in engerer Berührung als 
mit dem Polentum ſteht. Am eigentlichen Sinn der Abſtimmung wird 
alſo dadurch nichts geändert, daß man für majurifche Heimat das 
größere Deutſchland und für maſuriſches Volkstum die weitere 
deutſche Kulturgemeinſchaft ſetzt. Die Abſtimmung iſt ohne irgendwelche 
Verſchleierungsverſuche von deutscher Seite vor ſich gegangen. Die 
Loſung hieß klar und eindeutig: Hier Deutschland — hier Polen; und 
der Maſure hat für Deutſchland geſtimmt. 

Die Polen ſprechen von einer ethnographiſchen Sugehörigkeit 
Maſurens zu Polen. Mit Unrecht: Denn die Maſuren ſind von 
deutſchen und pruzziſchen Elementen nordiſcher Raffe jo ſtark durch- 
jetzt, daß es nicht mehr möglich iſt, fie als eine Volksgruppe zu be⸗ 
zeichnen, die von der Bevölkerung im nördlichen Oſtpreußen ethno- 
graphiſch verſchieden, dagegen mit den ſüdlich benachbarten Polen 
raſſiſch eng verbunden iſt. Ganz gewiß haben die Poſener Polen, 
die ſtark mit Deutſchen gemiſcht find, mit ihren oſtgaliziſchen Volks— 
genoſſen weit weniger als die heutigen Maſuren mit den Königs- 
bergern zu tun. 

Das hindert die Polen freilich nicht zu behaupten, daß das ſüdliche 
Ostpreußen von einer ihrer Abſtammung nach Jlavifchen Bevölkerung 
beſiedelt iſt, die ſich bei ihrer Loslöſung von Deutſchland ſchnell und 
gern der polniſchen Kultur erſchließen würde. Da die polniſche Pro— 
paganda mit Eifer dabei iſt, ſolche Hedankengänge zu verbreiten, um 
die künftige Verwirklichung der vor zehn Jahren noch fehlgeſchlagenen 
Abſichten vorzubereiten, iſt es wohl angebracht, wieder einmal auf 
das Verhältnis des maſuriſchen zum deutſchen Volkstum einzugehen. 
Sejt ſteht, daß es zu der Zeit, in der die Heutſchritter ihren Einzug in 
Oſtpreußen hielten, keine Slawen im Land gegeben hat; das Wald— 
und Sumpfgebiet der preußiſchen Seenplatte, die Landſchaft Galindien, 
war von einem pruzziſchen Volksſtamme beſiedelt. Damit fällt die 
polniſche Behauptung vom „urflawiſchen Charakter“ Oſtpreußens in 
ſich zuſammen. Erſt die Koloniſation der Deutſchherren hat neben 
zahlreichen deutſchen oder altpreußiſchen Bauern und Stadtbürgern 
auch Siedler aus dem benachbarten Maſovien in die nach der Ver— 
nichtung der Erſtbewohner menſchenleer gewordene „Wildnis“ gezogen. 
Nach dem zweiten Chorner Frieden (1466), als nach dem Suſammen— 
bruch der Ordensmacht die deutſche Zuwanderung ins Stocken kam, 
breitete ſich mit Hilfe des deutſchen Adels das flawiſche Element im 
ſüdlichen Ostpreußen aus und drang nach Norden und Vordoſten ſelbſt 
in rein deutſche Kreiſe wie Angerburg, Naſtenburg und Goldap vor. 
Dieſe Bewegung dauerte bis zur Mitte des 17. Jahrhunderts an. 1656 
und 1657 wurde das ſlawiſch gewordene Maſuren durch die Cataren- 
einfälle verwüſtet. Mord, Peſt und Hunger entvölkerten das Land; 
weite Strecken lagen wült; nicht weniger als 13 Städte und 249 Dörfer 
wurden zerſtört. Aus dieſer Notzeit ſtammt der Nationalhaß der 
Maſuren gegen die Polen, als deren Verbündete damals die tatariſchen 
Mordbrenner in Oſtpreußen eingefallen ſind. Che ſich das Land von 
diefen Schlägen hatte erholen können, hat es in den Peftiahren 
1709/10 wiederum mehr als ein Drittel feiner damals meiſt flawiſchen 
Bewohner verloren. 

Von dieſer Seit an ift das Deutſchtum in Majuren wieder lang- 
ſam, aber unaufhaltſam im Vorrücken begriffen. Deutſche Hand- 
werker und Kaufleute wanderten zu; die Städte wurden wieder deutſch. 
Friedrich Wilhelm J. und Friedrich der Große beſetzten die wüſten 
Bauernſtellen mit deutschen, ſeltener auch mit polniſchen Siedlern. In 
die meiſten maſuriſchen Städtchen wurden Sarnijonen gelegt; neue 
Dörfer und Städte wurden gegründet. Die Erſchließung des Landes 
durch Verkehrswege und die Urbarmachung der ſiedlungsfeindlichen 
Moore wurden in Angriff genommen. Der Befreiungskrieg zeigte 
dann, daß Maſuren gut preußiſch war. Seine Bewohner ſtanden 
mit in vorderſter Front gegen die Fremdherrschaft, während es der 
Pole mit Frankreich hielt. Das erſtarkte Nationalbewußtſein im 
Gefolge der napoleoniſchen Kriege hat die Ausbreitung der deutſchen 
Sprache und die Einführung deutjcher Geſittung in Maſuren zu eine: 
Angelegenheit der ganzen deutſchen Bevölkerung Oſtpreußens gemacht. 
Hierbei ift es niemals zu Swangsmaßnahmen gekommen. Das höhere 
Schulweſen war immer rein deutſch. Im Jahre 1875 konnte auch 
in den Volksschulen (außer für den Xeligionsunterricht) allgemein 
die deutſche Sprache eingeführt werden, nachdem vorher ein aus- 
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reichender Stamm ortsanjälliger maſuriſcher Lehrkräfte für die Er- 
teilung des deutſchen Unterrichts herangebildet worden war. Die 
Überlegenheit des Deutſchtums in kultureller und wirtſchaftlicher Hin- 
ſicht wurde nie beſtritten. Deutſch galt immer als die Sprache der 
„belleren Leute“, deren ſich jeder bediente, der lich irgendwie über 
Jeine dörfliche Umgebung hinausheben wollte. Der Verſfuch, ein 
eigenes malurifches Seiſtesleben zu entwickeln, wurde niemals gemacht. 


IT 


Das ganze majarilıhe Vereinsleben geht auf deutſche Auregung zurück 
oder iſt im engſten Suſammenhang mit den anjäljigen Deutſchen ent- 
tanden. Bis in die entlegensten Grenz- und Walddörfer ſind die 
Vereine, die der Geſelligkeit, dem Sport, der Bildung, der Pflege 
kirchlichen Lebens und der wirtſchaftlichen Selbſthilfe dienen, ver- 
breitet; bis in die letzten Winkel des Landes bringen ſie den deutſchen 
Geist. (Schluß folgt.) Dr. K. 


Oſtmärkiſches Allerlei. 5 


Nundſchreiben des Miniſterpräſidenten Bartel. 


Der neue Regierungschef hat ein Nundſchreiben an die Beamten 
jchaft gerichtet, das einiges Aufſehen erregt hat, weil es ein bezeich⸗ 
nendes Licht auf die Zuftände in polniſchen Beamtenkreiſen wirft. Die 
Beamten werden ermahnt, vorſchriftsmäßig ihren Dienſt 

zu beginnen und auszuführen, nicht während der Dienſt⸗ 
jtunden im die Kaffeehäufſer und Neſtaurauts zu 
laufen und dort ihre Seit zu vergeuden. Es wird darauf aufmerk- 
jam gemacht, daß manche Beamte ſich zu nächtlicher Seit in 
Kaffeebäufern und Bars zu zeigen pflegen und ſich dort in 
einer Weiſe benehmen, die ſich mit ihrer Beamtenwürde nicht verein- 
baren läßt. Damit hat Herr Bartel eine empfindliche Stelle berührt. 
Es ijt kein Geheimnis, daß manche Beamten ein Leben führen, deſſen 
Koſten unmöglich aus ihrem ſchmalen Gehalt beſtritten werden kann. 
Beſonders in den letzten Jahren, ſeitdem Polen „moraliſch ſaniert“ 
wird, kann man wieder feltftellen, wie viele Beamte reichliche Gelder, 
die ſie auf rätselhafte Weiſe verdient haben, luſtig und unbekümmert in 
öffentlichen Lokalen durchbringen. In den diplomatiſchen Kreijen 
Warſchaus hat ein ſolches Auftreten gewaltiges Auffehen erregt. Wenn 
man annehmen könnte, daß ein Nundſchreiben imſtande wäre, dieſe 
Dinge zu ändern, könnte man ſagen, daß Herr Bartel auf dem beſten 
Wege iſt, jeiner Beamtenſchaft europäiſche Geſittung beizubringen. 

* 


Kirchenſkandal im Kreise Schweßz. 

Trot alten Vorrechts für die ärmeren Semeindemitglieder auf eine 
Anzahl Sreipläte auf dem Chor war der Geiſtliche einer Gemeinde im 
Kreise Schwetz nicht davon abzubringen, auch dafür Bezahlung zu ver- 
langen und faßte ſchließlich den Gedanken, die fraglichen Chorteile mit 
den Bänken einfach abbrechen zu laſſen. Ein Ciſchlermeiſter mit ſeinen 
Leuten wurde ohne vorheriges Befragen dazu beauftragt, vom Geiſt⸗ 
lichen bei der Arbeit jogar eingeſchloſſen und der Kirchenſchlüſſel in ſeine 
Wohnung mitgenommen. Die ahnungsloſen Einwohner hörten das 
Sägen und Hämmern in der Kirche und rotteten ſich in großer Er- 
regung vor der gejchlojienen Kür zuſammen. Alles zog zur Pfarrer- 
wohnung, und eine Delegation verlangte von der Wirtin desſelben, den 
Pfarrer zu ſprechen, welcher den Kirchenfchlüflel herausgeben follte. 
Dieſer weigerte ſich mit den Worten: „Ich bin der Herr und habe zu 
beſtimmen!“ ließ ſich auch nicht ſehen. Bei der draußen ſtehenden Menge 
jtieg die Erregung aufs höchſte. Darauf wurde der Kirchenſchlüſſel aus 
der verjchlojfenen Pfarrerwohnung durch das Senjter ausgeliefert. Alles 
zog nun zur Kirche, dieſe wurde geöffnet und der Tiſchlermeiſter auf- 
gefordert, ſofort mit dem Abbrechen des Chors aufzuhören, der ſchon 
zum größten Teil heruntergebrochen war. Bei der Weigerung hierzu 
eutſtand eine ſchwere Prügelei, während welcher Meiſter und Geſellen 
hinausgeworfen wurden. Abends fand eine große Verſammlung unter 
Tollnahme von elwa 2080 Perſonen ſtatt, welche mit einem dem Pfarrer 
zu ſtellenden Ultimatum endigte, bis 12 Uhr mittags am nächſten Tage 
das Dorf zu verlaſſen, ſonſt würde ſein Leben bedroht ſein. Gleichzeitig 
beſchloß man, das Eigentum des Pfarrers zu beſchlagnahmen zwecks 
Schadenserſatz für den zerſtörten Kirchenchor. Der Pfarrer reiſte Jofort 
ab, und die von dem Vorfall benachrichtigte kirchliche Aufſichtsbehörde 
hat inzwischen ſchon für einen anderen Geiſtlichen als Erſatz Sorge 
getragen, welcher bereits amtiert. 

* 


Ein Ehrenmal für Carl Teike in Landsberg a. d. W. 

Auf dem evangeliſchen Friedhof in Landsberg hat der am 28. Mai 
1922 verſtorbene Komponiſt Carl Teike feine letzte Ruheſtätte in 
einem Reihengrab gefunden. Carl Teike wurde am 5. Februar 1864 
zu Altdamm im Regierungsbezirk Stettin geboren. Sein Vater war 
Schmied. Teike beſuchte die Gemeindeſchule in Süllchow bei Stettin. 


Nach ſeiner Schulentlaſſung ſchickten ihn jeine Eltern zum Stadtmujikus- 


Böttcher in die Lehre, die er im April 1883 beendete. Am 
1. Oktober 1883 trat er beim Grenadierregiment König Karl Nr. 123 
als Dreijährig-Freiwilliger ein. 1890 trat er zur Schutzmannſchaft über, 
um ſpäter nach Landsberg überzuſiedeln, wo er als Kreisbote beim 
Landratsamt tätig war. Als Komponiſt trat Carl Teike erſtmalig im 
Jahre joo hervor. Sein Marſch „Alte Kameraden“ hat ihm Welt- 
ruf gebracht. 

Um ſein Andenken zu ſichern, bildete ſich zu Anfang des Jahres 1929 
in Landsberg a. d. W. ein Ausſchuß, der ſich zur Aufgabe geſetzt hatte, 
dem Verſtorbenen ein ſchlichtes Ehrenmal zu fetzen. Ein Aufruf, durch 
freiwillige Spenden die Sinanzierung des Ehrenmals zu ermöglichen, fiel 
nicht nur in Landsberg, Jondern in vielen Teilen unſeres Vaterlandes 


auf fruchtbaren Boden. Der Semeindekirchenrat ſtellte eine Ehren- 
grabſtätte auf dem neuen Teil des Friedhofes bereit. Das Ehrennmal 
iſt von dem oſtmärkiſchen Bildhauer Karl Schnauje entworfen. 

* 


Niklaus Fellenſtein zum Gedächtnis. 

Eine „Niklaus -Sellenſtein⸗Straße“ it in Marienburg zu Ehren des 
rheiniſchen Baumeiſters aun der Marienburg, des 
aus Koblenz ſtammenden Marienburger Bürgers 
Niklaus Sellenſtein durch Anderung eines unzutreffend 
gewordenen Straßennamens in der Altſtadt gejihaffen worden. Die 
Straße läuft mit ihrer Achſe auf die Marienburg zu. Sellenſtein hat 
um 1300 an einem der berühmteſten Teile der Marienburg den ſtolzen 
Hochmeiſterpalaſt geſchaffen, der ſichtlich rheiniſche Art zum Ausdruck 
bringt. So dokumentieren ſich die engen kulturellen Suſammenhänge 
zwiſchen Weit und Oft, inſonderheit zwiſchen Rheinland und Ojt- 


preußen. A Pamelcik. 


Erfolg eines Cilſiter Künſtlers. 

_ ‚Serbard Bremſteller, der Sohn des verftorbenen Kaufmanns 
Fritz Bremjteller, iſt zum Oberorganiſten und Chordirigen⸗ 
ten an der Königin⸗Luiſe⸗ Gedächtniskirche in 
Breslau gewählt worden. Unter einer großen Reihe von durchweg 
älteren und zum Teil bewährten Bewerbern hat man ihm dem Vorzug 
gegeben. Es iſt das ein Erfolg, wie er heute nur wenigen jungen 
Künſtlern beſchieden iſt. Gerhard Bremſteller beſuchte das Staatliche 
Symuafium in Cilſit, ſtudierte nach beſtandener Reifeprüfung zunächſt 
bei Prof. Sinker- Berlin, ſpäter bei Prof. Ramin -⸗Leipfig 
Kirchenmuſik und gedenkt im Laufe dieſes Jahres die ſtaatliche Prüfung 
abzulegen. Den erſten Unterricht im Orgelfpiel empfing er von Hugo 
Hartung. Der Künſtler ift erſt 24 Jahre alt. 


* 


Heiteres. 
Das Monokel. 


Der Graf war nicht nur einer der beten und tüchtigſten Ravalle- 
riſten der Jächſiſchen Friedens-Armee, auch im Felde zeichnete er ſich 
als Führer eines Referve-Infanterie-Regiments beſonders aus. 

Seine Leute vergötterten ihn. 

Wie ſo oft durchſchritt der Graf den vorderſten Graben, Stahlhelm, 
Mannſchaftsmantel, Koppel mit Seitengewehr, Sasmaske vor dem 
Leibe, über und über verdreckte Stiefel — und im Auge das Monokel, 
mit dem er zur Welt gekommen. 

Der Mann auf der Poftenbank drehte ſich um und Jah einen ihm 
unbekannten Soldaten auf ſich zukommen. 

„Du“, fragte er, „was for e Landſer bijt de denn eejentlich?“ 

Darauf der verwunderte Graf: 

unse Sie mal, haben Sie ſchon mal einen Lander mit Monokel 
geſehn? 

„Nee — deshalb frage ich dich doch grade, du dummes Luder!“ 

(Aus „Kacpnarek IV.“ von Peter Purzelbaum im Brunnenverlag, 
Karl Winkler, Berlin SW.) 5 


Oftwanderung. 

Es goß, was vom Himmel konnte. Beſtimmt wäre ich keinen 
Schritt aus dem Hauſe gegangen, wenn nicht eine dringende Konferenz 
mich nach dem Weſten Berlins gerufen hätte. Unterwegs begegne ich 
meinem Sreund Klapperbuſch. Langſam, würdevoll, zielbewußt durch⸗ 
läuft er die Straßen des Weſtens. „Na, Klapperbuſch,“ rufe ich ihm 
zu, „wohin bei dem Schweinewetter?“ — „Nach dem Often. Nach dein 
Grünen Weg.“ — „So weit wollen Sie, bei diefer entſetzlichen Nälle 
Was haben Sie denn im Often zu tun?“ — „Ach, nichts, bloß jo.“ 
— „Bloß jo? bei dieſem Wolkenbruch?“ — „Ebendrum. Der Wetter- 
berint vom Lobalanzeiger jagt heute: Im Oſten ſchwächere Regen- 
fälle!“ 


Anjlöjung des Kammrätſels aus Nr. 5. 
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lllenſtein — Thorn. 
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